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Kennen Sie Herrn Newton? 
Namen, die zu Maßeinheiten wurden 

Eine der berühmtesten Episoden In 
der naturwissenschaftlichen Ge­
schichte Ist Newtons Apfel. Angeb­
lich sah Isaak Newton einen Apfel 
vom Baum fallen und wurde hier­
durch zu seiner Entdeckung des Gra­
vitationsgesetzes angeregt. 

Diese Begebenheit - gleichgültig 
ob sie der Wahrheit entspricht oder 
nicht - zeigt, daß oft alltägliche Be­
obachtungen den Anstoß zu großen 
wissenschaftlichen Leistungen ge­
ben. Es bedarf jedoch eines so ge­
nialen Menschen wie Newton, um 
diese Alltagserfahrung aufzugreifen 
und In eine wissenschaftliche Theo­
rie zu kleiden. 

Isaak Newton wird am 4. Januar 
1643 In Woolthorpe (Eng land) als 
Sohn eines Landwirtes geboren. Mit 
18 Jahren nimmt er sein Studium in 
Cambridge auf, wo er 1669 zum Pro­
fessor der Mathematik berufen Wird. 
Newton wird Mitglied der Royal So­
ciety In London und später ihr Präsi­
dent. Ab 1699 steht er der Königli­
chen Münzanstalt vor. 

Newtons Lebenswerk markiert ei­
nen Wendepunkt In der Geschichte 
der gesamten Naturforschung. In sei­
ner "Prlncip,a", dem ältesten umfas­
senden Lehrbuch der theoretischen 
PhYSik, fügt er seine Erkenntnisse 
und die der früheren naturwissen­
schaftlichen Größen zu einem Ge­
samtbild der Physik zusammen. 
Durch seine neue Art der exakten Be­
weisführung prägt Newton die 
zukünftige Entwicklung der naturwis­
senschaftlichen Forschung. 

Schon während des Studiums er­
regt Newton die Aufmerksamkeit der 
Mathematiker. Durch seine Betrach-

tungen über das Rechnen mit unend­
lich kleinen Zahlen liefert er die 
Grundlage für die Dlfferential- und In­
tegralrechnung. Wegen der in Eng­
land tobenden Pest epidemie 
(1665-66) zieht er sich in sein Hei­
matdorf zurück. Hier findet er ausrei­
chend Zeit und Ruhe, um seine For­
schungen voranzutreiben. 

Bei Versuchen, die Konstruktion 
von Fernrohren zu verbessern, stößt 
er auf Farberscheinungen beim 
Durchgang des Lichts durch Linsen. 
Newton entdeckt die Zusammenset­
zung des weißen Lichts aus den 
Spektralfarben. In der Natur führt dies 
zu dem immer wieder imposanten 
Schauspiel des Regenbogens. Seine 
Schlußfolgerungen veröffentlicht er 
erst 40 Jahre später. In seiner Ab­
handlung "Opticks" beschreibt er die 
Natur des Lichtes und erklärt, warum 
es in unsere Welt Farben gibt. 

In die zwei Jahre seiner Zurückge­
zogenheit fallen auch die Anfänge der 
"Principia". Ausgehend von den Ge­
setzen der Schwerkraft, die wir tag­
täglich am eigenen Leibe erfahren, 
dehnt er deren Gültigkeit auf die Him­
melskörper aus. So, wie die Schwer­
kraft den Apfel vom Baum fallen läßt, 
bestimmt sie ebenso das Zusam­
menspiel der Planeten und Sonnen. 
Die Erkenntnis, daß die Naturgesetze 
nicht nur auf der Erde gelten, sondern 
ebenso auf die Himmelskörper ange­
wendet werden müssen, stellt eine 
fundamentale Voraussetzung für die 
einheitliche Naturwissenschaft von 
heute dar. 

Newton gelangt allein durch exak­
te mathematische Herleitung zu sei­
nen Ergebnissen und verläßt damit 
die gültigen Vorstellungen von wis-

senschaftlicher Arbeit. Dies ermög­
licht Ihm, in Bereiche der Natur vor­
zudringen, die einem direkten Zugriff 
des Menschen entzogen sind. Damit 
öffnet er der naturwissenschaftlichen 
Forschung neue Wege. Die von New­
ton geschaffenen Grundlagen der 
Mechanik besitzen bis heute unver­
ändert ihre Gültigkeit. Erst zu Beginn 
des 20. Jahrhunderts wurden sie 
durch die Relativitätstheorie erwei­
tert. Am 31. März 1727 stirbt Isaak 
Newton in Kensington (Landon) und 
wird in der Wes tm inster-Abtei beige­
setzt. 

Zu Ehren dieses großen Wissen­
schaftlers, der seiner Zelt weit voraus 
war und die Entwicklung der Natur­
wissenschaft richtungweisend mit­
geprägt hat, trägt die Einheit der Kraft 
den Namen Newton. 

(Foto: Deutsches Museum) 

Die Einheit' der Kraft ist das 
Newton. 1 Newton ist gleich der 
Kraft, die einem Körper der Masse 
1 kg die Beschleunigung 1 m/s' 
erteilt. 

, Einheit = aus den Basisgrößen 
des international gültigen Maßsy­
stems abgeleitete Maßeinheit. 
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Immer noch keine 
einheitliche N otfall-Nummer 

ren solle das Thüringer Brand­
schutzgesetz noch in diesem 
Jahr mit Ausführungsbestim­
mungen konkretisiert werden: 
mit der Verordnung über die 
EntSChädigung von Ehrenbe­
amten sowie über die Aul ­
wandsentschädigung ehren­
amtlicher Feuerwehrange­
höriger. mit der Werkfeuer­
wehrverordnung sowie mit ei ­
nem Erlaß zur Brandsicher­
heitswache. 

Immer noch gibt C~ in 
Deutschland keine einhei tli ­
che Telefon-Nummer lur 
Alarmierung der Rettungs­
dienste. Wie der ADAC fest­
stellt, gilt im Norden hiiufiger 
die 112 ab Notfall -Nummer, 
also die Nummer der Feuer­
wehr, im Süden dagegen mehr 
die 110, die Poli/ei-Nummer. 

In Bayern und Teilen Ba­
den-Württembergs soll der 
Rettungsdienst über die Num­
mer 19 222 alanniert werden. 
eine nach Ansicht des ADAC 
wenig bekannte Nummer. die 
auch keinen Vorrang in den 
Funktelefon-Neuen hat. Dar-

betreffenden Ortsnetze, die 
19222 immer mit Vorwahl ge­
wäh l! werden. 

In einigen Bereichen der 
neuen Bundesländer exi~tiert 
noch die Nummer 115, unter 
der früher die ,.Schnelle Medi­
tinische Hilfe" erreichbar war. 
Jellt ~oll diese Nummer er­
'''tz1o, abgeschafft werden. 

Wie eine Übersicht de, 
i\DAC Leigt, bestehen in eini­
gen Bundesländern auch noch 
,pe/ielle Telefon- ummern 
für einzelne Stadtbereiche. 
Hier ,ind Ortsfremde bei Not­
Hillen tOial überfordert. Oft be­
),lehcn aber auch Iwischen den 

über hinaus muß außerhalbdes einzelnen Zentralen Querver-

11 Oie 1121111 nur In Schwertn. Cn!lt,wakl. Neu~dtnbu ... RooIto<:k. Sl ..... und. W"'mar, 
11 Oie 112 U "1 ... rZeII.Ullpl~'h )I ... o..r In SI .. IIIIII1, 07 Ll/ II02 LI, EMlinpn, 0711 f lS303S, 

ZOllem .. b .. ", .... 0 74 U / U 11 
Hellbnmn, 0713114 :10$.5 , lIohtnloheknt. 0714111011. o..taJb"~ 073'1/ 104.1, ADAC 
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bindungen, ~o daß mil den 
Nummern 11 2 und 110 Hilfe 
herbeigerufen werdcn kann. 

WiChtig im Notfall ist nicht 
nur die richtige Telefon-Nl"n­
me. sondern genauso die kor­
rekte Meldung. Hier die 
ADAC-Tips für die .,5 W··: 
I. Wo i't der Unfall, die akute 

Erkrankung? 
2. Was ist passiert (welche Ver­

letLung oder Erkrankung 
liegt vor? Sind Per~onen ein­
geklemmt?) 

3. Wann ist e!o, passiert? 
4. Wer meldet den otfall? 
5. Warten Sie Rückfragen ab. 

nicht gleich aunegen! 

Innenstaats­
sekretär 

Dr, Lippert: 
Auf Feuerwehren 

ist rund um die Uhr 
Verlaß 

Weitere Ausführungsbe-
stimmungen zum Brand-
schutlgesetL kündigte anHiß­
lieh dc'> ersten Verband!o,feucr­
wehrtages der Freiwilligen 
Fcuerwehr der Verwaltungs­
gemeinschaft Bad Tennstedt 
der Innenstaatssekretär des 
Landes Thüringen. Dr. Micha­
el Lippert, im Juni in Blanken­
burg an. 

Nach dem Thüringer Brand­
und Katastrophenschutlgcsetl 
lind den Verordnungenlur Or­
gani sation der Feuerwehren, 
zur Gcfahrcllverhütungs­
schau, zur Feuerwehr-Unfall­
ka~sc sowie mit der Gründung 
des ,.Landesbeirates für 
Brandschutl, Allgemeine Hil­
fe und Katastrophen~chutz" in 
den vergangenen beiden Jah-

Zugleich gelte es weiterhin. 
so Lippert. die technische Au,­
rüstung der Freiwilligen Feu­
erwehren schrittweise an die 
der alten Bundesländer anzu­
gleichen . Ebenfalls ein 
Schwerpunkt seien eu- blw. 
Umbau von Feuerwehr­
gerätehäusern ... Dafür wird e\. 
wenn auch in begren7tem Um­
fang, Zuwendungen durch das 
Land Thüringen geben:' Die 
Zuwendungen des Lande~ an 
den Kreis Bad Langensal"" 
resümierte der Staatssekretär, 
hätten in den vergangenen bei­
den Jahren eine bemerken~­

werte Höhe erreicht: 530 I 0 
Mark für Feuerwehrfahrzeu­
ge, I 976998 Mark für Feuer­
wehrgerätehäuser und 217 320 
Mark für Funktechnik. Für 
1993 stehen nach den Worten 
des, Innenstaatssekretärs ca. 5 
Millionen Mark für Zuwen­
dungen und darüber hinaus Je 
18 Millionen Mark Verpnich­
tungsennächtigungen zu La­
sten der Haushaltsjahre 1994 
und 1995 zur Verfügung. 

Dieser Einsatz von Mitteln. 
so Lippert abschließend. sei 
auch Ausdruck dafür. daß ,ich 
"die Landesregierung der Be­
deutung bewußt ist, die der 
LeiMung der Feuenvehren im 
Rahmen der öffent lichen Si ­
cherheit zukommt". Diese Be­
deutung werde belegt durch 
die lunehmende Alarmierung 
- immerhin 58,2 Prozent aller 
Einsätze 1992 - im Rahmen 
der allgemeinen Hilfe: "Bei 
der Bevölkerung ist die Über­
leugung verwurzelL. daß auf 
Feuerwehren grundsälzlich 
nilld um die Uhr Verlaß ist." 



Schweiz: 
Zivilschutz 

im Umbruch 
Unter dem Titel "Zivi l­

schutz im Umbruch" ist beim 
schwei zerischen Bundesamt 
für Zivilschutz eine vierfarbi­
ge Broschüre erschienen. Sie 
stellt die Konzeption , Organi­
sation und die Einsatzmög­
lichkeiten des Zivilschutzes 
gemäß dem neuen Leitbild dar. 
Die 40 Seiten umfassende 
Schrift richtet sich an die brei­
te Öffentlichkeit, vor allem 
aber an angehende und bereits 
eingeteilt Schutzdienstpnich­
tige. 

Die Broschüre stellt in sie­
ben kurzen, reich illustrierten 
Kapiteln den neuen Zivil­
SChUIl vor und vennittelt einen 
Überblick über den Stand der 
geplanten und bereits realisier­
ten Refonnen. Zunächst wird 
die Frage beantwortet, wes­
halb der Zivilschutz eine Not­
wendigkeit ist. Danach werden 
die bei den Hauptaufträge 
(Schutz, Rettung und Betreu­
ung im Fall bewaffneter Kon­
flikte, Hilfe bei Katastrophen 
und in anderen Notlagen) er­
läutert. Weitere Kapitel zeigen 
die Aufgabenteilung zwischen 
Bund, Kantonen und Gemein­
den sowie die Einsatzarten im 
Aktivdienst und bei Katastro­
phen in Friedenszeiten auf. Im 
letzteren Fall wird der Einsatz 
von ersten Elementen des 
Zivilschutzes innerhalb von 
Stunden angestrebt. Dement­
sprechend werden die Mittel 
des Zivilschutzes (Schu tz­
dienstpflichtige, Material , 
Ausrüstung, Schutzräume) ge­
zielter auf den neuen Auftrag 
ausgerichtet. Die Reduktion 
der Schutzdienstpflicht vom 
60. auf das 52. Altersjahr wird 
dabei wesentlich zur Flexibili­
sierung und Effizienzsteige­
rung des Zivilschutzes beitra­
gen. Ausführlich wird die ver­
besserte Ausbildung behan­
delt, die künftig noch vermehrt 
den richtigen Mann bzw. die 
richtige (freiwillig mitma­
chende) Frau an den richtigen 
Platz stellt, indem die mitge­
brachten Kenntnisse und 
Fähigkeiten gezielter als bis­
her genutzt werden sollen. Die 
Übersicht über die versch iede-

nell Dienste des ZivilschuIlCS 
zeigt auf, wo diese Fähigkeit 
innerhalb der Organisation am 
besten zum Zuge kommen 
können. Das letzte Kapitel er­
läutert die Bedeutung der In­
formation (Alarmierung, 
Schutzplatzzuweisung) und 
erinnert an den wichtigen Auf­
trag, den die Behörden und Zi­
vilschutzorganisationen in 
diesem Bereich wahrzuneh­
men haben . 

Die Broschüre "Zivilschutz 
im Umbruch" ist auf deutsch, 
französisch und italienisch er­
schienen und wird vom Bun­
desamt für Zivilschutz unent­
geltlich abgegeben. Schriftli­
che Bestellungen sind unter 
Beilegung einer auf den eige­
nen Namen adressierten Kle­
beadresse zu richten an: Bun­
desamt für Zivilschutz, Infor­
mationsdienst, 3003 Bem. 

Über 
50 000 Einsätze 

für Hessens 
Feuerwehren 

Insgesamt 50449mal rück­
ten die Frauen und M änner der 
hessischen Feuerwehren im 
Jahre 1992 zu Bränden, tech­
nischen Hilfeleistungen und 
Umweltschutzeinsätzen aus. 
Diese stattliche Zah l geht aus 
der neuesten Jahresstatistik 
hervor, die Innenminister Dr. 
Günther kürllich in Wiesba­
den bekanntgab. Mit einem 
Minus von 3,6 Prozent ist im 
Vergleich l um Vorjahr ein 
leichter Rückgang der Ge­
samteinsatzzahl zu verzeich­
nen. 

Sehr hoch sei mit fast 65 
Prozent der Anteil der ehren­
amtl ichen Brand1,chützer am 
hessischen Einsatzaufkom­
men. Günther: "Dieses Enga­
gement verdient Anerkennung 
- ohne die Freiwillige Feuer­
wehr wäre der Brandschutz 
nicht zu gewährleisten." 

Die große Bedeutung der 
Feuerwehren für die Sicher­
heit der Bevölkerung läßt sich 
an der Zahl der aus Zwangsla­
gen geretteten Menschen fest­
machen: Bei Bränden und Hil­
felei stungen konnten 867 Per­
sonen unverletzt und 3 250 ver­
letzt gerettet werden. Für 596 

Thüringen jüngstes BVS-Mitglied 
Nach Sachsen-Anhalt, 

Meck lenburg- Vorpommern, 
Brandenburg und Sachsen ist 
nun auch Thüringen - als letz­
tes der fünf neuen Bundeslän­
der - dem Bundesverband für 
den Selbstschutz (BVS) beige­
treten. Mit Datum vom 9. Juni 
1993 erklärte das Thüringer 
Innenministerium in einem 
Schreiben an den BVS-Vor­
stand die Mitgliedschaft des 
Landes. Das Innenministeri -

Menschen kam jede Hilfe zu 
spät. Daß die Männer und 
Frauen der Feuerwehren bei 
ihren Rettungseinsätzen ein 
hohes persönliches Risiko tra­
gen, zeigt die Zahl von 232 im 
Dienst Verletzten. Zwei Feuer­
wehrrnänner starben im Ein­
satz. 

Die Bilanz im einzelnen: 
Brandeinsätze 

Die Anzahl der Brände ging 
von 18212 im Jahr 1991 auf 
14453 im Jahr 1992 zurück. 
Die Brandschadenssumme 
verringerte sich um annähernd 
49 Prozent auf 343,5 Millio­
nen (J 99 I: 67 I Millionen). Als 
Grund für diesen deutlichen 
Rückgang nannte Dr. Günther 
die Großschäden in Industrie 
und Gewerbe, die im Jahr 199 I 
die Schadenssumme auf eine 
Rekordhöhe ansteigen ließen . 
Aufgegliedert nach Brandum­
fang rückten die Feuerwehren 
im Jahr 1992 zu 693 Großbrän­
den (199 I: 966), 2002 MitteI ­
bränden ( 199 I: 28 I 6) und lU 

I I 848 Kleinbränden ( 199 I: 
14430) aus. 

Bei den Brandursachen 
standen 1992 die unermittelten 
Ursachen mit 4405 Fällen und 
einer Schadenssumme von 73 
Millionen auf dem ersten 
Platz, gefolgt von den vorsätz­
lichen Brandstiftungen mit 
3803 Fällen und einer Scha­
denssumme von 90 Millionen. 
Weitere Ursachen waren feh­
lerhafte elektrische Anlagen 
(1256), Selbstentzündung 
(603), schadhafte Feuerungs­
an lagen (494), Kinderbrand­
stiftung (325), Funkenflug 
(237), Blitzschlag ( 116) und 

um bezog sich dabei auf Para­
graph I I des Gesetzes über die 
Erweiterung des Katastro­
phenschutzes in Verbindung 
mit Paragraph I der BVS-Ver­
ordnung vom 6. April 197 J. In 
letzerem heißt es: ,.Die Mit­
gliedschaft im Bundesverband 
für den Selbstschutz (BVS) ist 
freiwillig. Sie wird durch 
schriftliche Beitrittserklärung 
gegenüber dem Vorstand er­
worben." 

Explosionen (101). Sonstige 
Brandursachen sind mit 3203 
Fällen vertreten. 

Sehr hoch war auch im Jahr 
1992 mit I I 222 Fällen die An­
zahl der Fehlalarmierungen 
und der böswilligen Alarme. 
Dies sind 22 Prozent aller 
Einsätze der hessischen Feuer­
wehren, d. h., nahzujeder vier­
te Einsatz war unnötig. 
Technische Hilfeleistungen 

Einen Zuwachs an Einsät­
zen verleichneten die Feuer­
wehren bei den technischen 
Hilfeleistungen: 35906mal 
( 199 I : 34039) rückten die 
Retter zu Verkehrsunfallen, 
zur Rettung in Not geratener 
Menschen, zu Umwelteinsät­
zen, Sturm- und Wasserschä­
den, zur Rettung von Tieren 
oder sonstigen Hilfeleistungen 
aus. 

Einen Spitzenplatz in der 
Einsatzstatistik nahmen auch 
im Jahr 1992 die Umwelt­
schutzeinsätze mit insgesamt 
13756 Fällen ein. Innenmini­
ster Dr. Günther: "Die Feuer­
wehren sind also nicht nur die 
vielbeschworene größte Bür­
gerinitiative, sie sind auch eine 
große Umweltschutzorganisa­
tion." Bei den Umwelteinsät­
zen stand das Auffangen und 
Aufnehmen von ausgelaufe­
nen Mineralölprodukten mit 
7709 Einsätzen im Vorder­
grund. Es folgten - bedingt 
durch die Unwetter des Jahres 
1992 - Stunn- und Unwetter­
einsätze (5436), Einsätze bei 
Verkehrsunfallen (2946), ge­
folgt von Insekteneinsätzen 
(2946) sowie der Hilfe beim 
Öffnen von Türen. In mehr als 
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1000 Fällen wurden die Weh­
ren zur Renung von Tieren 
alarmiert. 

Innenminister Dr. Günther 
dankle den rund 93 000 Frauen 
und Männem der hessischen 
Feuerwehren, die Tag und 
Nachl zum Schulz ihrer Mil­
menschen bereil slehen. Be­
sonderer Dank gelle den 
90000 Angehörigen der Frei­
willigen Feuerwehren, die die­
sen schweren und gerahrvol­
len Diensl ehrenamllich leisle­
ten. 

Suhl nun dritter 
Luftrettungs­

standort 
Seil dem I. Mai dieses Jah­

res verfügl Thüringen über ei­
nen drinen Lurlrenungs­
slandort In Suhl iSI nun ein 
weilerer NOlarzlhubschrauber 
für das junge Bundesland Sla­
lioniert. Es handeIl sich aller­
dings erst um ein Provil)orium: 
Solange in Suhl die inrraslruk­
turellen Vorausselzung für den 
Einsatz eines normalen Hub­
schraubers rehlen, der neben 
dem Pilolen und dem NOlarzl 
auch dem Palienlen Plalz bie­
tet, wird ein kleinerer Hub­
schrauber eines privalen Flug­
dienstes eingesetzt, der außer 
dem Pi loten nur den Arzt 
transportiert. 

Die Erfahrung zeige, so das 
Thüringer Innenministerium. 
daß ein Hubschraubertrans­
port des Patienten nur in ver­
gleichsweise wenigen Fällen 
erforderlich werde. In diesen 
Fällen könne auch von Suhl 
aus aur den in Errurt slalio­
nierten Renungshubschrauber 
SAR 89 zurückgegrirren wer­
den. Der kleinere Hubschrau­
ber biete darüber hinaus zwei 
Vorteile: er sei im Einsatz we­
sentlich billiger und könne 
auch in unwegsamerem 
Gelände landen. 

Suhl ergänzl damil die be­
reits existierenden LunTet­
tungsslandorte Erfurt und 
Nordhausen. Der NOlarzlhub­
schrauber in Suhl kann auch 
direkt von jedennann über die 
Leimelle unter der Teleron­
nummer 03681120 I 15 oder 
27131 oder 112 angerordert 
werden. 

Innenminister 
Perschau fordert 
Gleichbehandlung 

In einem Brief an den Bun­
desminisler des Innern haI 
Hartmul Perschau, Innenmini­
Sler des Landes Sachsen-An­
hall, erneut die Gleichbehand­
lung der wesl- und oSldeul­
sehen Kommunen beim leidi­
gen Thema .,Sirenen"' geror­
dert . 

Mil Ausnahme des Landes 
Brandenburg wurden die Sire­
nen in den neuen Bundeslän­
dern allesamt an eine Finna 
verkauft In den allen Bundes­
ländern wurden die Sirenen 
den Gemeinden zur weiteren 
koslenlosen Benutzung ange­
bOlen und bei Bedarf überge­
ben. Nichl mehr benöligle Si­
renen wurden abgebaul und 
den Gemeinden ebenralls 1-0-
slenlos als Ersatzleile angebo­
len . Dadurch, daß in den Ah­
bundesländern die Zivil­
schutzsirenen den Gemeinden 
kostenlos überlassen wurden 
und eine im wesentlichen ko­
slenlose Ersalzleilbereilslel­
lung durch die Einbehahung 
nichl mehr benöligler abge­
bauler Sirenen möglich iSI, 
enlslehl, so Perschau, lwangs­
läufig eine erneule Ungleich­
behandlung der Gemeinden in 
den neuen Bundesländern. 

So müssen unabhängig vom 
Zusland der Sirene die Ge­
meinden in den neuen Bundes­
ländernjährlich Mielkoslen an 
die besagte Finna von minde­
Slens 580 Mark zahlen. Im 

onnalrall gehen die Sirenen 
nach zehn Jahren in das Ei­
gentum der Gemeinden über. 
Sie si nd zwar runktionsHihig, 
enlsprechen dann aber nichl 
mehr dem Sland der Technik. 
Dadurch iSI eine erhöhle Re­
paraturanfalligkeil mil höhe­
rem Koslenaurwand bedingl, 
der eine Neubescharrung ral­
sam werden läßt In den AII­
bundesländern müssen die Ge­
meinden für Wartung. Pflege 
und Reparatur einschließlich 
Ersaweilversorgung für jede 
Sirene im Jahr zirka 265 Mark 
aufwenden. Weiterhin entspre­
chen die Sirenen den gehenden 
Bauvorschriften, so daß eine 
Neubescharrung aus Gründen 
des allgemeinen technischen 
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Emwicklungsslandes nichl 
mehr notwendig sein wird. 

Durch die damil verbunde­
ne erneute Bevorzugung der 
Ahbundesländer iSI nach Aur­
fassung des Innenministers 
Perschau eine Verärgerung der 
Gemeinden spürbar, der aus 
innenpolitischen Grunden wir­
kungsvo ll gegengesleuert wer­
den sol he. Es wäre angeteigl, 
den Vorteil, den die Gemein­
den der Ahbundesländer hat­
len und jew erhahen, durch 
eine angemessene Entschädi­
gung für jede weiter genutlte 
Sirene in den neuen Bundes­
ländern auszugleichen. Diese 
El1!scheidung, so Perschau, 
könllle auch den angestauten 
Unmut in den Gemeinden be­
seiligen helren. 

Besuch 
einer russischen 

Delegation 
bei der AkzV 

Zu Beginn dieses Jahres hal­
le der Vorsitzende des Slams­
komilees für Zivilverteidi­
gung. Ausnahmesituationen 
und die Beseiligung von Kala­
slrophenrolgen der russischen 
Föderation, Sergej K. Shoigu, 
angeregl, das Bundesinnenmi­
nisterium möge dem Staatsko­
mitee eine Übersicht über die 
einzelnen Komponemen der 
Ausbildung im Rahmen des 
Schulles der deulschen Bevöl­
kerung geben. Das Bundesin­
nenmlnlsterium folgte dieser 
Anregung und schlug zum 

Auftakl einen Besuch russi­
scherscils bei der Akademie 
für Livile Verteidigung (A kLV ) 
in Bonn-Bad Godesberg vor. 

Dieser Besuch kam kurzrri­
stig zuslande, so daß am 24. 
Mai eine vierköpfige russische 
Delegalion bei der Akz V be­
grüßI werden konme. Ihr 
gehörten an der Leilerder Aka­
demie für Zivilschutz der ru s­
sischen Föderation, General­
major Borisow, dessen Vertre­
ler, Obersl Makarow, General 
Chomenko, Ableilungsleiler 
de~ russischen Staatskomitees 
fürZivilverteidigung und Aus­
nahmesituationen. sowie Frau 
Ponolllarjowa als Expertin des 
Staatskomitees. 

Das von der AkzV ausgear­
beilele Arbeilsprogramm sah 
eine zeilwei lige Teilnahme der 
Delegalion an dem in der Wo­
che vom 25. bis 28. Mai lau­
renden Lehrgang "Grundlagen 
der zivilen Verteidigung im 
Rahmen der staallichen NOl­
fall vorsorge" vor. die mit einer 
gesonderten Einführung in den 
Vcrwaltungsaufuau der Bun­
desrepublik DeulSchland ver­
bunden war. 

Einen lweiten Schwerpunkt 
dieses Programms bildelen 
ausgiebige Fachgespräche mil 
Dozemen der Akz V. Die russi ­
schen Gäsle nahmen diese Ge­
legenheit wahr, um sich aus­
führlich sowohl über Inhalle 
als auch über melhodi sche Fra­
gen der Ausbildungsveranslal­
lungen LU inrormieren. Ihr In­
fonnationsinteresse war weit 
gespannt und reichte bis hin zu 

Unser Bild zeigt den Präsidenten der AkzV (4. v. !. ) mit der Mehrzahl 
der Dozenten und den russischen Gästen: Generalmajor Uorisow (3. v. 
1.), General Chomenko (5. v. 1.), Frau Ponomarjowa und Oberst Maka­
row (3. v. r.). (Foto: Hilberath) 



Werdegang, Status und Bezah­
lung der Dozenten. 

Bereitwillig ging der Leiter 
der Delegation auf den von sei­
ten der AkzV geäußerten 
Wunsch ein, am Schluß des 
Besuches, der mit dem Ende 
des Lehrgangs zusammenfiel, 
vor den Lehrgangsteilnehmern 
einen Bericht über die Situa­
tion der zivilen Verteidigung in 
Rußland zu geben. 

Mit einem Rahrnenpro­
gramm war die Akz V bemüht, 
den russischen Gästen einen 
Eindruck von der reizvollen 
Umgebung der Stadt Bonn und 
ihren Sehenswürdigkeiten zu 
bieten, was durch das zu der 
Zeit vorherrschende heitere 
Wetter begünstigt wurde. 

Anläßlich eines Abschieds­
empfangs durch die AkzV, an 
dem das Bundesinnenministe­
rium durch den Abteilungslei­
ter KN, Ministerialdirigent 
Beyer, und den zuständigen 
Referatsleiter, MR Wittschen, 
sowie die Botschaft der russi ­
schen Föderation durch deren 
Verteidigungs- und Hee­
resattache, Generalmajor Ko­
stin, vertreten waren, brachten 
die russichen Gäste ihren Dank 
gegenüber der AkzV zum Aus­
druck . 

Der Besuch verlief in einer 
sehr aufgeschlossenen Atmos­
phäre und berechtigt zu der 
Annahme, daß die dadurch an­
gebahnten Kontakte zwischen 
dem russischen Staatskomitee 
für Zivilverteidigung, der dor­
tigen Akademie für Zivil­
schutz und der Akademie für 
zivile Verteidigung in Zukunft 
fortgesetzt und ausgebaut wer­
den können. 

Notruf 
flächendeckend 

münzfrei 
Die vielfach lebensrettende 

schnelle Alarmierung von Po­
lizei und Feuerwehr über die 
Notrufnummern 110 und 112 
wird in Bayern flächen­
deckend aus allen öffentlichen 
Telefonzellen münz- und kar­
tenfrei möglich. Wie der da­
malige Innenminister und heu­
tige Ministerpräsident Dr. Ed­
mund Stoiber kürzlich be­
kanntgab, werden bis Ende 

dieses Jahres die NOlrufnum­
mern 110 und 112 bei allen öf­
fentlichen Telefonen münz­
und kartenfrei geschaltet sein. 
Alle bayerischen Polizeipräsi­
denten wurden nach Angaben 
Stoibers beauftragt, in Zusam­
menarbeit mit den Fernmel­
deämtern der Telekom für eine 
schnellstmögliche Umrüstung 
der öffentlichen Fernsprecher 
zu sorgen. 

Die Gesamtkosten der auf 
den Weg gebrachten Moderni­
sierung des öffentlichen Not­
rufsystems in Höhe von rund 
2,25 Millionen Mark trägt das 
Innenministerium. "Der Ruf 
nach schneller Hilfe darf nicht 
an fehlendem Kleingeld schei­
tern. Wir haben deshalb das 
Angebot und die neuen techni­
schen Möglichkeiten der Tele­
kom rasch aufgegriffen. In 
Notfallen können Minuten und 
teilweise sogar Sekunden le­
bensrettend sein. Gerade die 
Zeit zwischen Notfall und 
Alarmierung ist immer noch 
das schwächste Glied in der in 
Bayern hervorragend funktio­
nierenden Rettungskette. Die 
flächendeckende Möglichkeit , 
ohne Münzen Polizei und Feu­
erwehr zu rufen, bringt eine 
wichtige Verbesserung für 
Bayerns Bürgerinnen und Bür­
ger", sagte Stoiber. 

Derzeit können die Notruf­
nummern 110 und 112 nur von 
den 12687 der insgesamt 
17200 öffentlichen Münztele­
fonen in Bayern, die mit Not­
rufmeldern ausgestattet sind, 
münzfrei angewählt werden. 
Bei den übrigen öffentlichen 
Münzfernsprechern müssen 
30 Pfennig eingeworfen wer­
den, die der Anrufer nach Be­
endigung des otrufes zu­
rückerhält. Künftig werden 
münzfreie Notrufe aus allen 
Telefonzellen mit Münztelefo­
nen möglich sein. Von den 
rund 5500 öffentlichen Kar­
tentelefonen in Bayern können 
Notrufe bereits heute ohne 
Verwendung einerTelefonkar­
te geftihrt werden. 

Eine weitere wesentliche 
euerung ist die Einführung 

einer automatischen Standort­
kennung bei allen Münz- und 
Kartentelefonen in Bayern. 
Dadurch können Polizei und 
Feuerwehr zuverlässig den 
Standort des hilfesuchenden 

In memoriam Friedhelm Vogelbusch 

Friedhelm Vogelbusch , Vor­
denker und Gestalter des Be­
völkerungsschutzes, ist am 9. 
Mai 1993 im Alter von 54 Jah­
ren völlig überraschend nach 
kurzer, schwerer Krankheit 
verstorben. 

Noch drei Wochen vor sei­
nem Tod hat Vogelbusch im 
Kreis von Zivilschutzexperten 
an der Theodor-Heuß-Akade­
mie in Gummersbach sehr en­
gagiert die Anliegen der Kom­
munen in Fragen der Sicher­
heitspolitik vertreten. Keiner 
der Anwesenden konnte sei­
nerzeit ahnen, daß dies wohl 
der letzte öffentliche Auftritt 
eines Mannes war, dem die Si­
cherheit der Bürger ein lebens­
erfüllender Auftrag war. 

Seit 1956 war Vogelbusch in 
verschiedenen Funktionen im 
Katastrophenschutz und Ret­
tungSdienst tätig. 1973 wurde 
der Verstorbene Mitarbeiter im 
Amt für Bevölkerungsschutz 

Bürgers erkennen, auch wenn 
seine Angaben durch man­
gelnde Ortskenntnis oder 
unter dem Eindruck der beson­
deren Streßsiluation ungenü­
gend sind. Eine solche Stand­
ortkennung gibt es bisher nur 
bei den 12687 mit Notrufmel­
dern ausgestatteten Münztele­
fonen , bei den übrigen öffent­
lichen Münztelefonen und al­
len Kartentelefonen wurde sie 
bislang von der Bundespost 
nicht angeboten. 

Bereits bis Ende November 
dieses Jahres soll der Großteil 
der Umrüstungsaktion beendet 
sein. Dann werden alle 17200 
Münztelefone in Bayern auf 
münzfreien Notruf geschaltet 
und mit einer speziellen Stand­
ortkennung ausgerüstet sein. 
Die bisher eingesetzten ot-

der Stadt Düsseldorf. Zuletzt 
war Vogel busch stellvertreten­
der Abteilungsleiter des Am­
tes. 

Ln der Arbeitsgemeinschaft 
der Amtsleiter für Zivilschutz 
in Nordrhein-Westfalen leitete 
Vogelbusch die Facharbeits­
gruppe ,,zivile Alarmpla­
nung". Außerdem war er Ge­
schäftsführer der Arbeitsge­
meinschaft. 

An der Katastrophenschutz­
schule des Bundes sowie bei 
der Bundesanstalt für Arbeits­
schutz vermittelte Vogelbusch 
sein Fachwissen als Gastdo­
zent. Bei einer Vielzahl von 
Veranstaltungen des Bundes­
verbandes für den Selbst­
schutz war er gerngesehener 
Referent. 

Als Autor der Loseblau­
sammlungen " Katastrophen­
schutz in Arbeitsstätten" und 
"Bevölkerungsschutz in kom­
munaler Praxis" machte sich 
der Experte bundesweit einen 
Namen. 

Für seine Verdienste und 
sein Engagement auf dem Sek­
tor Bevölkerungsschutz wur­
den dem Verstorbenen das 
Bundesverdienstkreuz am 
Bande und die Ehrennadel des 
Bundesverbandes für den 
Selbstschutz verliehen. 

rufmelder sind künftig ent­
behrlich und werden Zug um 
Zug mit der Umrüstung abge­
baut. Ebenfalls noch bis zum 
Jahresende werden die2 100 in 
Bayern aufgestellten moder­
nen Serien-Kartentelefone der 
Telekom mit einer Standort­
kennung ausgerüstet. Eine 
Standortkennung für die rund 
3400 älteren Kartentelefone 
erfordert demgegenüber einen 
größeren technischen und fi ­
nanziellen Aufwand und kann 
als letzter Schritt erst bis zum 
Ende nächsten Jahres abge­
schlossen werden. 

SlOiber: "Mit diesen techni­
schen Verbesserungen wird 
die Schlagkraft unseres öffent­
lichen otrufsystems weiter 
erhöht. Allerdings nützt die 
ausgefeilteste Technik nichts, 
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wenn Zeugen in otftillen bei­
\eile \Iehen und nicht mit einer 
\chncllcn Alannierung von 
Polilei und Feuerwehr helfen . 
Ich appelliere an alle Bürger. 
nicht darauf IU vertrauen. daß 
andere schon helfen werden. 
,ondern selb" behertt Hilfe LU 
lei"en. Jeder i,t in Notfallen 
auf die Solidarität der anderen 
angewiesen ... 

Ehrung für 
ASB-Bundesarzt 
Dr. med. Friedhelm BarteI'. 

Bund.-arzt de> Arbeiter-Sa­
mariter-Bunde, Deut,chland 
e. v .. erhielt am 4. Juni 1993 
anläßlich de, Bunde,kongre,­
\CS Rcuung\dienst in üm­
berg den Dcuhchen Preis für 
Präklini,che Notfallmedizin . 

Da, Kuratorium für präkli­
nische NotfalimediLin. dem 
namhafte Kapal'itäten lIU .... Mc­
di/in und RCl1ung~dien"'l an­
gehören. ehrt damit den Ein­
""1 de, 45jiihrigcn ASB-Bun­
dc .... ar/tc .... Hlr die Förderung 
de, Teamgedanken, im Ret­
tung,dien,t. 

Nach Au,kunft de, Prei,ko­
mitee, hat ,ich Dr. BarteI, 
durch ,ein stetige, au,gepräg­
te .... Vcrhandlung .... ge .... chick ~o­

wie ..,eine medi/ini .... chen 
Beiträge lur Notfallversor­
gung lum Mittler lwbchen 
den vcr~chicdcnen Interessen­
gruppen im Rettung,dien" ge­
macht. und damit dem Ret-
tungsdicnsl 
.... ch~it/barc 
bracht. 

in..,gesal11t 
LeiMungen 

un-
er-

Der Prei, wird ,eit 1990 ver­
liehen und /cichnct jcweil .... 
Iwei Persönlich~ejten für ent­
weder ihre rnedi/inischen oder 
ihre organi<.,atori .... chen Ver­
dien .... te um die Vcrbe.., .... erung 
de.... Rcttungswe'-)en\ In 
Deut'-)chland au\. Der J'weite 
Prei'träger 1993 ist Siegfried 
Steiger. 

Neuer Schulleiter 
Oberbrandrat Dipl.- Ing. 

Hermann Schröder iSll11it Wir­
kung vom I. Mai 1993 lum 
neuen Leiter der Lnndc\feuer­
wehrschule Badcn-Württem­
berg In Bruch,al be"ellt wor-

den . Als Leiter der Ahteilung 
"Au,blldung" bildete er dOI1 
.... eit 1984 Feuerwehrangehöri ­
ge in den Au,bildung,berei­
ehen .. Einsal/- und Führung!'!­
lehre" aus. Seit 1990 ,tell ver­
tretender Schulleller. tnn der 
in Do..,scnheim wohnhaft..:: 
Hermann Schröder mit 36 Jah-
ren al .... jüng\ter Leiter einer 
Lande .... feucrwehr!'!chule In der 
Bundesrepublik Deut,ch land 
die Nachfolge von Branddi ­
rektor Dipl.- Ing. Ulrich KOl1t 
an. der mit Wirkung vom I . 
April 1993 ,eine Tätigkeit als 
Lande,branddirektor in Stun­
gart aufgenommen hat. 

Schröder studierte an der 
Univer .... ität Karhruhe Bauin­
genieurwe'-)en und hat ..,ich 
nach ;elller Prüfung al, Brand­
assessor an der Lande~fcucr­

weh"chule Baden-Württem­
berg in ... bcsolldere mit inhaltli­
chen. meth()((j\chen und \tru).. ­
lurelIen Fragen der Feuer­
wehrau\bildung au\cinander­
geselJ't. Neue Wege in der 
Ausbildung bis hin J'U einem 
rechnergesteuerten Ta)..tihi­
mulator tragen we .... cntlich .... ei­
ne Hand"hrift. Mit Blick auf 
\eine 7ukünftige T~itig)..elt al.., 
Schulleiter ist Schröder be­
.... trebt. auf den weiteren J'ügi­
gen Au .... bau der Lande..,feucr­
wehr\Chule ... owie der geplan­
ten Außenanlagen hin/uwir­
ken. 

Der bereit .... unter der Agide 
Kortl eingeführte qualiwtive 
und quantitative Aufbau des 
Lehrpersonals soll beibehalten 
und fortge .... chricbcn werden. 
Unter der engagierten Mitwir­
kung de, Stamm- und Au,bi l­
dungspersonals kann ... omll 
weiterhin. bi", über da", Jahr 
2000 hinau",. ein hrellge-
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fachertes und vom Niveau her 
hochwertiges Ausbildung,an­
gebot unterbreitet werden. das 
auch weiterhin den Anforde­
rungen an Freiwillige. Wer)..­
und Beruf .... feuern:ehren. auch 
in Uinder- und Bunde!\grenJ'cn 
überschreitender Wei,e. ge­
recht wird . 

THW zeichnete 
Dr. Horst Schöttler 

aus 
Dr. Horst Schönler. Fach­

journalist und Bevölkerung'­
\chutJ'experte. erhielt aus der 
Iland von THW-DireklOrGerd 
Jürgen Henkel das Ehren7ei­
chen in Silber der Bunde,an­
;talt Technische, Hilf",erk. 
Henkel würdigte mit dcr von 
Bunde ... innenminiMer Seiter.., 
verliehenen Auszeichnung 
Schönle" Ein,all für da, 
T II W. 

Dr. Schöttler gilt seit vielen 
Jahren ab ausgewiesener 
Fachmann auf dcm Gebiet dc~ 
Zivil- und Kata'trophenschut­
le, und ah engagierter Publi ­
li,t. In Artikeln und Bro­
!<ochüren hat er sich mit Fragen 
des Zivil- und Katastrophen­
:,chulJ'e.... der 7ivil-militän­
... chen Zu ... ammenarbeit und 
de ... HUl11aniüiren Völkerrechh 
au ... einandergesetLl. 

Zahlreiche Vorträge an der 
Bonner Akademie für livile 
Verteidigung und vor nationa­
len wie internationalen Audi­
torien weisen ihn al!\ ge ... uchtcn 

Berater IU die,er Thematik 
aus. Dr. Schöttler vertntt dar­
uber hinau", in vielen Ge­
...pr.ichen und Kontakten mit 
Parlamentariern und Institu­
lumen die Intere..,..,en der deut­
....chen Hilfeleiswngsorgani..,a­
(Ionen und wirbt für ein Ge­
fahrenabwehr>Y>lem. in dem 
dIe unterschiedlichen Träger 
und Organi .... ationcn partner-
...chaftlich J'u ... ammcnwirken. 

Sein Gutachten über die Ko­
operation J'wi ... chcn Hilfclei­
stu ng ... organi ... ationen und 
Bunde",wehr. da ... erim Auftrag 
des deutschen IDNDR-Komi­
tees erstellte. belegt die, 111 be­
",on derer Wei ... e. 

DIe Johanniter- nfall-Hilfe 
betraute Dr. Schöttler mit dem 
Amt eines Bundesbeauftrag­
ten für den Bevölkerung'­
schult . Der Bundeveltung de, 
Techni,chen Hilf,werks "id­
met er sich als fachlicher Be­
rater. 

T II W-DITeklOr Henkel 
fühl1e in ... einer Laudatio au .... 
Dr. Schöttler sei ,chon in sei­
ner Zeit ah Beigeordneter der 
Stadt Kai",cr ... lautern in vielfa­
cher Weise rürdie Belange des 
TCl:hnil;chen Hilf ... werks ein­
getreten und ... ei steb um de ... -
... en Förderung im Verbund mit 
den übrigen Hilfeleistung,or­
gani ... ationen bemüht gewesen. 
Als Chefredakteur der Fach­
lellschrift "Notfallvo"orge 
und Zivile Verteidigung". so 
Henkel. habe Dr. Schött ler die 
LCI"'tungen der ehren- und 
hauptamtlichen THW-Ange­
hörigen in vielen Beitrtigen do­
kumen tiert . 

Unser llild zeigt \'On links: Tf-IW-Direkt or Gerd Jürgen Henkel. Or. 
Horst SchüttIer und den I'räsidenten der AkzV. I) r. E" :lld Andre" s. 

(Foto: Hilberath ) 



Neue 
Löschgruppen­

fahrzeuge 
für Brandenburg 
28 neue Löschgruppenfahr­

zeuge vom Typ LF 16-TS sind 
jetzt an die Feuerwehren des 
Landes Brandenburg ausgelie­
fen worden. Das ist das dritte 
Mal, daß der Bund im Rahmen 
des erweiterten Katastrophen­
schutzes eine Serie von 28 LF 
16-TS an das Land Branden­
burg gibt. Die Landesprüfstel­
le hat die FahrLeuge vor der 
Auslieferung auf HerL und 
Nieren geprüft. 

Wegen der Waldbrandge­
fahr gibt die Landesprüfstelle 
die Fahrzeuge nach der techni­
schen Wanung sofon an die 
Feuerwehren des Landes 
Brandenburg aus. Don müssen 
alle verfügbaren Kräfte und 
das technische Gerät für einen 
möglichen Einsatz bereitste­
hen. 

Die technischen Daten: Die 
Pumpe des Fahrzeugs pumpt 
1600 Liter in der Minute. Ne­
ben der fest installienen Pum­
pe verfügt das Fahrzeug noch 
über eine bewegliche Pumpe 
der gleichen Leistung. Daher 
sind diese LöschfahrLeuge 
sehr flexibel einsetzbar. Bis zu 
acht Mann werden gebraucht, 
um die Technik der Fahrzeuge 
zu bedienen. 

Neue Ölwehrgeräte 
für Feuerwehr 

undTHW 
UnglücksHilie auf Bundes­

wasserstraßen, bei denen Öl 
austritt, oder Katstrophen im 
Einzug von Mineralölpipeli­
nes können schwerwiegende 
Auswirkungen auf die Ökolo­
gie von Binnengewässern und 
die Wasserversorgung haben. 
Die Bekämpfung soieher 
Schadensfalle und damit die 
Verhinderung schlimmer öko­
logischer Folgen, die soge­
nannte Ölwehr, hat deshalb 
eine besondere Bedeutung für 
die öffentliche Sicherheit und 
für den Gewässerschulz. Der 
bayerische Innenminister Dr. 
Günther Beckstein hat zur Ver­
besserung des Ausrüstungs-

standes kürLiich neue Öl wehr­
geräte im Wert von 1,8 Millio­
nen Mark an Vertreter von Feu­
erwehren und Technischem 
Hilfswerk übergeben. 

Bei einer technischen 
Übung an der Donau bei In­
golstadt stellten rund 300 
Kräfte Einsatlmethoden und 
neue Geräte vor. Dabei wurde 
auch das landes weit vernctz­
bare EDV-System für den 
Brand- und Katastrophen­
schutz in Bayern vorgeflihn. 

Fachgespräche 
mit russischen 

Führungskräften 
des Rettungs­

dienstes 
FÜhrungskräfte von Ret­

tungsdiensten aus der russi­
schen Föderation besuchten 
eine Woche lang die Bundes­
republik Deutschland. Die 
Fachleute lernten dabei Ein­
richtungen des Steinkohle­
bergbaus kennen, fühnen aber 
auch eine Reihe von Fachge­
sprächen bei öffentlichen In­
stitutionen, wie der Bundesan­
stalt für Arbeit und dem Land-
oberbergamt. Fragen des 
Brand- und Explosions-
schutzes wurden ebenso erör­
tert wie Organisationsstruktu­
ren in Deutschland. Auch 
Einsätze im Katastrophenfall­
von der Alarmierung bis zur 
Hilfeleistung - standen auf 
dem Programm der Besucher. 

Anschauung ,.vor Ort" ver­
mittelten schließlich Gruben-

Neue Löschfahrzeuge 
für Frankfurter Flughafen 

Auf dem Frankfuner Rhein­
Main-Flughafen wurden neue 
Löschfahrzeuge vorgestellt. 
Die Feuerwehr des Airpons 
wurde um insgesamt fünf 
neue, 850 PS starke Lösch­
fahrLeuge des Typs ,.Simba 
6_6" verstärkt. Die ersten drei 
Dreiachser mit einer Reich­
weite von 75 Metern und einer 

fahnen auf Schachtanlagen 
der Ruhrkohle AG sowie der 
Besuch einer Ausstellung über 
das Thema "Brand- und Ex­
plosionsschutz" in der Weiter­
bildungsstätte Recklinghau­
sen-Hochlarmark, präsentiert 
und zusammengestellt von der 
Ruhrkohle-Abteilung Betrieb­
licher Katastrophenschutz. 

Leistung von 6000 Litern Was­
ser-Schaummittelgemisch pro 
Minute sind einsatzbereit, die 
weiteren bei den FahrLeuge 
werden für den Herbst erwar­
tet. Mit der Neuanschaffung 
der Geräte brachte die Flugha­
fen AG ihre Löschflotte auf 
den modernsten Stand. 

Dabei wurden die techni­
schen EinriChtungen und orga­
nisatorischen Möglichkeiten 
des vorbeugenden und abweh­
renden Brand- und Explo­
sionsschutzes unter und über 
Tage vorgestellt. Zum Thema 
Brandschutz unter Tage konn­
ten die russischen Besucher 
automatische Löschanlagen, 
Feuerlöscher und Einrichtun­
gen zur Wasserenlnahme stu­
dieren. ,.Gemeinsam mit den 
vielen hunden in Löscharbei­
ten unterwiesenen Mitarbei­
tern sind wir in der Lage. einen 
Entstehungsbrand an fast allen 
Punkten unserer Betriebe 
schnell und wirksam zu 
bekämpfen", sagte Dr. Man­
fred Reinhardt von der Ruhr­
kohle AG. 

Wassertrogsperren - ein wichtiges Element des Brand- und Explo­
sionsschutzes - gehören zu den Ausstellungsstücken. die \on den Besu­
chern mit besonderem Interessse betrachtet \\urden. 

Die Ausbreitung von Explo­
sionen, so erfuhren die Besu­
cher. werden von Wasser­
trogsperren verhinden, deren 
Inhalt im Falle einer Katastro­
phe eine natürliche Sperre ge­
gen die Ausbreitung von Feu­
er und Hitze bilden. 
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Delegation der Republik Kirgistan 
besuchte die Bundesrepublik 

V. I. Michai low. stellvertre­
tender Leiter der .. Staatlichen 
Kornmis~ion für extreme Si· 
tuationen" der Republik Kirgi­
stan. und M. K. Koshoev. lei­
tender Experte dieser Kom­
mission. besuchten vom 3. bis 
12. Mai die Bundesrepublik 
Deutschland. Mit einer Viel­
zahl von Gesprächspartnern 
verhandelten sie über mögli­
che Kooperationsfelder. Dies 
galt insbesondere bei dem In­
forrnationsaustausch mit dem 
Leiter der Abteilung KN im 
BundesminiMcriulll des In-
Ilern, Ministerialdirigent 
Wolfgang Beyer. Hierbei 
äußerten die Kirgisen ihre 
WUnsche nach Zusammenar­
beit im Bereich der Wissen­
schart , der Katastrophenvor­
beugung und -abwehr sowie 
strukturbi ldender Maßnah­
men. So ist man beispielswei­
se in dem stark erdbebenge-

ftihrdeten Land sehr interes­
siert an der Entwicklung von 
erdbebenresistentem Bauma­
terial aus Ton lind Lehm. Vor­
geschlagen wurde auch die 
Einrichtung einer deutsch-kir­
gisischen Task-Force zum Ein­
salz unmittelbar nach einem 
Erdbeben. Große Bedeutung 
mißt man auch der Ausbildung 
von Selbsthilfegruppen unter 
der katastrophengeftihrdeten 
Bevölkerung zu. 

Neben anderen Einrichtun­
gen aus Forschung und Wirt ­
schart haben Bundesinnenmi ­
ni;terium, T HW und DRK be­
reits ihre Unterstützung zuge­
sagt. Noch für dieses Jahr ist 
ein Seminar für KatU.')troph~n ­

experten in Ahrweiler und 
Berlin geplant. Neben den Kir­
gisen werden auch Vertreter 
aus den Nachbarstaaten Ka­
sachstan und Usbekistan damn 
teilnehmen. 

Unser Foto zeigt den Lei ter der Delegation, V. I. Michai low (links), des­
sen Stelh'ertreter, M. K. Koshot!,r, (3. v. r.), mit Min isterialdirigent Wolf­
gang Ueyer (3. v. I. ) und weiteren Gesprächspartnern (Foto: GolI) 

Abgas­
untersuchung 

ab Dezember 1993 
für alle Pflicht 

Der Verband der Techni­
schen Überwachungs- Vereine 
(VdTÜV) weist darauf hin. 
daß ab I. Dezember 1993 alle 
Pkw mil geregeltem Katalysa­
tor und Diesel -Pkw die erste 
Abgasuntersuchung (AU) spä­
testens drei Jahre nach ihrer 

Erstzulassung durchführen 
müssen; danach alle zwei Jah­
re. Diesel-Nutzfahrzeuge bis 
3,5 Tonnen Gesamtgewicht 
müssen alle zwei Jahre und 
über 3.5 Tonnen Gesamtge­
wichtjährlich zur Abgasunter­
suchung. 

Für Fahrzeuge, die vor dem 
I. De7ember 1993 bereits zu­
gelassen si nd gi lt folgendes : 
Ab dem I. Dezember 1993 ist 
die erste AU bei Pkw mit ge­
regeltem Katalysator bi s zum 
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Zeitpunkt des Ungültigwer­
dens der Abgasunte"uchungs­
plakette am vorderen KennLei­
chen durchzuführen. Diesel­
Pkw und Diesel-Nutzfahrzeu­
ge müssen spätestens bis zur 
fol genden falligen TÜV­
Hauptuntersuchung nach Pa­
ragraph 29 StVZO die Abgas-

Österreich: 
25 Jahre 

Ärztefunkdienst 
Im Jahre 1968 konnte in 

Kärnten im Zusammenwirken 
mit dem Roten Kreuz die erste 
Ärztefunkzentrale in Betrieb 
genommen werden. Inzwi­
~d1t::n ist dit:::-.e Einrichtung in 
Österreich in allen Bezirken 
verbreitet und hat ihre Be­
währungsprobe längst bestan­
den. Damit sichert der Ärzte­
funkdienst eine tlächen­
deckende medizinische Ver­
wrgung der Bevölkerung und 
hat sich gerade auch bei Un­
fallen und Unglücksfallen be­
währt. 

Hervorzuheben ist auch die 
Zusammenarbeir mit den an­
deren österreichischen Ret­
tungseinrichlUngen, mit den 
Notärzten und der Feuerwehr. 
Bei Ski- und Bergrettungs­
einsätzen kommt dem Rende­
vouz-System mit dem NotarLl­
wagen große Bedeutung tu . 

Landesweit ist der Ärztefunk­
diensl unter der einheitlichen 
Rufnummer 141 zu erreichen. 
Über die Zentralen werden die 
mit Funk ausgerüsteten Fahr­
zeuge der praktischen Ärzte 
angerufen, die wiederum in di-

untersuchung durchführen las­
sen. 

Schad"offanne und bedingt 
schad;tolTarme Pkw mit Ben­
zinmOlor ohne geregelten Ka­
talysator müssen bereits seit 
dem I. Dezember 1992 jähr­
lich zur Abgasuntersuchung. 

rekte Verbindung mit dem 
Notarztwagen, dem Rettungs­
hubschrauber oder dem Kran­
kenhaus treten können. Damit 
i;t eine ständige Erreichbar­
keit gewährleistet. 

Zum 25jährigen Bestehen 
gab die österreichische Post­
verwaltung eine Sonderbrief­
marke in einer Auflage von 2,8 
Milliunen ht::rau:-.. Dargestellt 
ist das Blaulicht eines NOlarzt­
einsatdahrzeuges. 

Monaco: 
Sonderbriefmarke 
Zum "Welttag des Zivil­

schutzes" erschien im Fürsten­
tum Monaco eine Sonderbrief­
marke. die auf eindrucksvolle 
Weise das Zusammenwirken 
der Hilfsorganisationen im 
Em~tfall dokumentiert . Mo­
naco blieb das einzige eu­
ropäische Land, das zu diesem 
Anlaß ein besonderes Post­
wertleichen herausbrachte. 
Die Marke zeigt (im Hinter­
grund) Feuerwehrmänner bei 
Löscharbeiten vor einer Trüm­
merkulisse und im Vorder­
grund einen Retlungshund mit 
Hundeführer. 

(Fotos: pid-press) 

... 
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Berö/kerungsschutz : Herr Reuter, 
gibt es eigentlich zivilschutzpoliti ­
sche Positionen der SPD in Form ei­
nes Parteitagsprogammes oder von 
Präsidiumsbeschlüssen? 

Reuter: Nein, es gibt keine pro­
grammatischen Aussagen der SPD 
zum Zivilschutz. Es gibt lediglich eine 
Meinungsbildung, die sich im Umfeld 
der Fraktion herauskristallisiert. Und 
da hängt es im wesentlichen davon 
ab, wer sich wie engagiert und für die 
Sache einsetzt. In der Umsetzung ha­
ben wir gelegentlich Probleme mit 
den Kolleginnen und Kollegen im 
Haushaltsausschuß. 

Berölkerungsschutz : Können Sie 
Beispiele nennen? 

Reuter: Das ist jetzt die Frage der 
Forschung für den Zivilschutz. Wir ha­
ben diese Forschungskommission, 
die beim Bundesinnenminister ange­
siedelt ist. Da hat man manchmal 
schon den Eindruck, daß die Haus­
hälter auch in diesem Bereich versu­
chen, Geld zu sparen. Und wir haben 
auf der anderen Seite die Situation, 
daß die Länder eigene Interessen ver­
folgen und nach dem Motto handeln, 
wir möchten gerne eine Änderung 
dergestalt, daß die Aufgaben des Zi­
vil- und Katastrophenschutzes von 
anderen Organisationen mit über­
nommen werden, z. B. von der Feu­
erwehr. Und daß dann die freiwer­
denden Gelder möglicherweise an 
die Feuerwehren der Gemeinden ge­
zahlt werden. 

Berölkerungsschutz : Und wird das 
funktionieren? 

Zivilschutz 
ist dringend notwendig 

Der zi~ilschutzpolitische Sprecher der SPD-Bundestagsrraktion, 
Bernd Reuter, MdB, zum Zivil- und Bevölkerungsschutz 

Reuter: Meine Lebenserfahrung 
sagt mir, daß die notwendigen Aufga­
ben, die im Rahmen des Zivilschutzes 
geleistet werden müssen, dann nicht 
gemacht werden. Außerdem gibt es 

Bernd Reuter (52) ist seit 1980 
Mitglied des Bundestages. Er ist 
Vorsitzender der SPD-Landes­
gruppe Hessen im Bundestag. 
Von 1967 bis 1970 war er Bürger­
meister der Gemeinde HeIdenber­
gen, von 1970 bis 1980 1. Stadtrat 
der Stadt Nidderau. Der gelernte 
Betonbauer legte 1962 das Ex­
amen als BauingenieurfTiefbau 
ab. 

Reuter ist Mitglied des Innen­
ausschusses des Bundestages 
und dort Sprecher der SPD für zi­
vilschutzpolitische Fragen. In einer 
Vielzahl von Stellungnahmen hat 
er sich sehr engagiert für die Inter­
essen der Helferinnen und Helfer 
im Zivil- und Katastrophenschutz 
eingesetzt. 

1994 will er wieder für den Deut­
schen Bundestag kandidieren. 

ja verfassungsrechtliche Probleme. 
Für den Zivilschutz ist der Bund zu­
ständig und nicht die Länder. 

Bewölkelungsschutz : Trägt die vom 
BMI vorgelegte neue Konzeption 
"Strukturen der zivilen Verteidigung" 
diese Auffassung? 

Reuter: Also ich habe mich dazu 
durchgerungen, diese Konzeption 
mitzutragen. Dafür habe ich auch die 
Mehrheit in unserer Arbeitsgruppe 
bekommen. Die Umsetzung im Aus­
schuß wurde mir leichtgemacht, weil 
ja auch die Fraktionen von CDU, CSU 
und F.D.P. mitgemacht haben. Wir 
bekommen eine schlankere Konzep­
tion, die die Interessen aller Bundes­
länder berücksichtigt. 

Berölkerungsschutz : Damit haben 
Sie die Grundsatzfrage praktisch 
schon beantwortet, nämlich ob Zivil­
schutz heute überhaupt noch erfor­
derlich ist. Die haben Sie eindeutig 
mit ja beantwortet. 

Reuter: Ich bin der Überzeugung, 
daß Zivilschutz zwingend notwendig 
ist. Wir sehen ja in anderen Regionen 
Europas, wie schnell es zu kriegeri­
schen Auseinandersetzungen kom­
men kann. Darüber hinaus bin ich 
auch der Auffassung, daß der Bund 
sich hier engagieren muß, weil bei der 
heutigen Situation auch länderüber­
greifende Bedrohungslagen entste­
hen können, die man nicht einem ein­
zigen Bundesland überlassen kann. 
Das muß bundeseinheitlich geregelt 
sein. 

Berö/kelungsschutz : Sie haben 
gerade schon die Haushaltsmitlel 
und Ihre Kollegen im Haushaltsaus-
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schuß angesprochen. Ist es denn 
nicht verständlich , wenn die Haus­
haltspolitiker eine Organisationsopti­
mierung oder ähnliche Verbesserun­
gen fordern? 

Reuter: Ich will nicht kritisieren, 
daß die Mitglieder im Haushaltsaus­
schuß sich auch Gedanken machen, 
wie Mittel hiersinnvoll eingesetzt wer­
den können. Es war ja wohl so, daß 
an den Ausgaben für den Einzelplan 
36 auch der Rechnungshof Kritik 
geübt hat. Aber auch von den Haus­
hältern muß man verlangen, daß sie 
die Dinge objektiv sehen. Ich kann 
keine strengeren Maßstäbe an die 
Forschung für den Zivilschutz legen, 
als ich an die allgemeine Forschung 
lege. Der Haushaltsausschuß will ja 
auch versuchen, sicherzustellen, daß 
Forschungsmaßnahmen nicht dop­
pelt laufen. Dies ist auch ehrenwert. 
Wobei ich mir gerade in diesem Kom­
plex nicht vorstellen kann, daß in der 
normalen Hochschullandschaft eine 
Forschung betrieben wird, die sich 
mit solchen Bedrohungssituationen 
und Schutzmöglichkeiten befaßt. Das 
müßte meiner Ansicht nach schon in 
einer speziellen Forschung weiterbe­
trieben werden. 

Berölkerungsschua : Die Haus­
haltsmittel werden immer knapper, 
die Anforderungen an den Staat wer­
den immer größer. Wird es da nicht 
notwendig, daß man wieder mehr an 
die Eigenverantwortlichkeit des Bür­
gers appelliert und sagt, der Staat 
kann das gar nicht mehr alles, selbst 
wenn er wollte? 

Reuter: Das ist ja eine der wichti­
gen Aufgaben des Zivil- und Bevöl­
kerungsschutzes. die Menschen dazu 
anzuhalten, sich selbst zu engagieren 
und auch etwas zu tun. Ich beobach­
te die Entwicklung, daß viele Bürge­
rinnen und Bürger nach dem Motto 
verfahren, uns kann nichts passieren 
und alles was so mit Katastrophe oder 
Krieg zusammenhängt, wird weit 
weggeschoben. Das ist kurzsichtig. 
Denn alles, was im Leben passieren 
kann, passiert auch irgendwann ein­
mal. Und dann kommen die gleichen 
Leute, die vorher argumentieren, wir 
brauchen diesen Bevölkerungs­
schutz nicht. Wenn aber Schäden 
eingetreten sind, sagen dieselben: 
Wo war die Vorsorge der Politik? Was 
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hat die Politik hier falsch gemacht? 
Hier hat die Politik wieder alles ver­
säumt! - So sieht die Realität aus. 

Beriilkerungsschun : Sind Kürzun­
gen im Haushalt aber nicht zu aller­
erst finanzpolitisch bedingt? 

Reuter: Wenn gesagt wird, die 
Mittel werden knapper. dann ist das 
richtig. Aber man muß auch einmal 
bedenken, daß wir im Bereich der 
Hilfsorganisationen eine Vielzahl von 
Menschen haben, die den überwie­
genden Teil ihrer Freizeit einsetzen, 
um anderen Menschen zu helfen. 
Und der Staat wäre nicht in der Lage, 
finanziell das alles zu leisten, was die­
ses freiwillige Engagement erbringt. 
Die Aufgabe der Politik muß sein, die 
Rahmenbedingungen so zu gestal­
ten, daß auch die Menschen freiwillig 
bereit sind, sich hier weiter zu enga­
gieren. 

Beriilkerungsschun : Finden wir im 
Zeitalter des Hedonismus diese Men­
schen noch? 

Reuter: Ich weiß nicht, ob es uns 
gelingen wird. Aber ich bin optimi­
stisch. In Großorganisationen, bei 
Vereinen und Verbänden sowie bei 
den Parteien haben wir ja die Situa­
tion, daß die jungen Leute sich wie­
der mehr engagieren. 

Berölkerungsschua : Alles freiwil­
lig oder? 

Reuter: Mir wäre es eigentlich 
recht, wenn wir d~u kommen könn­
ten, einem jungen Menschen die Fra­
ge zu stellen, ob er Wehrdienst oder 

.. Für den Zivilschutz ist der Bund zuständig und 
nicht die Länder." 

Zivildienst leisten möchte, ob er ir­
gendwo im Ausland Entwicklungshil­
fe leistet oder ob er sich verpflichtet, 
sich im Bevölkerungsschutz zu enga­
gieren. Wir werden wohl darüber 
auch nachdenken müssen, denn die 
Bundeswehr soll ja verkleinert wer­
den. Wenn wir also mehr Gerechtig­
keit wollen, müssen wirmehr"Dienst­
angebote" schaffen. Man muß zu sol­
chen Wegen kommen und hätte mög­
licherweise dann auch ein Instru­
ment, um den Hilfsorganisationen 
vielleicht die notwendige Basis wie­
der zu schaffen, ihre Aufgaben er­
folgreich erfüllen zu können. 

Beriilkerungsschua : Der Bundes­
vorsitzende des ASB hat vor einigen 
Wochen gefordert, daß das Ehrenamt 
mehr staatlicher Anerkennung bedür­
fe. Hierzu könnten auch staatliche 
Gesten hilfreich sein, wie beispiels­
weise Gewährung einer steuerfreien 
Aufwandsentschädigung oder ähnli­
ches. Wie stehen Sie zu solchen Vor­
schlägen? 

Reuter: Ich bin willens und bereit, 
über all diese Vorschläge nachzuden­
ken, weil ich sehe, daß ohne großes 
ehrenamtliches Engagement es nicht 
gelingen wird, diese Hilfsorganisatio­
nen aufrechtzuerhalten und die Für­
sorge für unsere Bürger zu gewähr­
leisten. Es wäre ein grandioses politi­
sches Versäumnis, wenn uns dies 
nicht gelingen würde. Warum soll 
denn eigentlich derjenige, der sich bei 
den Organisationen im Rahmen des 
Bevölkerungsschutzes engagiert, 
auch noch finanzielle Aufwendungen 
in Kauf nehmen? Sie fahren mit ihren 
eigenen Fahrzeugen zu Übungen, 
Ausbildungen und Einsätzen und 
nehmen andere Kosten in Kauf. 

Beriilkerungsschua : Reichen fi­
nanzielle Anreize aus? 

Reuter: Nein, das glaube ich nicht. 
Es muß auch ein Umdenken in unse­
rer Gesellschaft stattfinden. Ich bin 
sehr nachdenklich hinsichtlich der 
Tatsache, daß unsere Gesellschaft 
sich immer mehr zu einer Gesellschaft 
entwickelt, die ständig mehr und 
mehr erleben, aber keine Verantwor­
tung für andere übernehmen will. Vie­
le ziehen sich zurück und versuchen, 
sich und ihre Familien in einer indivi­
duellen Nische kommod einzurich-



"Es isl eine der wichtigen Aufgaben des Zivil· 
und Bevölkerungsschulzes, die Menschen dazu 
anzuhalten, sich selbsl zu engagieren." 

ten. Das ist eine bedauerliche Ent­
wicklung, und welche Wege die Poli­
tik da gehen muß, mit diesen Überle­
gungen bin ich noch nicht am Ende. 

IIeIföIkerungllchutz : Nun lebt der 
Zivilschutz ja in dieser Gesellschaft 
und muß mit den Unzulänglichkeiten 
dieser Gesellschaft zurechtkommen. 
Müssen nicht Politik und die Aus­
führenden in den Organisationen 
überlegen, wie man bei der Bevölke­
rung mehr Problembewußtsein er­
zeugt, also mehr Öffentlichkeitsarbeit 
machen? 

Reuter: Da bin ich sehr Ihrer Mei­
nung. Öffentlichkeitsarbeit, damit 
möglichst mehr Bürgerinnen und 
Bürger informiert werden. In meinem 
früheren Verantwortungsbereich als 
Bürgermeister in Heldenbergen habe 
ich den Bundesverband für den 
Selbstschutz bei seiner Aufgaben­
wahrnehmung immer sehr unter­
stützt. Manchmal hatte ich zwar den 
Eindruck, daß das noch professionel­
ler hätte dargestellt werden können. 
Hinzu kam noch, daß in den ländli­
chen Gebieten teilweise ein Konku­
renzdenken zwischen den Hilfsorga­
nisationen fests tel/bar war. Dies ist 
heute zum Glück in weiten Teilen un­
seres Landes beseitigt. Das findet aus 
meiner Erfahrung manchmal noch in 
der Verbandspitze statt, aber nicht bei 
den Menschen, die sich vor Ort en­
gagieren. Es gibt Leute, die sind ge­
borene Feuerwehrleute. Das Kind 
kommt zur Welt und wird bei der Feu­
erwehr angemeldet. Als Taufge­
schenk bekommt es einen kleinen 
Feuerwehranzug. Die werden nicht 

Helfer des BVS oder des DRK. Man 
kann die Leute auch nicht von einer 
Organisation zur anderen auf dem 
Verordnungswege abordnen. Wir 
müssen und wol/en doch mit der Viel­
falt der Menschen leben und rechnen 
und müssen ihnen dann auch den 
Rahmen lassen, daß sie das machen, 
was sie wol/en und nicht, was irgend­
weiche staatlichen Instanzen meinen. 
Dies gilt für jede Aufgabenwahrneh­
mung im Bevölkerungsschutz. 

Bnölkerungllchutz : Sieht Ihr 
Parteifreund, der nordrhein-westfäli­
sche Innenminister Dr. Herbert 
Schnoor, das auch so? Der fordert 
doch, das THW in die Feuerwehr zu 
integrieren und den BVS aufzulösen? 

Reuter: Ich halte Herrn Schnoor 
für einen tol/en Burschen, so wie ich 
ihn bei seinen Auftritten in Bonn ken­
nengelernt habe. Aber auf diesem 
Gebiet hat er eine falsche Meinung. 

Bnölkerungllchutz : Seit mehr als 
zwei Jahren gibt es eine noch andau­
ernde Zuständigkeitsdiskussion zwi­
schen Bund, Ländern und kommu­
nalen Spitzenverbänden. Der ehren­
amtliche Helfer vor Ort hat hierfür kein 
Verständnis mehr. Ist diese Diskussi­
on mit dem Beschluß des Innenaus­
schusses zu den "Strukturen der zi­
vilen Verteidigung" beendet? 

Reuter: Ich gehe davon aus, daß 
das mit den Beschlüssen Konkreti­
sierte jetzt eine sichere Planungs­
grundlage ist. Die in den Organisatio­
nen tätigen Menschen, sowohl 
hauptberuflich als auch ehrenamtlich, 
wissen jetzt, wo es langgeht. Daß das 
al/es zu Problemen führte, wissen wir. 
Der Personalabbau beim BVS ver­
pflichtet uns, sozialverträgliche Rege­
lungen zu suchen, damit diesen Leu­
ten nicht trotz und wegen ihres En­
gagements für die Allgemeinheit am 
Schluß der Dank des Landes noch 
sehr teuer wird. 

Bnölkerungllchutz : Muß auf­
grund der geänderten Bedrohungssi­
tuation nicht auch über die verfas­
sungs- und gesetzestechnischen Be­
griffe Krieg und Katastrophe neu 
nachgedacht werden? 

Reuter: Ich habe nach der Vereini­
gung Deutschlands lange darüber 

nachgedacht. Es kann durchaus sein, 
daß wir Bedrohungslagen bekom­
men, über die wir uns noch nicht so 
recht im klaren sind. Was passiert, 
wenn finanzkräftige Staaten einfach 
hergehen und Restbestände von 
Atomwaffen aus der ehemaligen So­
wjetunion kaufen? Mit einem Atom­
waffenstaat im Osten konnten wir um­
gehen, da hatten wir klare Konzepte. 
Aber im Moment gibt es eine labile 
weltpolitische Lage, die meiner An­
sicht nach fast vergleichbar ist mit der 
Zeit des Kalten Krieges. Und wir ha­
ben es heute mit einer Vielzahl von A­
Waffen-Staaten zu tun. Wir nehmen 
das alles nicht ganz zur Kenntnis, ob­
wohl wir feststel/en müssen, daß es 
an fast 50 Orten der Welt kriegerische 
Auseinandersetzungen gibt. Und ob 
wir immer so ungeschoren davon­
kommen, scheint mir nicht hinlänglich 
garantiert zu sein. Erinnern Sie sich an 
den Anschlag auf das World T rade 
Center in New York. Das kann ja 
durchaus auch bei uns passieren. 
Und für solche Situationen muß man 
gewappnet und vorbereitet sein. 

Bnölkerungllchutz : Wäre das 
eine Aufgabe des Zivilschutzes oder 
wäre das nicht eine Aufgabe des Ka­
tastrophenschutzes? 

Reuter: Ich bin mir nicht so ganz 
im klaren. Man muß die Bedrohungs­
lage einmal genau analysieren und 
definieren, um dann zum Ergebnis zu 
kommen, wo man es am besten un­
terbringt. Entscheidend ist, wer die 
besten Problemlösungskompeten­
zen hat. Wenn man sich dieses Sze­
nario vorstellt, was alles passieren 

"Es kann durchaus sein, daß wir Bedrohungsla· 
gen bekommen , über die wir uns noch nl chi so 
rechl Im klaren sind ." 
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könnte, dann ist es sehr vielschichtig. 
Diese klare Situation von vor 1989 ha­
ben wir heute nicht mehr. 

8ftöIlcerunglschun : Sollte man 
aus diesem Grunde nicht einer Kon­
zeption den Vorzug geben, deren ver­
teidigungsfallbezogenen Aufgaben 
unmittelbaren Nutzen auch heute in 
Friedenszeiten entwickeln und um­
gekehrt? 

Reuter: Wir überlegen schon lan­
ge, daß Mehrgleisigkeiten nicht gut 
sind. Ich habe aber eingangs bereits 
erwi3hnt, daß sich das nicht alles bei 
den Ländern ansiedeln läß/. Wir ken­
nen Bedrohungsszenarien, an denen 
vier und mehr Länder beteiligt sind. 
Das zu koordinieren, muß doch Auf­
gabe des Bundes sein. Man kann es 
den Ländern nicht allein überlassen. 
Das muß im Vorfeld geklärt und koor­
diniert sein. Wenn das Zuständig­
keitsdenken endlich überwunden 
wird, könnte auch der Zusatzeffekt 
eintreten, daß diese Aufgaben ko­
stengünstiger wahrgenommen wer­
den. 

8ftöIkcrungllChun : Sollte dem­
nach auch die Ausbildung und Öf­
fentlichkeitsarbeit des Bundesver­
bandes für den Selbstschutz diesem 
Mehrfachnutzen Rechnung tragen? 

Reuter: Das ist genau meine Mei­
nung. 

8ftöIkcrungllchun : Ist der Zivil­
schutz nur eine Aufgabe für Kata­
strophenschutzorganisationen und 
für staatliche Funktionäre oder ist das 
nicht vielmehr eine Aufgabe, die auch 
gesellschaftspolitische Dimensionen 
hat? 

Reuter: Ich bin schon der Mei­
nung, daß das gesellschaftspolilische 
Dimensionen ha/. Wenn wir aber in 
der Gesellschaft Bewußtsein bilden 
wollen, stoßen wir immer wieder an 
Grenzen. Man muß konstatieren, daß 
unsere Bürger mit solchen Dingen 
wenig zu tun haben wollen. Nur wenn 
etwas passiert, dann kommen viele 
und fragen, was man tun kann. Die 
Notwendigkeit ist erkannt, dieses 
Thema nicht zu einem Funktionärs­
problem verkommen zu lassen, son­
dern daß man mehr Bewußtsein in der 
Bevölkerung schaffen muß. Das geht 
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"Man muß konstatieren , daß unsere Bürger mit 
solchen Dingen wenig zu tun haben waUen. " 

(fotos: GolI) 

aber nur, wenn diese Themen auch 
über die Medien transportiert wer­
den. Leider muß ich heute immer 
noch feststellen, daß unsere Medien, 
insbesondere das Fernsehen, diese 
Dinge überhaupt nicht zur Kenntnis 
nehmen. Auf dem Gebiet könnte 
mehr geschehen. Hier werde ich In­
itiativen ergreifen. 

8ftöIkcrungllchun : Haben die 
Abgeordneten des Bundestages und 
der Landtage nicht auch in dieser 
Frage eine besondere Vorbildfunk­
tion? 

Reuter: Ja, der Meinung bin ich. 
Die Politiker genießen in der Bevölke­
rung vor Ort doch noch ein gewisses 
Ansehen. Das ist richtig, auch wenn 
es im Gegensatz zu dem steht, was in 
manchen Medien so verbreitet wird. 
Ich kann für mich sagen, daß ich da 
keine Probleme habe. Man muß als 
Abgeordneter bei solchen Veranstal­
tungen im Wahlkreis und darüber hin­
aus präsent sein und Flagge zeigen. 

8ftöIkcrunglschun : Könnten Sie 
sich vorstellen, daß Sie gemeinsam 
mit Ihren Kolleginnen und Kollegen 
aus CDU, CSU, FD.P. und Grünen 
eine Anzeigenaktion oder eine öffent­
lichkeitswirksame Aktion starten und 
sagen, ich Abgeordneter Reuter bin 
aus nachvollziehbaren Gründen für 
Selbstschutz und Zivilschutz und un­
terstütze deswegen den BVS. 

Reuter: Kein Problem. Das habe 
ich in der Vergangenheit bereits ge­
mach/. Dann merkt man auf einmal, 
daß einige das lesen und darüber 

nachdenken. So etwas sollle man von 
Zeit zu Zeit durchaus machen. 

BcWiIkcrungllChun : Das, was 
z. Z. im Zivilschutz und Katastro­
phenschutz stattfindet, ist in weiten 
Bereichen von Unsicherheit geprägt. 
Wie schätzen Sie für einen mittleren 
Zeitraum von fünf bis 15 Jahren die 
Zukunft von Zivil- und Katastrophen­
schutz in unserem Lande ein? 

Reuter: Wenn es uns gelingt, die­
se Reform jetzt einigermaßen ver­
nünftig über die Bühne zu bringen, 
dann gehe ich davon aus, daß wir in 
einem Zeitraum von etwa fünf Jahren 
geordnete Verhältnisse auf diesem 
Gebiet haben werden. Wir haben ja 
auch in den neuen Bundesländern 
wesenlliehe Teile des Zivilschutzes 
erst einmal aufzubauen. Das gilt auch 
für die Ausbildung. Man muß durch 
geeignete Maßnahmen, z. B. durch 
mehr Öffentlichkeitsarbeit, in Er­
scheinung treten. 

Hierzu gehört aber auch, all denen 
ein herzliches Wort des Dankes zu sa­
gen, die in den zurückliegenden Jah­
ren diese schwere Arbeit im stillen 
und verborgenen geleistet haben. Ich 
wiederhole, der Staat wäre nicht in 
der Lage, das alles zu finanzieren. Mir 
fälll immer wieder auf, daß dieser 
Dank eigenlIich sehr kurz komm/. 
Man erwartet einfach, daß die Hilfs­
organisationen funktionieren, und 
leicht ist man mit Kritik zur Stelle, 
wenn Fehler oder Unzulänglichkeiten 
bekannt werden. Ausdrücklich möch­
te ich mich deshalb einmal bei allen 
Helferinnen und Helfern ganz herzlich 
für ihre Arbeit bedanken. 

Ioas Interview mit Bernd Reuter 
I führte Peter Eykmann. 



Ralner Bonnann 

"Tolle Show des THW" 
12. THW-Bundeswettkampf in Berlin 

lockte 100000 Besucher an -
Erstmals Leistungsvergleich mit 16 Bergungszügen 

Vom 20. bis 23. Mai 1993 fand im 
Berliner Stadtteil Hohenschönhau­
sen auf dem Gelände des Sportfo­
rums die .. Tolle Show des THW" statt, 
in die am Samstag, dem 22. Mai, der 
12. Bundeswettkampf des Techni­
schen Hilfswerks eingebettet war. 

Drei Besonderheiten kennzeichne­
ten diese Großveranstaltung. Erst­
mals war Berlin (Ost) Austragungsort 
des Leistungsvergleichs, erstmals 
waren Bergungszüge aus den fünf 
neuen Bundesländern am Start und 
erstmals wurde das Geschehen von 
einem viertägigen Show programm 
mit Volksfestcharakter umrahmt. Für 
den Landesverband Berlin bedeute­
ten Vorbereitung und Durchführung 
dieser Mammutveranstaltung die Bergungszug angelrelen - l age und AuHrag werden durch den Zugführer bekannlgegeben. 
größte Herausforderung seit seiner 
Gründung vor 40 Jahren. 

Wir zeigen, 
wie man helfen kann 

Spielend helfen lernen 
im Katastrophenschutz 

Eine Spielstraße für Kinder und Ju­
gendliche hatten 150 Mädchen und 

Jungen von THW, Feuerwehr, DLRG, 
ASB, DRK, JUH und MHD aufgebaut, 
um damit ebenfalls ein Stück Ge­
meinsamkeit zu demonstrieren. Un­
ter anderem war ein Steg zu besich­
tigen und zu begehen, der von Fünft-

Unter diesem Motto präsentierten 
sich die Berliner Hilfsorganisationen, 
aber auch Bundeswehr, BGS, Polizei 
und GZS auf dem Gelände des Sport­
forums mit einer umfassenden Tech­
nikausstellung sowie vielfältigen Vor­
führungen. Schwerpunktmäßig war 
natürlich das THW vertreten. Die ge­
samte Fahrzeugpalette einschließlich 
.. Ost-Komponente" konnte sowohl 
im Original als auch im Kleinformat 
besichtigt werden. So beteiligten sich 
15 Modellbauer aus fünf Bundeslän­
dern mit 1000 Modellen und 50 Diora­
men an einer Ausstellung, die durch 
einen Modellbauwettbewerb abge­
rundet wurde. Weitere Informations­
und Ausstellungszelte boten zudem 
die Gelegenheit, sich über Arbeit, Ge­
schichte und Aufgaben des THW de-
tailliert zu informieren. Auf diesem Folo wird die Enge der W_ett_k_am--,p_Ib_a_hn_en_d_e_uI_lIc_h_. _________ _ 
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und Sechskläßlern einer Berliner 
Grundschule unter Anleitung des Be­
zirksverbandes Charlottenburg vor­
bereitet worden war. Ansonsten wur­
de ein reichhaltiges Spiel und Mit­
machprogramm angeboten, das von 
den kleinen Besuchern begeistert an­
genommen wurde. Neben Berliner 
Jugendgruppen hatte sich die THW­
Jugend aus Nordhorn besonders en­
gagiert. 

"Jugend mit Zukunft­
gegen Gewalt" 

In dieses Programm des Berliner 
Senats hat sich auch das Technische 
Hilfswerk im Rahmen seiner Tollen 
Show voll eingebracht. Auf einer 
Pressekonferenz und anläßlich eines 
Empfangs zu Veranstaltungs beginn 
hatte der Senator für Jugend und Fa­
milie, Thomas Krüger, der gleichzei­
tig den Regierenden Bürgermeister 
Eberhard Diepgen vertrat, dafür dem 
THW seinen Dank ausgesprochen. 
Das THW, so Krüger, biete für junge 
Menschen vielfältige, sinnvolle und 
spannende Betätigungsfelder. Mit 
seiner Orientierung auf handwerkli­
che Arbeiten und auf den Umgang mit 
Technik stelle die Arbeit des THW für 
Jugendliche einen besonderen Reiz 
dar. "Wir brauchen mehr Institutionen 
wie das THW, die Verantwortung für 
Jugendliche übernehmen." Er habe 
sich besonders gefreut, daß das THW 
den Erlös einer Benefizveranstaltung 
im Rahmen der Tollen Show der offe­
nen Jugendarbeit zur Verfügung stei­
len wolle, um damit einen Kleinbus zu 
beschaffen, der die "Straßenkinder" 
vom Bahnhof Zoo zu den Einrichtun­
gen des Kinder- und Jugendnotdien­
stes transportieren soll. "Das THW 
unterstützt damit ein sinnvolles und 
sozial erfolgversprechendes Projekt 
der Jugendhilfe." 

BundesweHkampf 
bei strömendem Regen 

Höhepunkt der Tollen Show war 
der 12. Bundeswettkampf des THW, 
zu dem erstmals Mannschaften aus 
allen 16 Bundesländern angetreten 
waren. In diesem Bereich war seitens 
des Ausrichters besondere Flexibi­
lität gefordert, denn auf das zunächst 
ausgewählte Gelände - einen großen 
Sportplatz - mußte kurzfristig ver­
zichtet werden, da die Bedenken 
über Bodenbeschaffenheit und Wie-
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Ein "Kellerfensler" wird mittels Trennschle iler durchtrennt. 

derherstellungskosten zu groß wa­
ren. So mußte quasi in letzter Minute 
ein wesentlich kleineres Gelände, auf 
dem noch etliche Baracken zu de­
montieren waren, wettkampfgerecht 
hergerichtet werden. Darunter litt 
natürlich die Überschaubarkeit und 
engte die Bewegungsfreiheit der 
Mannschaften ein. 

Dennoch konnte THW-Direk1or 
Gerd Jürgen Henkel am Samstag, 
dem 22. Mai 1993, mit einem lauten 
Böllerschuß den Leistungsvergleich 
starten. Starke Regengüsse in der 
Nacht zuvor, die auch zu mehreren 
Einsätzen von Berliner THW und Feu­
erwehren führten, hatten dem aufge­
fahrenen, Sandboden stark zuge­
setzt. Ab Samstag vormittag setzte 

dann wieder Regen ein, der die äuße­
ren Verhältnisse noch mehr ver­
schlechterte. Doch weder die 400 
Wettkämpfer, noch die 100 Schieds­
richter, und erst recht nicht die ange­
reisten rund 1000 Zuschauer ließen 
sich davon entmutigen. 

WeHkampfaufgaben 
allgemein 

"Gasexplosion in einem Wohn­
haus, Weißenseer Weg - es werden 
Personen im Haus vermutet, das Ge­
bäude ist einsturzgefährdet. " Mit die­
ser Lage wurden die Zugführer durch 
die Bahnschiedsrichter konfrontiert, 

Einsatz der Moto~äge zur Vorbereitung der Ausstelfungsarbelten . 



Der 
Gruppenführer 

führt den 
Erkundungs­
auHrag aus. 

um dann mit ihren Einheiten folgende 
Aufgaben zu bewältigen: 
- Durchführung der Erkundung 
- Vordringen zu den Verletzten 
- Bergen der verletzten Personen 

Als möglichst realistische Wir­
kungsstätte waren 16 Rohrstahlgerü­
ste aufgebaut und mit Planen verklei­
det worden, um zerstörten Gebäuden 
ähnlich zu sein. Die verletzten Perso­
nen wurden durch Puppen darge­
stellt, deren Verletzungsgrad auf um­
gehängten Pappschildern vermerkt 
war. Das Vordringen zu ihnen und das 
Arbeiten in engen Räumen verlangte 
den Helfern hohe physische Belast­
barkeit und handwerkliches Können 
ab. Fehler und Verstöße gegen die 
Unfallverhütungsvorschriften wurden 
durch Sonderaufgaben geahndet, die 
zu zeitlichem Verzug führten. 

Die Teilaufgaben 
im einzelnen 

1. Kellergang A 
- Öffnen des Kellerfensters mit 

Trennschleifer, 
- Steinzeugrohr trennen mit dem 

Trennschleifer, 
- Leerpumpen eines Wasserbehäl­

ters mit der Schmutzwasser­
pumpe, 

- Trennen eines Rohres mittels 
Brennschneidgerät, 

- Trennen eines Holzbalkens mittels 
Handsäge, 

- Anlegen eines Mauerdurchbruchs 
mit dem Bohr- und Aufbruchham­
mer, 

- Bergen einer verletzten Person mit 
Schleifkorb und Transport zur Ver­
letztenablage. 

2. Kellergang B 
- Öffnen des Kellerfensters mit 

Trennschleifer, 
- Trennen eines Doppel-T-Trägers 

mit Brennschneidgerät, 
- Vordringen durch eine Wand aus 

Holz und Blech mit Bergungsbeil 
und Brennschneidgerät , 

- Bergen einer verletzten Person mit 

Bergeschleppe und Transport zur 
Verletztenablage. 

3. Aussteifen einer einsturzgefährde­
ten Tür mit senkrechten Stützen 
aus Rundholz. 

4. Einsatz der Hebekissen zur Ber­
gung einer verletzten Person aus 
einer Schichtung von vier Beton­
platten. 

5. Sichern einer einsturzgefährdeten 
Hausecke durch Bau eines Stütz­
gerüstes über Eck. 

6. Bergen einer verletzten Person 
mittels Mastkran aus Leitern, mit 
Rollglissgerät und Schleifkorb_ 
Zusätzlich wurde dem Zugtrupp 

die Aufgabe "Erarbeiten eines 
Marschbefehls" gestellt. 

Guter Ausbildungsstand 
der Bergungszüge 

Nach einer Stunde und 38 Minuten 
konnte der Ortsverband Freisen aus 
dem Saarland seine Landesflagge 
einholen und war damit Sieger des 
12. THW-Bundeswettkampfes. Auf 
den Plätzen zwei und drei folgten 
Garmisch-Partenkirchen (Bayern) 
und Lüchow-Dannenberg (Nieder­
sachsen). Da keine weitere Bewer­
tung vorgenommen wurde, kann fest­
gestellt werden, daß alle anderen 
Mannschaften mit Erfolg am Bundes­
wettkampf teilgenommen haben. 

Auch die Mannschaften aus den 
neuen Bundesländern haben gezeigt, 
daß sie ausbildungsmäßig einen gu­
ten Stand erreicht haben, der sie in 
die Lage versetzt, Bergungsaufgaben 
wie die gestellten zu erfüllen. Sämtli-

Hebekissen-Einsatz zur Bergung einer unter den Betonplalten liegenden "verletzten" Person . ---
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che Bergungszüge, besonders natür­
lich die Erstplazierten, bewiesen ei­
nen hohen Ausbildungsstand. 

Siegerehrung 
durch Bundesinnenminister 
Seiters 

In der großen Sport halle des 
Sportforums Berlin - auf das Sport­
stadion war aufgrund des schlechten 
Wetters verzichtet worden - nahm 
Bundesinnenminister Rudolf Seiters 
ab 16.00 Uhr die Siegerehrung vor. In 
seiner Ansprache hob er hervor, daß 
an diesem Bundeswettkampf erst­
mals Mannschaften aus den neuen 
Bundesländern beteiligt waren. Unter 
anderem führte der Minister aus, daß 
der Aufbau des THW sich einordne in Die.e. Rohr mußte mittels Brennschneidgerät durchtrennt werden. 

das Programm des Bundes zur Un­
terstützung des in der Verantwortung 
der neuen Bundesländer aufzubau­
enden Katastrophenschutzes. 

Betroffen zeigte sich der Minister 
über den jüngsten Zwischenfall beim 
Einsatz des Technischen Hilfswerks 
in der Nähe der somalischen Haupt­
stadt Mogadischu. Zwei Mitarbeiter 
gerieten dort in einen Hinterhalt und 
wurden auf heimtückische Weise be­
schossen ... Wir sind alle froh, daß die 
THW-Angehörigen glücklicherweise 
keine schwerwiegenden Verletzun­
gen erlitten haben", betonte Seiters. 
Trotz des Zwischenfalls werde die hu­
manitäre Hilfe des THW in dem Land 
am Horn von Afrika fortgesetzt. Sei­
ters: .. Die Bundesregierung wird sich 
dafür einsetzen, daß durch zusätzli­
che Sicherheitsgarantien und Zusa-
gen der örtlichen UN-Behörden ein Anlegen eine. Mauerdurchbruch. mit dem Bohr- und Aulbruchhammer. 
ausreichender Schutz der freiwilligen 
Helfer gewährleistet wird. 

Besonders ging der Minister auf 
das sogenannte Berl iner Modell ein, 
auf die enge Zusammenarbeit der 
Berliner Feuerwehr und den Bezirks­
verbänden des Technischen Hilfs­
werks: . Hier in Berlin ist das THW fest 
in den Katastrophen-Hilfsdienst ein­
gebunden. Die Kameraden aus THW, 
Feuerwehren und anderen Hilfsorga­
nisationen arbeiten in Notfällen 
Schulter an Schulter; Konkurrenz­
denken ist ihnen fremd. Ich möchte 
an dieser Stelle ausdrücklich Herrn 
Senator Professor Dr. Heckelmann 
und seinen Mitarbeitern in der Berli­
ner Innenverwaltung meinen Dank 
aussprechen für dieses .. Berliner Mo­
deli", das Vorbildfunktion für 
Deutschland hat." 

Nachdem Bundesinnenminister 
Rudolf Seiters den Siegerpokal an Bergen einer .. vertetzten" Person mit dem Sehteilkorb . 
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Aussteifen einer 
eInsturzgefährde­
ten Tür mit senk­
rechten Stützen. 

Bergen einer 
.. verletzten" 

Person mittels 
Mastkran aus 

leitern, mit Roll-
gliss-Gerät und 

Schleiftcorb. 
(Fotos: Barmann) 

Helfertage und Bundeswettkämpfe im Technischen Hilfswerk 

1970 
1971 
1973 
1974 
1975 
1977 
1979 
1981 
1983 
1985 
1987 
1989 
1991 
1993 

Gießen 
Worms 
MülheirnlRuhr 
Goslar 
Kiel 
Saarlouis 
Arnsberg 
Hamburg 
Darmstadt 
München 
Hannover 
Mannheim 
Mainz 
Berlin 

Hessen 
Rheinland-Pfalz 
Nordrhein-Westfalen 
Niedersachsen 
Schleswig-Holstein 
Saarland 
Nordrhein-Westfalen 
Freie und Hansestadt Hamburg 
Hessen 
Bayern 
Niedersachsen 
Baden-Württemberg 
Rheinland-Pfalz 
Berlin 

den Ortsverband Freisen (Saarland) 
überreicht hatte, zeichneten der Ber­
liner Innensenator, Professor Dieter 
Heckelmann, den zweitplazierten 
Ortsverband Garmisch-Partenkir­
chen (Bayern) und Senatspräsidentin 
Hanna-Renate Laurien den drittpla­
zierten OV Lüchow-Dannenberg 
(Niedersachsen) aus. 

THW-Direk1or Gerd Jürgen Hen­
kel, der Bremen-Vegesack als viert­
besten Ortsverband bekanntgab, 
sich aber einer weiteren Plazierungs­
bekanntgabe enthielt, dankte an­
schließend dem Landesbeauftragten 
von Berlin und Brandenburg, Man­
fred Metzger, sowie allen beteiligten 
Helferinnen, Helfern und Mitarbeitern 
für die gelungene Durchführung der 
Tollen Show und des Bundeswett­
kampfes 1993. 

Im Anschluß daran waren rund 100 
Repräsentanten von Politik und Ver­
waltung, Organisationen und Verbän­
den zu einem Empfang des Berliner 
Innensenators geladen, bei dem die­
ser noch einmal die feste Einbindung 
des THW in die alltägliche Gefahren­
abwehr und die guten Erfahrungen 
mit dem bereits mehrfach zitierten 
"Berliner Modell " betonte. 

Für die Wettkampfmannschaften, 
aber auch für Betreuer und Zuschau­
er endete der Wettkampf so wie er 
begonnen hatte, nämlich feucht, aber 
auch fröhlich. 

Schlußbemerkung 

Die Überlegung des Landesbeauf­
tragten für Berlin und Brandenburg, 
Manfred Metzger, gemeinsam mit 
dem Schaustellerverband und vielen 
weiteren Sponsoren und Beteiligten 
den Bundeswettkampf als ein publi­
kumswirksames, mehrtägiges Volks­
fest zu konzipieren und zu präsentie­
ren, war mutig, hat sich aber als rich­
tig erwiesen. Besonders angesichts 
der Notwendigkeit, das THW im Ost­
teil der Stadt bekannt zu machen. 
Rund 100000 Besucher an den vier 
Veranstaltungstagen sprechen für 
sich, obwohl das schlechte Wetter ab 
Freitag abend eine noch größere Be­
sucherresonanz verhinderte. Berlin 
1993 war sowohl in historischer Hin­
sicht als auch mit seinem hochkaräti­
gen Programm, der Tollen Show, et­
was Besonderes und Einmaliges. 
Zukünftige Wettkämpfe sollten hieran 
nicht gemessen werden. 
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3. und 4. Septembe r 1993: 
I. Fachkongreß für Kommuni­
"at ions- und Datentechnik im 
Bereich Rellung,dien't, Not­
fallmedilin, Brand- und Kata­
strophenschull 

Kassel 
In fo: Organisations- und 

Planungsbüro für d3\ Ret­
tung,we><n, Postfach 1163, 
35092 Lahntal 

18. bis 22. September 
1993: .. SiTech Berlin 93", In­
ternationale Fachme"e für Si­
cherheit und Sicherheimech­
nik 

Berlin 
Info: AMK Berlin Auwel­

lungs-, Me"e-, Kongress­
GmbH, Me"edamm 22, 
14055 Berlin 

24. bis 26. September 
1993: Internationaler Notfall­
kongreß mit Fachau"tellung 
.. Möglichkeiten und Pe"pek­
tiven in der otfallmedizin" 

Aschaffenburg 
Info: Verband Deutscher 

Rellungssanitäter e. v., Pmt­
fach 102211. 63268 Dreieich 

29. September bis I. Oklo­
ber 1993: Informationstagung 
über Sicherheitspolitik und Zi­
vi!;chutz 

Kloster Banz (Nähe Staffel­
Slein) 

Info: Hann,-Scidl-Stiftung, 
L31arellstraße 33, 80636 Mün­
chen 

9. und 10. Oklober 1993: 
.. Rellungsdienst aktuell '93" 
Fachkongreß mit begleitender 
Fachausstellung 

Bergheim (Erftkreis) 
Info: Kongreßbüro, Zeppe­

linstraße 21,50126 Bergheim 

4. bis 8. Oktober 1993: Si­
cherheilsfachrnesse .. Sccuri­
ty" 
Ut recht (NL) 

Info: 
landse 
8500. 

Koningglijke Neder­
Jaarbeu". PO-Box 

L-3503 RM Ut-
recht/Holland 

11. bis 14. Oktober 1993: 
.. Security··, Weltmesse der Si­
cherheitstechnik 

Essen 
Info: Messe Essen GmbH , 

Messehau, Ost Norbertstraße. 
45131 ES>en 

26. bis 29. Oktober 1993: 
Arbeitsschutz und Arbeit,me­
dizin "A+A 93" - Fachmesse 
und Kongreß 

Düsseldorf 
Info: Messegesellschaft 

mbH. Postfach 320203, 4000 
Düsseldorf 30 

23. bis 26. November 1993: 
.,Sicherheit '93", 9. Internatio­
nale Fachmesse für Sicherheit 
mit Informationstagungen 

Zürich (CH) 
Info: Blenheim AG, Buek­

hause"traße 24, CH-80-l8 
Zürich 

24. bis 26. ovember 1993: 
Fachmesse fur Katastrophen­
schutz und Hilfeleistung " Res­
eue 93"' 

Utrecht (NL) 
Info: Jaarbeu", Jaarbeu,,­

plein 6, NL-352I Utrecht 

3. bis 8. Juni 1994: Intcr­
schutz - Der Rote Hahn 

Hannover 
Info: Deutsche Messe- und 

Ausstellungs-AG. Mes><-
gelände, 3000 Hannover 82 

Seminare und Lehrgänge von 
InstHuten und Firmen 

Technische Akademie 
Esslingen, Postfach 1265, 
7302 Ostfildern: 

Lehrgänge: 
4. bis 6. Oktober 1993: Vor­

beugender und Abwehrender 
Brandschutz im Betrieb, 

18. Oktober 1993: Ge­
\taltungsneuoriemierung im 
Brandschutz, 

15. und 16. November 1993: 
Brandschadenverhütung. 

Verband der Sachversi­
cherer e. V., Pasteurstraße 
17,50735 Köln: 

Fachtagungen: 
5. und 6. Oktober 1993: 

Brand!<!chulZ im Betrieb, 
8. und 9. Dezember 1993: 

Feuerlöschanlagen, 
15. Dezember 1993: Brand­

löschanlagen . 

Technische niversitä t 
Braunschweig, Postfach 
3329,3300 Braunschweig: 

6. und 7. Oktober 1993: 
Fachscminar .. Brandschutz -
Forschung und Praxis" 

Grccon, Postfach 1234, 
3220 Alsfeld: 

7. und 8. Oktober 1993: 
Symposium "S icherheit vor 
Staubbränden und -explosio­
nen in der Industrie" 

Ecomed~Seminardienst, 

Jus tus-von-Liebig-Straße I , 
86899 Landsberg: 

7. bis 9. September 1993: 
Seminar "Gefahrliehe Stoffe 
beim Feuerwehreinsatz" 
(Neuherberg bei München) 

Technische Akademie 
Wuppertal e. V., Postfach 
100409, 42097 Wuppertal : 

9. und 10. September 1993: 
Neuleitliche Brandschutzkon­
zepte, 

14. und 15. Oktober 1993: 
Grundlagenseminar Brand-
schutz, 

10. ovember 1993: Grund­
lagen des vorbeugenden 
Brandschutze, und DIN 4 102, 

11. November 1993: Bauli­
che Brandschulllllaßnahmen 
und Löschwa'5erversorgung. 

Gloria-Werke, Postfach 
1160,4724 Wadersloh: 

Brandschull-Seminare: 
I. bis 3. September 1993, 
6. bis 8. Oktober 1993 

Tol:.1 Feuerschutz, Indu­
striestralle 11 ,68526 Laden­
burg: 

Brandschutl-Lehrgänge für 
Praktiker: 

20. bis 22. September 1993, 
18. bis 20. Oktober 1993. 
Brandschutz-Seminar für 

Führungskräfte: 
13. bis 15 . September 1993. 

Minimax-Schulungszen­
trum, Stullgarter Stralle 
140, 72574 Bad Urach: 

Seminare: 
.,Brandschult-Praxis ": 

7. bis 10. September 1993, 
.. Brandschutl-Technik"': 

21. bis 24. September 1993, 
.. Baulicher Brandschutz": 

9. bis 12. September 1993, 
.. Brandschutl-Organisation" 

12. bis 15. Oktober 1993, 
"Brandschutz aktuell"": 

24. bi, 26. ovember und 
I. bis 3. Dezember 1993. 

Verband für Sicherheit in 
der Wirtschaft Baden-Würt­
temberg, Seelbergstra ße 16, 
70372 Stullgart: 

Lehrgänge/Seminare: 
9. bis 10. November 1993: 

Brandschut. in Unternehmen 
(Ladenburg) 

11. November 1993: Gefah­
ren- und Brandmeldetechn ik 
(Ladenburg) 

• ••••• •••••••••••••••••• 
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Ministerialrat Günther Wittschen, Bundesministerium des Innern 

BMI -Initiative 
erfolgreich fortgesetzt 

2. Internationale Konferenz über grenzüberschreitende 
Zusammenarbeit auf dem Gebiet des Zivil- und 

Katastrophenschutzes der Staaten Mittel-, 
Ost- und Südosteuropas in Moskau 

In Fortsetzung der von deut­
scher Seite durch das Bundesmini­
sterium des Innern (BMI) mit der er­
sten Konferenz über bilaterale Zu­
sammenarbeit auf dem Gebiet des 
Zivil- und Katastrophenschutzes 
mit den Staaten Mittel-, Ost- und 
Südosteuropas am 29. und 30. 
September 1992 in Heyrothsberge 
bei Magdeburg ergriffenen Initiati­
ve hat das russische Staatskomi­
tee für Zivilverteidigung, Ausnah­
mesituationen und die Beseitigung 
von Katastrophenfolgen vom 18. 
bis 20. Mai 1993 zu einer zweiten 
Konferenz über grenzüberschrei­
tende Zusammenarbeit nach Mos­
kau eingeladen. 

22 Staaten waren auf der Konfe­
renz vertreten, ferner die Vereinten 
Nationen, die EG-Kommission, die 
NATO und der Europarat. Der Teil­
nehmerkreis war im Verhältnis zur 
ersten Konferenz verändert. Ne­
ben Deutschland und Österreich 
waren auf dieser Konferenz keine 
weiteren westlichen Staaten ver­
treten, statt dessen aber die asia­
tischen Republiken der GUS. 

Tagungsort war ein Anwesen des 
früheren Ministerrats der Sowjetuni­
on in ländlicher Umgebung vor den 
Toren Moskaus. Zur Konferenzeröff­
nung hatte der russische Minister­
präsident Tschernomyrdin seinen 
Stellvertreter entsandt. Von russi­
scher Seite wurde darauf hingewie­
sen, daß Ministerpräsident Tscher­
nomyrdin die am 30. September 1992 
auf der ersten Konferenz verabschie­
dete sogenannte Magdeburger Er­
klärung ausdrücklich unterstützt. Da­
nach soll die grenzüberschreitende 

Zusammenarbeit der Staaten Mit­
tel-, Ost- und Südosteuropas weiter 
vertieft, der Prozeß des Abschlusses 
bilateraler Hilfeleistungsabkommen 
auf der Grundlage des von deutscher 
Seite vorgelegten Musterabkom­
mens fortgesetzt sowie längerfristig 
ein multilaterales Abkommen zur 
besseren Koordinierung gegenseiti­
ger Hilfe angestrebt werden. 

In seiner Begrüßungsansprache 
bedankte sich der Vorsitzende des 
russischen Staatskomitees für die 
Beseitigung von Katastrophenfolgen, 
Sergej Shoigu, für die im Herbst 1992 

. von deutscher Seite ergriffene Initia­
tive zur Verbesserung der Zusam­
menarbeit auf dem Gebiet des Zivil­
und Katastrophenschutzes. Diese 

Zusammenarbeit sei nicht nur unter 
fachlichen, sondern auch unter poli­
tischen Gesichtspunkten von beson­
derer Bedeutung. Der von deutscher 
Seite erarbeitete Musterentwurf ei­
nes bilateralen Hilfeleistungsabkom­
mens habe bereits positive Auswir­
kungen auf die Zusammenarbeit ge­
habt sowie auf den rechtlichen Rah­
men für die Durchführung von grenz­
überschreitenden Hilfeleistungen. 

Ministerialdirigent Wolfgang Beyer 
hob einleitend u. a. hervor, daß die 
Bundesrepublik Deutschland als ei­
nen wichtigen Beitrag zu einer ge­
samteuropäischen Stabilitätspart­
nerschaft mit den Staaten Mittel-, 
Ost- und Südosteuropas ein Netz bi­
lateraler Verträge über gute Nachbar-

Die Konferenz1ellnehmer bei der Besichtigung der Zivilschutz·Akademie der Russischen Föderation 
in Novogorsk bei Moskau . 
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schaft und freundschaftliche Zusam­
menarbeit geschlossen habe. In die­
sen Verträgen hätten sich die Ver­
tragsparteien u. a. verpflichtet zu­
sammenzuwirken, um sich gegensei­
tig bei Katastrophen oder Unglücks­
fällen Hilfe zu leisten. Durch die auf 
der ersten Konferenz in Heyrothsber­
ge bei Magdeburg mit dem Vorsit­
zenden des russischen Staatskomi­
tees aufgenommenen Kontakte sei 
es möglich gewesen, in unbürokrati­
scher Weise zügig ein bilaterales Hil­
feleistungsabkommen mit der Russi­
schen Föderation auszuhandeln und 
bereits am 16. Dezember 1992 an­
läßlich des Besuchs des Bundes­
kanzlers in Moskau zu unterzeichnen. 

Bilaterale 
Hilfeleistungsabkommen 

Auf der Konferenz wurde die Fra­
ge des Abschlusses bilateraler Hilfe­
leistungsabkommen auf der Grund­
lage des von deutscher Seite erstell­
ten Musterentwurfs erörtert, und 
zwar nicht nur im Plenum, sondern 
auch bilateral unter den einzelnen Ta­
gungsteilnehmern. 

Seitens der Russischen Föderati­
on laufen gegenwärtig Beratungen 
über den Abschluß bilateraler Hilfe­
leistungsabkommen mit der Ukraine 
und mit Turkmenistian; mit Weißruß­
land wurde während der Konferenz 
ein solches Hilfeleistungsabkommen 
paraphiert. 

Von deutscher Seite wurden bila­
terale Gespräche zur Verbesserung 
der Zusammenarbeit insbesondere 
mit den Vertretern folgender Staaten 
geführt: Polen, Tschechische Repu­
blik, Ungarn, Kasachstan, Estland 
und Lettland. 

Multilaterales 
Übereinkommen 

Eine Großübung In Noglnsk demonstriert den ausländischen Experten die leistungsfähigkeit des rus­
sischen Zivilschutzes. 

diesen Vorschlag formal befunden 
hat. 

Der Vertreter Kasachstans unter­
stützte den Entwurf und erklärte sich 
bereit, ebenfalls in einer Arbeitsgrup­
pe an den weiteren Detailarbeiten 
mitzuwirken. Unterstützung fand der 
Entwurf ebenfalls bei dem Vertreter 
Armeniens, der sich für die Schaffung 
internationaler Strukturen auf der 
Grundlage eines multilateralen Ab­
kommens über die gegenseitige Hil­
feleistung aussprach und darauf hin­
wies, daß sein Land sich gegenwär­
tig in einer ständigen Notsituation be­
finde. 

Der Abkommensentwurf wirft im 
Hinblick auf die vorgeschlagene Bil-

dung weiterer internationaler Struk­
turen und die Einbindung internatio­
naler Organisationen in die Hilfelei­
stung Probleme auf. Soweit erkenn­
bar, bestand auf der Konferenz weit­
gehend Übereinstimmung darin, daß 
ein solches Vorhaben nur längerfristig 
umgesetzt werden könnte. 

Stellungnahme des 
VN-Unter-Generalsekretärs 

Der Unter-Generalsekretär der 
Vereinten Nationen der Abteilung für 
humanitäre Angelegenheiten, Elias­
son, erklärte, daß die veränderte 

Von russischer Seite wurde auf der 
Konferenz der Entwurf eines multila­
teralen Übereinkommens über die 
koordinierte Hilfe im Falle von natur­
oder technologiebedingten Notfallsi­
tuationen vorgelegt. Dieser Entwurf 
beruht auf einer früheren österreichi­
schen Initiative. Dementsprechend 
wurde von russischer Seite die Ein­
richtung einer russisch-deutsch­
österreichischen Arbeitsgruppe zur 
Prüfung dieses Entwurfs vorgeschla- Oie ReHungsbrigade In Noglnsk zeigl ihr Können In den Bereichen Brandschutz, Bergung , Instand-
gen, ohne daß die Konferenz über setzung sowie Sanitätswesen und chemische Getahrenabwehr. 
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weltpolitische Lage es den Vereinten 
Nationen ermögliche, eine aktivere, 
aber auch exponierte re Rolle in der 
Welt zu spielen. Folgende Probleme 
seien in der heutigen Welt besonders 
bedrückend: 
- Das rasante Wachstum der Welt­

bevölkerung von zirka 79 Millionen 
pro Jahr; 

- die Situation von zur Zeit 40 Millio­
nen Flüchtlingen, die bis zum Ende 
dieses Jahrhunderts auf zirka 60 
Millionen anwachsen dürften; 

- die ökologischen Risiken; 
- die Waffenverkäufe zu sehr viel 

niedrigeren Preisen als früher, und 
zwar auch an "Mikronationen"; 

- die durch Katastrophen wachsen­
de Schadenshöhe (so für 1992 ge­
schätzter Schaden: 400 Milliarden 
Dollar). Allein durch Fluten in Bang­
ladesch seien im Jahre 1992 
140 000 Personen ertrunken. Diese 
Menschen hätten an Stellen gelebt, 
die bisher auf keiner Landkarte ver­
zeichnet gewesen waren. 
Der VN-Generalsekretär habe an­

gesichts der wachsenden Probleme 
und um den Menschen und die Hilfe 
für ihn in den Mittelpunkt der Akti­
vitäten der VN zu rücken, vor einem 
Jahr die Abteilung für humanitäre An­
gelegenheiten gegründet. Diese Ab­
teilung besitze verschiedene Instru­
mente, so das Büro selbst, die Zu­
sammenarbeit mit anderen Organisa­
tionen und einen zentralen Notfall­
fonds in Höhe von zur Zeit 50 Millio­
nen Dollar, aus dem zur Zeit Hilfe etwa 
für Georgien und für die Opfer der 
Überschwemmungskatastrophe in 
Taschikistan geleistet werden müßte, 
dies auch angesichts der Tatsache, 
daß die Bereitschaft der Geberländer 
für eine Hilfe in solchen Fällen ab­
nehmend sei. 

Die VN würden in jüngster Zeit 
auch bei internen Angelegenheiten 
der Staaten tätig und müßten dabei 
eine Balance herstellen zwischen den 
Ansprüchen der Staaten auf Souve­
ränität einerseits und der Solidarität 
mit den einzelnen von einer Katastro­
phe betroffenen Menschen anderer­
seits. 

Notwendig sei ein Frühwarnsy­
stem zur raschen Hilfeleistung bei 
Katastrophen. Die humanitäre Hilfe 
bringe etwa durch die Einrichtung 
von Friedenskorridoren auch Frieden 
für die Menschen. Neu sei, daß die 
humanitäre Hilfe angesichts vielfälti­
ger Kriegswirren auch mit einer Ge­
fährdung von Leib und Leben ver­
bunden sein könne. Besonders ge­
fährlich seien in diesem Zusammen­
hang die zirka 100 Millionen auf der 

ganzen Welt noch verlegten Landmi­
nen, die durch militärische Einheiten 
beseitigt werden müßten. 

Bei Katastrophen seien die ersten 
24 Stunden kritisch, in denen rasch 
Erste Hilfe geleistet werden müßte. 
Dies könnte am effektivsten durch 
örtliche Einheiten geschehen. Ange­
sichts der gigantischen Probleme 
müßten alle Ressourcen genutzt wer­
den, um eine neue Kultur der huma­
nitären Hilfe zu entwickeln. 

Stellungnahme 
der EG-Kommission 

Der Vertreter der EG-Kommission 
wies darauf hin, daß das von der EG 
im Jahre 1992 errichtete Amt für hu­
manitäre Hilfe, das für Katastrophen 
außerhalb des EG-Gebiets zuständig 
sei, zur Zeit einen Personal bestand 
von 84 Mitarbeitern habe und im Jah­
re 1993 über einen Etat von über eine 
Milliarde US-Dollar verfüge. Allein für 
das Gebiet des ehemaligen Jugosla­
wien seien bisher Hilfeleistungen in 
Höhe von 350 Millionen US-Dollar er­
folgt sowie für Armenien, Aserbai­
dschan und Tatschikistan in Höhe 
von 20 Millionen US-Dollar. 

Der Vertreter des Europarates wies 
darauf hin, daß die Aktivitäten des 
Europarates im Rahmen des offenen 
Teilabkommens auf drei Ebenen er­
folgen würden: 
- Die Ministertreffen würden eine 

gute Plattform für die politische Zu-

Brlgade·Mltglieder bel der Bergung von Men­
schen aus Trümmern. 

sammenarbeit zwischen Ost- und 
Westeuropa bilden. 

- Auf der operationellen Ebene seien 
zwölf europäische Zentren errichtet 
worden, die von allen gemeinsam 
mitfinanziert werden (z. B. ein eu­
ropäisches Warnsystem bei Erdbe­
ben). 

- Darüber hinaus könnten für spezi­
elle Programme freiwillige Beiträge 
geleistet werden, wie bei der Un­
tersuchung der Strahlenfolgen von 
Tschernobyl auf die Bevölkerung. 

Die Russische Akademie 
für Zivilschutz 

Für die Konferenzteilnehmer wur­
de eine Großübung durch die Ret­
tungsbrigade in Noginsk bei Moskau 
durchgeführt und zwar in den Berei­
chen Brandschutz, Bergung und In­
standsetzung, Sanitätswesen und 
chemische Gefahrenabwehr. 

Unter anderem wurde die Bergung 
von Menschen aus Trümmern, bren­
nenden Gebäuden und in Zusam­
menhang mit einem Zugunglück un­
ter den Bedingungen eines ange­
nommenen Chemieunfalls geübt. 
Darüber hinaus wurden Einsätze 
durch den russischen Luftrettungs­
dienst gezeigt. Einheiten dieses Luft­
rettungsdienstes waren bereits nach 
den Erdbeben inArmenien, Georgien, 
Taschikistan, Kirgistan , der Türkei 
und dem Iran im Einsatz sowie bei 
Überschwemmungen im Gebiet von 
Krasnodar und Buryatia sowie nach 
den Explosionen in Munitionsdepots 
in Balovit (Armenien) und in Wladivo­
stok, ferner bei der Bekämpfung der 
Tierseuche in Tuva. 

Höhepunkt der Vorführungen war 
der Einsatz von zwei vierstrahligen 
Feuerlöschflugzeugen des Typs IIju­
schin 76 zur Waldbrandbekämpfung. 
Die Tanks dieser Flugzeuge haben ein 
Fassungsvermögen von 44 Tonnen 
Wasser, durch das eine Fläche von 
500 mal 100 Metern bedeckt werden 
kann. Die Flugzeuge können alterna­
tiv auch in der Weise eingesetzt wer­
den, daß 40 Feuerwehrleute mit Aus­
rüstung an Fallschirmen abgesetzt 
werden können. 

Bei der Besichtigung der Zivil­
schutz-Akademie der Russischen 
Föderation in Novogorsk erläuterte 
der Vorsitzende des Staatskomitees 
die Vielfalt der Aufgaben dieses Ko­
mitees, das beispielsweise im Jahre 
1992 an der Evakuierung von 270 000 
Flüchtlingen, insbesondere aus dem 
Kaukasusgebiet, mitgewirkt hat so-
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Höhepunkt der Vorführungen: Einsatz vierstrahliger Feuerlöschllugzeuge des Types Iijuschin 76 zur 
Waldbrandbekämpfung. (Fotos: WiUschen) 

wie für zirka 150 Millionen US-Dollar 
Hilfeleistungen in andere Staaten der 
GUS durchführte und zur Zeit eine 
Hilfe für Taschikistan in Höhe von bis­
her 15 Millionen US-Dollar erbringt. 

Den Konferenzteilnehmern wur­
den in der Akademie u. a. auch bis­
her geheime Unterlagen über Schutz­
raumbauplanungen gezeigt. 

Von russischer Seite wurde darauf 
hingewiesen, daß in den letzten Jah­
ren in der Russischen Föderation eine 
wachsende Katastrophenanfälligkeit 
festzustellen sei, und zwar sowohl bei 
naturbedingten Gefahren, wie etwa 
Waldbränden, als auch bei technolo­
gischen Risiken auf Grund der wach­
senden Reparaturanfälligkeit solcher 
Anlagen, etwa der über Tausende von 
Kilometern verlegten Pipelines. Nur 
Kernkraftwerke seien in letzter Zeit 
auf einen besseren technischen 
Standard gebracht worden. 

Dem Zivil- und Katastrophen­
schutz müßten in wachsendem Maße 
Finanzmittel zur Verfügung gestellt 
werden. Im übrigen sei dieser Bereich 
in früheren Jahren den Militärs zuge­
wiesen gewesen. Die Ausrüstung sei 
daher früher überwiegend auf mi­
litärische Bedürfnisse zugeschnitten 
gewesen. Für die zivile Nutzung sei 
dieses Gerät vielfach weniger geeig­
net, so daß - etwa beim Bergungs­
gerät - kostspielige Neuanschaffun­
gen nötig seien. Insgesamt komme 
dem Zivil- und Katastrophenschutz 
wachsende Bedeutung zu. Daher sei 
für diesen Bereich vor zwei Jahren ein 
unmittelbar dem Präsidenten unter­
stelltes ziviles Staatskomitee für die 
Beseitigung von Katastrophenfolgen 
gegründet worden. Es habe zur Zeit 
einen Personalbestand von landes-

weit knapp 2000 Bediensteten und 
zirka 30 000 Einsatzkräften. 

Intensivierung der 
bilateralen Zusammenarbeit 

In den russischen Nachrichten 
wurde über die Konferenz und über 
die AufgabensteIlung des Staatsko­
mitees ausführlich berichtet. Kriti­
sche Fragen der Journalisten nach 
dem Sinn der humanitären Hilfelei­
stungen durch das Staatskomitee für 
andere Staaten der GUS begegnete 
Herr Shoigu mit dem Hinweis, daß 
Rußland sich trotz der gegenwärtig 
schwierigen Situation nicht dieser 
Aufgabensteilung entziehen könne 
und selbst im Falle von Notlagen auf 
internationale Unterstützung hoffe. 

Seit dem vergangenen Jahr hat 
das Bundesministerium des Innern 
insbesondere die Zusammenarbeit 
mit den für den Zivil- und Katastro­
phenschutz Verantwortlichen der 
Russischen Föderation sowie auch 
mit den übrigen mittel-, ost- und süd­
osteuropäischen Staaten intensiviert. 
Drei 14tägige Seminare werden 1993 
für diesen Teilnehmerkreis bei der Ka­
tastrophenschutzschule des Bundes 
und bei der Brandschutz- und Kata­
strophenschutzschule in Heyroths­
berge durchgeführt, ferner zwei ein­
wöchige deutsch-kanadische Semi­
nare. Darüber hinaus hat eine vier­
köpfige russische Delegation im Mai 
1993 an einem Grundlehrgang bei der 
Akademie für zivile Verteidigung teil­
genommen. Die Seminare sollen an­
gesichts des hohen Bedarfs an einem 
Wissenstransfer angesichts der Um-

22 1 BEVÖLKERUNGSSCHUTZMAGAZIN 7-8/93 1 

L 

bruchsituation in Osteuropa auch im 
nächsten Jahr fortgesetzt werden. 

Vorbereitung 
der 3. Konferenz 

Slowenien hat für den Herbst 1994 
zur 3. internationalen Konferenz über 
grenzüberschreitende Zusammenar­
beit auf dem Gebiet des Zivil- und Ka­
tastrophenschutzes eingeladen. Die 
Konferenztei lnehmer haben dabei ei­
nen slowenischen Vorschlag ange­
nommen, wonach die dritte Konfe­
renz durch eine deutsch-russisch­
slowenische Arbeitsgruppe (die 
möglichst um den 4. Konferenzaus­
richter erweitert werden sollte) vor­
bereitet werden soll. Dabei soll die Ar­
beitsgruppe bei Aufstellung der Ta­
gungsordnung insbesondere folgen­
des berücksichtigen: 
- den multilateralen Charakter eines 

zu entwickelnden Netzwerks, 
- die Notwendigkeit der Schaffung 

eines operativen und nicht nur 
rechtlichen Umfeldes für die Zu­
sammenarbeit. 
Von den Konferenzteilnehmern 

wurde im Grundsatz die Magdebur­
ger Erklärung vom 30. September 
1992 noch einmal bekräftigt. 

Mit der im Herbst 1992 auf der er­
sten Konferenz in Heyrothsberge 
durch das Bundesministerium des In­
nern ergriffenen Initiative ist es ge­
lungen, die Zusammenarbeit auf dem 
Gebiet des Zivil- und Katastrophen­
schutzes mit den Staaten Osteuro­
pas aufzunehmen oder, soweit sol­
che schon bestanden, zu vertiefen. 
Allgemein begrüßt wurde, daß von 
russischer Seite diese Initiative mit 
der Konferenz in Moskau fortgesetzt 
worden ist . Die Konferenz in Moskau 
bot ein ausgezeichnetes Forum, um 
mit den Vertretern der MOE-Staaten 
in Verbindung zu treten und um den 
gerade angesichts des raschen Um­
bruchs in Osteuropa notwendigen 
Gedankenaustausch zu pflegen. 

Besonders vertieft werden konn­
ten dabei von deutscher Seite die Be­
ziehungen zu den Vertretern des rus­
sischen Staatskomitees für die Be­
seitigung von Katastrophenfolgen. 
Ferner konnte eine engere Zusam­
menarbeit insbesondere mit Polen, 
der Tschechischen Republik, Un­
garn, Kasachstan und Estland einge­
leitet werden. 

Der Wert dieser Konferenz ist nicht 
nur unter fachlichen , sondern auch 
unter politischen Gesichtspunkten 
als hoch einzuschätzen. 



Zweites Expertengespräch an der Theodor-Heuss-Akademie, Gummersbach 

Zivile Verteidigung 
im Wandel 

Neubeurteilung der zivilen Verteidigung und des Zivilschutzes 
durch geänderte sicherheitspolitische Rahmenbedingungen 

Die Theodor-Heuss-Akademie in 
Gummersbach hat zum zweitenmal 
ein Seminar zur Neuorientierung des 
Zivilschutzes durchgeführt. Wurden 
bei der ersten Veranstaltung die 
grundsätzlichen Probleme der Neu­
konzeption auf dem Gebiet des Zivil­
schutzes angesprochen, ging das 
zweite Seminar mehr auf die prakti­
schen Veränderungen bei den Zivil­
schutzorganisationen ein. 

Durch die teilweise unterschiedli­
chen Standpunkte der Referenten 
zum Thema Zivilschutz haben sich in­
teressante und leidenschaftlich ge­
führte Diskussionen entwickelt. Aus­
schlaggebend für eine Neubeurtei­
lung der Maßnahmen der zivilen Ver­
teidigung und insbesondere des Zi­
vilschutzes sind die geänderten si­
cherheitspolitischen Rahmenbedin­
gungen. 

Der Leitung des liberalen Bil­
dungszentrums ist es gelungen, ei­
nen Expertenkreis zum Thema zivile 
Verteidigung als Referenten zu ge­
winnen. Die durch die grundlegende 
Veränderung der weltpolitischen 
Lage hervorgerufenen Auswirkungen 
auf die Gesamtverteidigung erläuter­
te Oberstleutnant Hans-Jürgen Pohl 
von der 5. Panzerdivision in Diez. 
Neue Risikofaktoren und sich daraus 
ergebende Umdenkungsprozesse für 
die zivile Verteidigung zeigte Leiten­
der Regierungsdirektor Wolfgang 
Siedschlag, Akademie für zivile Ver­
teidigung, auf. 

Peter Eykmann, LandessteIlenlei­
ter des Bundesverbandes für den 
Selbstschutz in Nordrhein-Westfa­
len, vermittelte den .. neuen" BVS mit 
seinen vielseitigen Aufgaben. Akzep­
tanzwerbung für den Bevölkerungs­
schutz war das zentrale Thema sei­
nes Vortrages. 

Als ein wahrer Kenner der Basisar­
beit auf kommunaler Ebene erwies 
sich Friedhelm Vogel busch, stellv. 
Abteilungsleiter Bevölkerungsschutz 
der Stadt Düsseldorf. Die kritische 
Haltung des nordrhein-westfälischen 
Innenministeriums zu Teilbereichen 
des Zivilschutzes vermittelte Ministe­
rialrat Dr. Christoph Steegmann, Re­
feratsleiter im Innenministerium 
Nordrhein-Westfalen. 

Der dritte Tag der Veranstaltung 
gehörte den Vertretern der Katastro­
phenschutz-Organisationen. Über 
Struktur, Aufgaben und Zukunft der 
Bundesanstalt Technisches Hilfs­
werk sprach deren Direktor, Gerd 
Jürgen Henkel. Konzepte zur Mitwir­
kung der Hilfs- und Katastrophen­
schutz-Organisationen im Zivilschutz 
stellten Winfried Glass vom Präsidi­
um des Deutschen Roten Kreuzes 
und Friedrich-Ernst Martin vom Deut­
schen Feuerwehrverband vor. Für die 
nichtorganisationsgebundenen Hel­
fer der Regieeinheiten sprach der 
Bundesvorsitzende der ARKAT, 
Klaus-Dieter Kühn aus Braun­
schweig. 

Neuer Auftrag 
für die Bundeswehr 

Den neuen Auftrag der Bundes­
wehr stellte Oberstleutnant Hans­
Jürgen Pohl, Presseoffizier der 5. 
Panzerdivision in Diez an der Lahn, 
vor. 

Pohl unterstrich insbesondere die 
nach der Wiedervereinigung verän­
derte Rolle und Verantwortung 
Deutschlands in der Sicherheitspoli­
tik. Es sei übergeordnete Zielsetzung 
der Bundesrepublik, Konflikte in Eu­
ropa zu verhüten sowie die Sicherheit 

im Rahmen einer dauerhaften und 
gerechten Friedensordnung zu wah­
ren. 

Die Bundeswehr habe die Aufga­
be, Deutschland und seine Staats­
bürger gegen politische Erpressung 
und äußere Gefahren zu schützen 
und zu verteidigen ... Darüber hinaus 
erwachsen aus unseren Verpflichtun­
gen in der Völkergemeinschaft künf­
tig neue Aufgaben zum Schutz des 
Friedens und der Hilfe in Not. Die 
Bundeswehr muß als Instrument un­
seres Staates auf diese vielfältigen 
neuen Aufgaben vorbereitet sein" , 
sagte Pohl. .. Hierzu gehört nach Vor­
liegen der entsprechenden Voraus­
setzungen auch die Beteiligung an in­
ternationalen Einsätzen der Völker­
gemeinschaft, wenn die Vereinten 
Nationen oder die KSZE dazu aufru­
fen." 

Diese Thesen seien in den. Vertei­
digungspolitischen Richtlinien" vom 
26. November 1992 festgelegt wor­
den. Im Rahmen der zivil-militäri­
schen Zusammenarbeit (ZMZ), die 
ebenfalls durch diese Richtlinien neu 
geregelt werde, gelte es, gemeinsam 
die Gesamtverteidigung vorzuberei­
ten. Dabei müsse bedacht werden, 
daß dies ohne konkrete gegenwärti­
ge Bedrohung und mit längerer Warn­
und Vorbereitungszeit erfolge. 

Pohl versicherte, daß die . Bun­
deswehr auch in Zukunft bei Kata­
strophen hilft und humanitäre Aktio­
nen unterstützt". Die Vorstellungen 
der Bundeswehr zur ZMZ erläuterte 
Pohl weiter: .Hier gilt es, alle Mög­
lichkeiten der zivilen Verteidigung 
und des zivilen Katastrophen­
schutzes sowie das für Hilfsaktionen 
geeignete Potential der Bundeswehr 
wechselseitig anzuwenden." 

Pohl machte dann an einigen Bei­
spielen deutlich, bei welchen Kata-
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strophen der Vergangenheit die Bun­
deswehr maßgeblich an der Hilfelei­
stung beteiligt war. Er erinnerte an de­
ren Einsatz anläßlich der Flutkata­
strophe an der Nordseeküste und in 
Hamburg 1962. 

Die verheerenden Waldbrände in 
Niedersachsen habe man nur durch 
das Eingreifen der Bundeswehr mit 
Mannschaften und Spezialgerät so­
wie dem gezielten Einsatz von 
Führungspersonal verhältnismäßig 
schnell in den Griff bekommen. Den 
betroffenen Menschen bei der 
Schneekatastrophe in Schleswig­
Holstein konnte nur mit schweren 
Bundeswehrgeräten geholfen wer­
den. Bei einer Vielzahl von huma­
nitären Hilfeleistungen innerhalb der 
Bundesrepublik sei die Bundeswehr 
immer wieder zivilen Stellen beige­
standen. 

Abschließend zitierte Pohl 
nochmals den erweiterten Auftrag 
der Bundeswehr in Zukunft: "Die 
Bundeswehr verteidigt die Deut­
schen und ihre Verbündeten, dient 
dem Weltfrieden und der internatio­
nalen Sicherheit. Sie hilft bei Kata­
strophen, rettet aus Notlagen und un­
terstütz1 humanitäre Aktionen." 

Zivile Verteidigung: 
Umfassende Neubeurteilung 
anstellen 

Welche Folgerungen hat die zivile 
Verteidigung aus der weltpolitischen 
Entspannung zu ziehen? Dieser Fra­
ge ging Leitender Regierungsdirektor 
Wolfgang Siedschlag von der Akade­
mie für zivile Verteidigung nach. 

Die bisherige Aufgabengliederung 
der zivilen Verteidigung sei vor dem 
Hintergrund der damaligen Ost­
West-Konfrontation entstanden. Ins­
besondere durch die Auflösung des 
Warschauer Paktes und die Wieder­
vereinigung Deutschlands habe sich 
die weltpolitische Lage grundlegend 
geändert. 

"Für die zivile Verteidigung bedeu­
tet dies", so Siedschlag, "eine sorg­
fältige und umfassende Beurteilung 
der veränderten lage anzustellen. 
Dabei müssen auch die Bündnisas­
pekte berücksichtigt werden." 

Die durch diese Situation erforder­
liche Neubeurteilung der Lage in Eu­
ropa habe sich in mehreren Doku­
menten niedergeschlagen. 

Im einzelnen nannte der Referent: 
- die bei der Nato-Gipfelkonferenz in 

Rom am 7. und 8. November 1991 
verabschiedete "Erklärung von 
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Sprachen über die neue Sicherhellspolillk: Ud. Regierungsdirektor Wollgang SIedschlag (Akademie 
rUr zivile Verte idigung) und Oberslleutnant Hans-Jürgen Pohl. 

Rom über Frieden und Zusammen­
arbeit" mit dem neuen strategi­
schen Konzept des Bündnisses, 

- die Ergebnisse der Tagung des eu­
ropäischen Rates in Maastricht am 
10. und 11. Dezember 1991 

- und die vom Nato-Rat im Januar 
dieses Jahres verabschiedete Mini­
sterrichtlinie für die zivile Notfall­
planung für die Jahre 1993 und 
1994. 
In dem in Rom verabschiedeten 

neuen strategischen Konzept seien 
die für die Neuordnung der zivilen 
Verteidigung relevanten Risikofakto­
ren aufgezeigt. Als erheblich verrin­
gert würde die Gefahr eines Überra­
schungsangriffes oder eines großen 
Konfliktes in Europa beurteilt. Sied­
schlag wies darauf hin, daß ein höhe­
res Risiko anders gearteter Krisen be­
stehe, "und zwar von Krisen, die 
rasch eskalieren und schnelle Reak­
tionen erfordern, also keine langen 
Vorwarnzeiten kennen". 

Instabilität in Mittel- und Osteuro­
pa als Folge von ernsten wirtschaftli­
chen, sozialen und politischen 
Schwierigkeiten sowie ethnische Ri­
valitäten und Gebietsstreitigkeiten 
könnten ebenfalls die Stabilität Euro­
pas beeinträchtigen. Selbst bewaff­
nete Auseinandersetzungen seien 
denkbar. Die Verbreitung von Mas­
senvernichtungswaffen, die Unter­
brechung der Zufuhr von lebens­
wichtigen Ressourcen oder Terror­
und Sabotageanschläge könnten die 
europäischen Sicherheitsinteressen 
gefährden. 

"Dabei steht die Frage im Vorder­
grund, welche Auswirkungen für die 

Bundesrepublik Deutschland entste­
hen können, wenn ein solches Risiko 
Realität wird." Siedschlag berichtete, 
daß ein Strukturpapier gefertigt wur­
de, das sich mit der Zukunft der zivi­
len Verteidigung auseinandersetze. 

Obwohl dieses Strukturpapier an 
der herkömmlichen verteidigungs­
fallbezogenen Definition der zivilen 
Verteidigung festhalte, würde die Ge­
fahr eines Überraschungsangriffes 
oder eines großen Konfliktes in Frage 
gestellt. Für die Bundesrepublik, die 
zu allen angrenzenden Staaten ein 
gut nachbarliches Verhältnis pflege, 
entfiele damit die frühere Annahme 
der Gefahr eines Großangriffes. Statt 
dessen sei bei der Planung für die zi­
vile Verteidigung künftig von räumlich 
begrenzten Schäden sowie von einer 
mehrmonatigen Warn- und Vorberei­
tungszeit auszugehen. 

"Allerdings frage ich mich schon, 
welchen Umfang solche räumlich be­
grenz1en Schäden haben können, 
wenn bei einer weiteren Verbreitung 
von modernen Massenvernichtungs­
waffen deren Einsatz auch gegen die 
Bundesrepublik Deutschland mög­
lich wäre. Sind sie wirklich mit den 
Folgen von Katastrophen im Frieden 
vergleichbar?" 

Diese Prämissen seien insbeson­
dere für den Zivilschutz bedeutsam 
und ließen den Schluß zu, daß im Hin­
blick auf eine militärische Bedrohung 
wohl das entbehrlich sei, was inner­
halb der voraussichtlichen Warnzeit 
geschaffen werden muß. "Umgekehrt 
müßte beibehalten werden, was nicht 
in dieser Zeit machbar ist", sagte 
Siedschlag. 



Andere Risikofaktoren, die ohne 
lange Vorwarnzeit Realität werden 
könnten, müßten in die Lagebeurtei­
lung einbezogen werden. Versuche 
man, sich entsprechende Krisensze­
narien vorzustellen, dränge sich die 
Folgerung auf, künftig werde es Kri­
sen geben, die nicht zur Feststellung 
des Spannungs- oder Verteidigungs­
falles führen, gleichwohl aber Maß­
nahmen im Rahmen eines Krisenma­
nagements erfordern. 

Siedschlag beschrieb dann die vier 
Aufgabenbereiche der zivilen Vertei­
digung. Unter dem Oberbegriff "Auf­
rechterhaltung der Staats- und Re­
gierungsgewalt" erwähnte Sied­
schlag, daß die Grundlagen für die zi­
vile Verteidigung 1968 durch die so­
genannte Notstandsverfassung" ge­
legt wurden. Neben den bekannten 
Fakten wie Aufrechterhaltung der 
Funktionsfähigkeit der Legislative 
und Handlungsfähigkeit der Bundes­
regierung deutete der Referent auch 
auf Punkte hin, die in Zukunft einer 
Überprüfung bedürfen. 

"Bei der Aufrechterhaltung der Re­
gierungs- und Verwaltungsfunktion 
sehe ich Überprüfungsbedarf hin­
sichtlich der für den Spannungs- und 
Verteidigungsfall bisher vorgesehe­
nen organisatorischen Anpassungs­
maßnahmen der Behörden", sagte 
Siedschlag. Außerdem werde die zi­
vile Alarmplanung überarbeitet. Ein 
Überprüfungsbedarf ergebe sich 
auch für das Aufgabenfeld "Aufrecht­
erhaltung der öffentlichen Sicherheit 
und Ordnung". 

Die Sicherheitsgrundlage 
hat sich geändert 

"Einerseits stellt sich die Bedro­
hung der inneren Sicherheit in einer 
Krise geringer dar, als dies in der Zeit 
des Ost-West-Konfliktes der Fall war. 
Einige ganz wesentliche Bedro­
hungselemente sind entfallen. Ande­
rerseits dürfen belastende Faktoren 
nicht übersehen werden. Das neue 
strategische Konzept der NATO weist 
auf die Gefährdung durch Terror- und 
Sabotageakte hin. Generalbundes­
anwalt Stahl hält Anschläge wie den 
auf das World Trade Center auch in 
Deutschland für möglich", führte 
Siedschlag weiter aus. 

Die friedensmäßigen Belastungen 
der Polizei seien weiter gestiegen. Die 
Bekämpfung der organisierten Krimi­
nalität erweise sich als immer schwie­
riger. Die Sorge sei deshalb berech­
tigt, daß eine schon in normalen Zei-

ten an die Grenzen ihrer Leistungs­
fähigkeit stoßende Polizei in einer Kri­
se überfordert sein könnte. 

Zum Thema öffentliche Sicherheit 
sagte Siedschlag weiter: "Schließlich 
muß als Folge von Konflikten oder 
Notlagen mit großen Fluchtbewegun­
gen aus dem Ausland gerechnet wer­
den. Die Grenzüberwachung, die uns 
schon heute Probleme bereitet, ge­
winnt dann noch an Bedeutung." 

Der Themenbereich "Zivilschutz" 
wurde vom Referenten sehr ausführ­
lich behandelt, wobei er das Aufga­
bengebiet Selbstschutz übersprang, 
weil hierüber ein eigenes Referat ge­
halten wurde. 

Weil durch die erhöhte Anflugge­
schwindigkeit moderner Waffensy­
steme eine rechtzeitige Warnung der 
Bevölkerung zweifelhaft sei, habe 
man über eine neue Konzeption des 
Warndienstes nachgedacht. Hinzu 
komme noch der Umstand, daß das 
bisherige Warnsystem technisch 
überholt sei und nur noch eine be­
grenz1e Lebensdauer habe. 

"Die Überlegungen gehen dahin", 
so Siedschlag, "die Warnung der Be­
völkerung vor Luftangriffen in Zukunft 
ausschließlich oder schwerpunkt­
mäßig auf Rundfunk und Fernsehen 
abzustützen, unter bewußtem Ver­
zicht auf den Weckeffekt der Sirenen. 
Dazu ist ein Warn-Rundfunk-Infor­
mationssystem (WARI) vorgesehen, 
das nach dem Prinzip des Verkehrs­
rundfunks arbeitet." 

Der Bund habe den Ländern ange­
boten, die aus seiner Sicht überflüs­
sigen Sirenen für Zwecke des Brand­
und Katastrophenschutzes zu über­
nehmen. Erhalten geblieben seien 
auch die für die Erfassung radiologi­
scher Gefahren installierten 2000 un­
bemannten Meßstelien. 

Der Schutzraumbau sei schon in 
der Vergangenheit der Schwach­
punkt der zivilen Verteidigung gewe­
sen. "Was nützen bei einem gravie­
renden Mangel an Schutzplätzen alle 
sonstigen Schutzmaßnahmen?" , 
fragte Siedschlag. Eine 1965 im 
SChutzbaugesetz vorgesehene 
Schutzbaupflicht sei wenig später 
suspendiert worden. An die Stelle der 
Schutzbaupflicht trat die Förderung 
des freiwilligen Schutzraumbaus so­
wohl für private als auch für öffentli­
che Schutzräume. 

Das Prinzip der Freiwilligkeit habe 
jedoch nur rund zwei Millionen 
Schutzplätze im Altbundesgebiet er­
bracht. Sie reichten für weniger als 
3% der Bevölkerung aus. Die bishe­
rigen Überlegungen gingen in die 
Richtung, die Förderung des öffentli-

chen Schutz raum baus auslaufen zu 
lassen und den vorhandenen Be­
stand zu erhalten. Private Schutzräu­
me sollten weiterhin gefördert wer­
den. "Damit ist das ohnehin nicht un­
strittige Thema des Schutzraumbaus 
aber wohl noch nicht abgeschlossen. 
Eine glaubwürdige zivile Verteidigung 
kommt ohne einen baulichen Min­
destschutz der Bevölkerung nicht 
aus", gab Sied schlag zu bedenken. 

Für den Bereich der Aufenthaltsre­
gelung seien derzeit keine Änderun­
gen vorgesehen. 

"Zur Neugliederung des Katastro­
phenschutzes wies der Referent dar­
auf hin, daß mit dem Gesetz über die 
Erweiterung des Katastrophen­
schutzes von 1968 die Regelung ge­
troffen worden sei, daß der von den 
Ländern vorgehaltene friedensmäßi­
ge Katastrophenschutz auch den 
Schutz der Bevölkerung in einem Ver­
teidigungsfall übernehmen soll. Ein­
vernehmlich sei die Stärke des Kata­
strophenschutzes damals auf 
600000 Helfer festgelegt worden. 

"Von diesen 600000 Helfern sol­
len", so Siedschlag, ,,200000 Helfer 
den Verstärkungsteil bilden, der voll­
ständig vom Bund aufgestellt und 
von vorneherein auch für die beson­
deren AufgabensteIlungen des Ver­
teidigungsfalles ausgestattet und 
ausgebildet wird." Erreicht sei ein 
Stand von 143000 Helfern. 

400000 Helfer sollten den Ergän­
zungsteil bilden, der von den Ländern 
aufgestellt, ausgestattet und ausge­
bildet werde. Hier habe der Bund als 
erste Ergänzungsmaßnahme Mittel 
für die zusätzliche Ausbildung von 
50000 Helfern bereitgestellt. 

Bund hält am System 
des bisherigen 
Katastrophenschutzes fest 

"An diesem System des Katastro­
phenschutzes soll aus der Sicht des 
Bundes unter Einbeziehung der neu­
en Bundesländer und Beibehaltung 
der bisherigen Stärken festgehalten 
werden. "Das bedeutet", so Sied­
schlag weiter, "daß für den Aufbau ei­
nes funktionsfähigen erweiterten Ka­
tastrophenschutzes in den neuen 
Bundesländern Reduzierungsmaß­
nahmen in den alten Bundesländern 
durchgeführt werden." 

Siedschlag sprach auch die Maß­
nahmen zum Schutz der Gesundheit 
an. In den Bereichen Einrichtung der 
Hilfskrankenhäuser und Bevorratung 
von Sanitätsmaterial , "braucht der 
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bisherige Planungs- und Vorberei­
tungsstand nicht aufrechterhalten zu 
werden". 

Das von den Hilfsorganisationen 
betriebene und von der Bundesregie­
rung mitfinanzierte Programm zur 
Ausbildung von Schwesternhelferin­
nen werde fortgesetzt. 

Beim Schutz von Kulturgut seien 
keine Änderungen zu erwarten. 

In seinen weiteren Ausführungen 
ging Siedschlag noch kurz auf die 
Aufgaben der "Versorgung" und "Un­
terstützung der Streitkräfte" auf dem 
Gebiet der zivilen Verteidigung ein. 
Die für die Versorgung im Span­
nungs- und Verteidigungsfall vorge­
sehenen Rechtsgrundlagen können 
bei einer konkreten Bedrohung nicht 
erst in der Phase der Vorwarnzeit ge­
schaffen werden. Das gleiche gelte 
für die Vorratshaltung, etwa von Mi­
neralöl oder für die zivile Verteidi­
gungsreserve. 

Die Notwendigkeit der Unterstüt­
zung der Streitkräfte werde im neuen 
strateg ischen Konzept der NATO be­
tont. Die Unterstützung der Streit­
kräfte und damit die zivil-militärische 
Zusammenarbeit blieben eine wichti­
ge Komponente der zivilen Verteidi­
gung. 

Verständnisschwierigkeiten 
durch Öffentlichkeitsarbeit 
beheben 

Peter Eykmann, Leiter der Landes­
steIle Nordrhein-Westfalen des Bun­
desverbandes für den Selbstschutz 
(BVS), untersuchte die Frage, wie die 
Einstellung der Bevölkerung zum Zi­
vilschutz verbessert werden kann. 
Ohne ausreichende Akzeptanz in der 
gesamten Bevölkerung sei der Zivil­
schutz in Frage gestellt. "Das Akzep­
tanzproblem beginnt heute genau 
dann, wenn der Bürger nach einem 
Bedrohungsbild fragt , das Zivil­
schutzmaßnahmen rechtfertigt", 
stellte Eykmann fest. "Wir müssen 
deshalb in der Lage sein, Kenntnisse 
über neue Gefährdungs- und Risiko­
faktoren zu vermitteln . Erst dann 
können wir darauf hoffen, daß die Be­
völkerung Einsicht in die Notwendig­
keit von Vorsorgemaßnahmen be­
kommt und diese in Aktivitäten um­
setzt." 

Akzeptanzprobleme seien häufig 
Kommunikationsprobleme. Dem 
Bürger müsse trotz aller Veränderun­
gen in der Sicherheitspolitik die Ver­
teidigungswürdigkeit und Verteidi­
gungsfähigkeit unseres Landes ver-
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deutlicht werden. Diese Verteidi­
gungsfähigkeit gehe nicht ohne Zivil­
schutz. Deshalb sei es Staatsaufga­
be, Einsicht und Akzeptanz für not­
wendige Zivilschutzmaßnahmen 
beim Bürger zu wecken. Dem Bürger 
müsse aber auch vermittelt werden, 
daß nicht nur staatliches Handeln ge­
fordert sei , sondern daß gerade im 
Bereich des Zivilschutzes eigenes 
Tun erwartet werden müsse. Deshalb 
setzt Eykmann auf Professionalität in 
der zukünftigen Öffentlichkeitsarbeit 
für den Zivilschutz. Die Akzeptanz für 
staatliches Handeln und eigenes Tun 
müsse mit den Mitteln der Public-Re­
lations gefördert werden. 

Eykmann ging dann auf die neue 
AufgabensteIlung des BVS ein. "Der 
BVS wird aufgrund von Personal­
einsparungen und der Einbeziehung 
der neuen Bundesländer in seinem 
Tätigkeitsbereich nicht mehr flächen­
deckend auftreten können. Deshalb 
wird der Verband in Zukunft nur noch 
für bestimmte Zielgruppen ein Infor­
mations- und Ausbildungsangebot 
vorhalten können." 

Nach dem Gesetz habe der BVS 
die Aufgabe, über den Zivilschutz mit 
seinen sieben Unterteilen: erweiterter 
Katastrophenschutz, Selbstschutz, 
Warndienst, Schutzraumbau, Kultur­
gutschutz, Aufenthaltsregelung und 
Vorsorge im Gesundheitswesen zu 
informieren. 

Information hat Vorrang 

Der BVS wolle in Zukunft nicht 
mehr den Anspruch erheben, mit sei­
ner neuen Öffentlichkeitsarbeit über 
den Zivilschutz jeden Bürger zu errei­
chen. "Es wird künftig eine Informati­
on gezielt für Multiplikatoren, wie zum 
Beispiel Ratsmitglieder, Bürgermei­
ster, Journalisten, Stadtdirektoren 
und Mitarbeiter im Katastrophen­
schutz, sein. Diese Informationsauf­
gabe halte ich für den wichtigsten 
Auftrag des BVS." 

Um die neue Öffentlichkeitsarbeit 
professionell auszuführen, beschrei­
te der BVS völlig neue Wege bei der 
Ausbildung seiner Mitarbeiter. 
Eykmann berichtet über einen Lehr­
gang zur Ausbildung von Beratern für 
Öffentlichkeitsarbeit im Zivilschutz in 
Zusammenarbeit mit der Industrie­
und Handelskammer (IHK) in Bonn. 
Dieser Lehrgang dauere knapp zwei 
Jahre und schließe mit einer Prüfung 
ab. Die Aufgabe dieser dann sehr um­
fangreich ausgebildeten Mitarbeiter 

sei, Öffentlichkeitsarbeit bei den ge­
nannten Zielgruppen durchzuführen. 

Eine weitere Aufgabe des BVS sei 
die Ausbildung im Selbstschutz. Eine 
Ausbildung im Selbstschutz für die 
gesamte Bevölkerung könne der BVS 
aus personellen und materiellen 
Gründen nicht mehr durchführen. 
Deshalb beschränke sich der Ver­
band in Zukunft auf die Ausbildung in 
Behörden und Betrieben. "Da die Ge­
meinden, in Gestalt der kommunalen 
Spitzenverbände, gesagt haben, die 
Selbstschutzausbildung der Bevöl­
kerung können wir selbst durch­
führen, schult der BVS in Zukunft die 
Ausbildungskräfte der Gemeinden", 
so Eykmann. 

Der dritte Auftrag, der jetzt größe­
res Gewicht bekommen habe, sei die 
Planungsaufgabe. "Durch die neuen 
,Strukturen der Zivilverteidigung' ha­
ben wir diesen Planungsauftrag er­
halten", sagte Eykmann. Der BVS 
müsse Vorbereitungen treffen, um die 
Gemeinden in einem zwar unwahr­
scheinlichen, aber immer noch nicht 
ganz auszuschließenden Verteidi­
gungsfall mit Informations- und Aus­
bildungsmaterial zu versorgen. 

Mit neuer Struktur 
ins Jahr 2000 

Der BVS befinde sich derzeit in ei­
ner Umstrukturierungsphase. Eyk­
mann schildert kurz den künftigen Or­
ganisationsaufbau des BVS: "Wenn 
wir die Umstrukturierung abge­
schlossen haben, gliedert sich der 
Verband in die BundeshauptsteIle in 
Bonn mit knapp 50 Mitarbeitern und 
acht AußensteIlen, die unterschied­
lich viele Bundesländer abdecken." 

Diesen AußensteIlen seien bun­
desweit noch 44 Informations- und 
Beratungsstellen auf Regierungsbe­
zirksebene nachgeordnet. Das 
hauptamtliche Personal werde von 
einstmals 820 Mitarbeitern auf 483 
Mitarbeiter gekürzt. Außerdem ste­
hen dem BVS in Zukunft 2300 ehren­
amtliche Mitarbeiter zur Verfügung. 

Kommunale 
Sicherheitspolitik 
in der Krise 

Der stellvertretende Abteilungslei­
ter Bevölkerungsschutz der Stadt 
Düsseldorf, Friedhelm Vogelbusch, 
zeigte an Beispielen auf, daß der Be­
völkerungsschutz auf kommunaler 



Nur wenige Tage nach seinem Referat verstarb 
völlig unerwartet der stellvertretende Abtei­
lungsleller Katastrophenschutz der Stadt Dös­
seldort, Frledhetm Vogelbusch. Sein kompeten­
ter Rat wird in Zukunft fehlen . 

Ebene in einer tiefen Krise steckt. 
Auch die Landkreise, kreisfreien 
Städte und Gemeinden bekämen 
nunmehr die Veränderungen im Rah­
men der Sicherheitspolitik zu spüren. 

"Durch den Wegfall von Aufgaben 
in den sogenannten Ämtern 38 ist de­
ren Bestand durchwegs gefährdet", 
sagte Vogel busch. "In den kreisfreien 
Städten werden die Aufgaben des 
Bevölkerungsschutzes nunmehr 
überwiegend von den Berufsfeuer­
wehren wahrgenommen." Es gäbe 
aber auch Städte, wo der Bevölke­
rungsschutz vom Rechtsamt verwal­
tet werde. 

Vogelbusch warnte davor, zum ge­
genwärtigen Zeitpunkt den Kommu­
nen immer mehr Aufgaben im Rah­
men des Bevölkerungsschutzes zu 
entziehen. Vogelbusch weiter: "Die 
zivile Alarmplanung ist scheinbar 
weggefallen. Um Personal einzuspa­
ren, nützt es jedoch nichts, die bis­
herigen Zivilschutzämter aufzulösen, 
wenn der Bund eine Neustrukturie­
rung der zivilen Verteidigung plant." 
Man solle nicht glauben, daß die 
Kommunen dann wieder Steilenzu­
wachs bekämen, wenn dann näch­
stes Jahr paketeweise neue Vorga­
ben zur zivilen Verteidigung auf den 
Tisch gelegt würden. 

Gerade die zivile Alarmplanung sei 
ein wichtiger Faktor, um bei länder­
übergreifenden Schadensfällen in 
den Kommunen Hilfsmaßnahmen 
auszulösen. Vogelbusch: "Die zivile 
Alarmplanung sollte auch dazu ge­
nutzt werden, friedensmäßige Maß­
nahmen bei überregionalen Krisen, 
Katastrophen oder katastrophenähn­
lichen Zuständen in Gang zu setzen." 

Vogel busch verwies dann auf den 
"Doppelnutzen" aller Aufgaben des 

Bevölkerungsschutzes und forderte, 
gerade diesen "Doppelnutzen" stär­
ker herauszustellen. In diesem Zu­
sammenhang komme dem Selbst­
schutz eine besondere Bedeutung 
zu. "Wir müssen dem Bürger klarma­
chen, daß es nicht reicht, Steuern zu 
zahlen, um dann zu sagen: ,Damit hat 
mich der Staat in allen Situationen 
perfekt zu schützen.' Der Bürger muß 
in der Lage sein, sich in Gefahrensi­
tuationen selbst zu helfen." Hier habe 
der Bundesverband für den Selbst­
schutz (BVS) bisher die Gemeinden, 
die hierfür zuständig seien, hervorra­
gend unterstützt. 

Die Gemeinden brauchen 
weiterhin den BVS 

Der BVS sei in der Bundesrepublik 
die einzige Organisation, die den Bür­
ger umfassend über Vorsorge- und 
Hilfsmaßnahmen unterrichten könne. 
Aus diesen Gründen sei es unver­
zichtbar, daß der BVS auch weiterhin 
allen Gemeinden zur Verfügung ste­
he. Der geplante Teilrückzug des BVS 
werde die Kommunen vor große Pro­
bleme stellen. 

Sehr heftig kritisierte der Referent 
das Verfahren, mit dem sich der Bund 
aus der Verpflichtung, ein Warnsy­
stem zu betreiben, zurückziehe. Sehr 
kurzfristig habe man den Kommunen 
mitgeteilt, daß ab 1. Januar 1993 die 
Sirenen nicht mehr vom Bund unter­
halten würden. Die vorgeschlagene 
Übernahme der Sirenen durch die 
Gemeinden und Städte sei aus Ko­
stengründen nicht akzeptabel. Allein 
Düsseldorf müßte 250 Sirenen über­
nehmen und warten. Gerade bei frie­
densmäßigen Katastrophen seien die 
Sirenen das schnellste "Weckmittel" 
als Hinweis für Radiodurchsagen. 

Schnelle Information 
mit einheitlicher Sprache 

In den letzten Jahren habe es eine 
Reihe von Ereignissen gegeben, die 
eine schnelle Information der Bürger 
erforderlich gemacht hätten. Neben 
der Möglichkeit, über Rundfunk ge­
warnt zu werden, forderte Vogel­
busch die Einrichtung sogenannter 
Gefahrentelefone bei den Gemein­
den. Es müsse jedoch durch den 
Bund oder das Land sichergestellt 
werden, daß der Bürger von allen In­
formationsstellen gleichlautende 
Auskünfte erhalte. Vogel busch erin-

nerte an die Situation nach dem Re­
aktorunfall in Tschernobyl, wo unter­
schiedliche offizielle Verlautbarungen 
die Bevölkerung verunsichert hätten. 

In seinen weiteren Ausführungen 
warnte Vogel busch vor einer Auflö­
sung der Regieeinheiten in den Kom­
munen. Diese entwickelten sich in 
letzter Zeit immer mehr als Alternati­
ve zum Dienst in Hilfsorganisationen. 
Die Regieeinheiten hätten sich auf die 
Aufgabe Katastrophenschutz spezia­
lisiert. 

Neuordnung 
des Katastrophenschutzes -
Wunsch oder Utopie? 

Ein kritisches Referat unter dem Ti­
tel "Neuordnung des Katastrophen­
schutzes - Wunsch oder Utopie?" 
hielt Ministerialrat Dr. Christoph 
Steegmann vom Innenministerium 
Nordrhein-Westfalen. 

Steegmann erinnerte an die Tage, 
als in Berlin die Mauer fiel. In ganz 
Deutschland sei ein Konsens über die 
Notwendigkeit eines Neuanfangs 
vorhanden gewesen. Dieser Wille für 
einen Neuanfang habe auch für den 
Bereich des Katastrophenschutzes in 
Friedenszeiten und im Verteidigungs­
fall bestanden. 

"Alle Kenner der Materie waren 
sich schon lange darüber im klaren, 
daß die aus dem Luftschutz-Hilfs­
dienst hervorgegangenen Strukturen 
des erweiterten Katastrophen­
schutzes veraltet und dringend er­
neuerungsbedürftig waren. Nun war 
die veränderte Lage im Osten will­
kommener Anlaß, über einen wirkli­
chen Neuanfang nachzudenken", 
sagte der Vertreter des NRW-Innen­
ministeriums. Die Innenministerkon­
ferenz habe am 29. Juni 1990 einen 
Grundsatzbeschluß gefaßt. Dieser 
sollte verhindern, daß vor einer 
grundsätzlichen Einigung zwischen 
Bund und Ländern der Bund in den 
fünf neuen Bundesländern Struktu­
ren schaffe, die als nicht mehr zeit­
gemäß angesehen würden. 

Während der Bundesinnenmini­
ster im wesentlichen den Finanzrah­
men für die Aufgaben der zivilen Ver­
teidigung gegenüber dem Finanzmi­
nister sichern wollte, seien die län­
der von Anfang an um eine inhaltliche 
Neugestaltung bemüht gewesen. 

Steegmann äußerte sich dann wei­
ter, daß "das erste Grundlagenpapier 
des Bundes zu den künftigen Struk­
turen im Zivilschutz vom 13. Februar 
1991 dann auch konsequent die Ge-
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danken des Bundes umsetzt, ohne 
die Meinung der Länder angemessen 
zu berücksichtigen. Ausführungen zu 
konzeptionellen Änderungen der 
Struktur sucht man vergeblich in die­
sem Papier". 

Im Folgepapier des Bundesinnen­
ministers werde dann die Linie noch 
deutlicher. Wesentliches Motiv sei die 
möglichst schnelle Ausstattung der 
fünf neuen Länder mit denselben 
Fachdiensten wie in den alten Bun­
desländern. "Motto: Erst einmal Fak­
ten schaffen. Über Änderungen kön­
nen wir uns noch später unterhalten." 
Inzwischen sei es für den BMI nicht 
mehr Grundlage allen Handeins, daß 
der erweiterte Katastrophenschutz 
auf dem Katastrophenschutz für den 
Frieden aufbauen müsse, sondern of­
fenbar die Nähe seiner Aufgaben zum 
militärischen Bereich. "Er hält näm­
lich plötzlich den für die Bundeswehr 
bis zum Jahr 2005 gesteckten Zeit­
rahmen einer Neukonzeption auch für 
den Zivilschutz, und damit auch für 
den Katastrophenschutz, für ange­
messen und notwendig", sagte 
Steegmann. 

Merkwürdig in diesem Zusammen­
hang sei allerdings die Eile bei der In­
stitutionalisierung des Technischen 
Hilfswerks. So habe man noch im 
Jahr 1990 das THW-Helfergesetz 
und am 7. November 1991 die Ver­
ordnung über die Mitwirkung der Hel­
fer im THW erlassen. Mit Erlaß vom 
22. Dezember 1992 schließlich sei 
das Technische Hilfswerk mit Wir­
kung vom 1. Januar 1993 aus dem 
Bundesamt für Zivilschutz heraus­
gelöst und verselbständigt worden. 

Steegmann weiter: "Diese schon 
frühzeitig erkennbare Entwicklung 
führte zu einer Verhärtung' zwischen 
dem Bund und dem THW auf der ei­
nen Seite und den Ländern, dem Feu­
erwehrverband und den Hilfsorgani­
sationen auf der anderen Seite. Eine 
offene Diskussion war nicht mehr 
möglich. Gemeinsame Arbeitsgrup­
pen, in denen Fachleute über inhalt­
liche Fragen hätten diskutieren kön­
nen, kamen nicht zustande." 

länder 
für inhaltliche Neuordnung 
des Katastrophenschutzes 

Die Auffassung der Länder zu einer 
Neukonzeption erläuterte Steeg­
mann im weiteren Verlauf seines Re­
ferates. "Die Länder haben zunächst 
konsequent das von ihnen im Be­
schluß der Konferenz der Innenmini-
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Ministerialrat Dr. Christoph Steegmann , Rete· 
ratsleiter im tnnenmlnisterlum Nordrheln·West­
falen , vertrat die Position der länder. 

ster (IMK) vom 29. Juni 1990 ge­
nannte Prinzip eines inhaltlichen 
Neubeginns fortgeführt. In Nord­
rhein-Westfalen tagten verschiedene 
Arbeitsgruppen, in denen unter an­
derem die Hilfsorganisationen, das 
THW und die Feuerwehr mitarbeite­
ten. Diese entwickelten ein inhaltli­
ches Konzept , das von der Prämisse 
ausging, daß die Erfahrungen der im 
Tagesgeschäft tätigen Einheiten auch 
für den Katastrophenschutz zu nut­
zen seien. Es habe sich allerdings ge­
zeigt, daß dieses Papier auch auf der 
Ebene der Länder nur bedingt kon­
sensfähig sei. "Erst als man einige 
Konkretisierungen verallgemeinert 
hatte, konnte man sich auf einen ge­
meinsamen Rahmen einigen, der 
dann Gegenstand des bekannten 
Beschlusses der IMK vom 8. Novem­
ber 1991 wurde", berichtete Steeg­
mann. Dieses Papier gebe so we­
sentliche Anstöße für eine inhaltliche 
Neukonzeption, daß es sich lohne, 
näher darauf einzugehen. 

Hiernach gebe es zwei große Kom­
plexe. Der eine Komplex sei die Tech­
nik. Hierzu gehörten die Bereiche 
Brandschutz, Strahlenschutz, Che­
mieschutz, Bergung und sonstige 
technische Hilfeleistungen. Der an­
dere Komplex sei der Bereich Ge­
sundheit und Soziales. Hierzu gehör­
ten der Sanitätsdienst und der Be­
treuungsdienst. 

Als Träger des Brandschutzes wür­
den die öffentlichen Feuerwehren ge­
nannt. Für das Messen und Spüren 
im Strahlen- und Chemieschutz sei­
en ebenfalls die Feuerwehren als Trä­
ger genannt, außerdem kämen das 
THW oder andere staatliche Stellen 
hierfür in Frage. Als Organisations­
form werde der Trupp als ausreichend 
angesehen. 

Steegmann erläuterte das IMK­
Papier weiter: "Für die Dekontamina­
tion von Personen werden Gruppen 
des Sanitätsdienstes vorgesehen, für 
die Dekontamination von Sachen und 
Geräten Gruppen der öffentlichen 
Feuerwehren und des Technischen 
Hilfswerks. " 

Bergung sollte grundsätzlich die 
Aufgabe von Gruppen der Feuerweh­
ren sein. "Lediglich beim Erfordernis 
von schwerem technischem Sonder­
gerät" , so Steegmann, "bei Elektroin­
standsetzung oder Ersatzstromver­
sorgung übernehmen Gruppen des 
THWs diese Aufgabe." Für sonstige 
technische Hilfeleistungen seien 
Trupps der Feuerwehren vorgesehen. 

Der Sanitäts- und Betreuungs­
dienst solle zusammengefaßt wer­
den. Zuständig hierfür seien die im 
Katastrophenschutz anerkannten 
Hilfsorganisationen. Regieeinheiten 
seien nach dem von Steegmann er­
wähnten Papier nur noch ausnahms­
weise vorgesehen. 

Neue Führungsstrukturen 
im Schadensfall 

Die wesentlichste Neuerung und 
das entscheidende Grundprinzip der 
Neukonzeption der Länder sei unter 
der Überschrift "Führung" zu finden. 
"Die Organisation der Führung muß 
sich ohne Brüche dem mit der Größe 
und Komplexität eines Schadensfalls 
aufwachsenden Führungsbedarf an­
passen. Dies gilt sowohl für die 
Führung vor Ort als auch für die 
Führung durch die Behörden, die für 
die Gefahrenabwehr zuständig sind", 
sagte Steegmann. 

Die Führungsorganisation werde 
auch dann im Grundsatz nicht verän­
dert, wenn der Katastrophenfall oder 
regional begrenzte Kriegseinwirkun­
gen einträten. In diesen Fällen sei, wie 
bei Großschadensereignissen, in der 
Regel eine stabsmäßige Führung er­
forderlich. Größe und Zusammenset­
zung des Stabes lägen im Einzelfall 
im Ermessen der Behörde, die für die 
Gefahrenabwehr zuständig sei. 

Ganz entscheidend für das neue 
Führungskonzept sei die Aussage zu 
den Führungsmitteln. Das Kommuni­
kationssystem der Behörde, die für 
administrativ-politische und logisti­
sche Entscheidungen zuständig sei , 
solle so ausgelegt sein, daß es auch 
für die Bewältigung von Katastro­
phen und im Verteidigungsfall geeig­
net sei. "Die Bildung einer Fernmei­
dezentrale HVB ist deshalb nicht 



mehr vorgesehen. Die Kommunikati­
on zwischen der Einsatzleitung vor 
Ort und den operierenden Einheiten 
ist", so Steegmann, .. durch die Ein­
heiten selbst und nicht durch beson­
dere Fachdienste sicherzustellen. " 

In seinen weiteren Ausführungen 
ging Dr. Steegmann auf die zukünfti­
ge Entwicklung bei der Neuordnung 
des Katastrophenschutzes ein. Er be­
richtete, daß trotz des persönlichen 
Einsatzes einiger Länderinnenmini­
ster sich der Bund bis heute nicht 
habe durchringen können, das 
Grundsatzpapier der Länder in seine 
Überlegungen mit einzubeziehen. 
Der vom Haushaltsausschuß des 
Deutschen Bundestages zum 1. April 
1993 angeforderte Bericht des Bun­
desinnenministers sei zwar mit den 
Ländern erörtert worden, berück­
sichtige aber ebenfalls in keiner Wei­
se den Beschluß der IMK . .. So kann 
es nicht verwundern, daß einige Län­
der die Geduld verlieren und eigene 
Modelle einer Neukonzeption in An­
griff nehmen", konstatierte Steeg­
mann. 

Mit gestärkter Struktur 
und interessanten Aufgaben 
in eine neue Zukunft -
dasTHW 

Mit einem kurzen historischen 
Rückblick über den Aufbau der Tech­
nischen Nothilfe (TN) von 1919 bis 
1945 und der Neugründung und Ent­
wicklung des Technischen Hilfswerks 
(THW) nach 1959 begann Gerd Jür­
gen Henkel, der Direktor des THW, 
seine Ausführungen. 

Nach über vier Jahrzehnten seines 
Bestehens, sei das THW seit 1. Ja­
nuar 1993 mit Zustimmung des BMI 
sowie des Innen- und Haushaltsaus­
schusses des Deutschen Bundesta­
ges eine eigenständige Bundes­
behörde. Das THW sei dem Bun­
desinnenminister direkt unterstellt. 
Die über 30jährige Verbindung mit 
dem Bundesamt für Zivilschutz habe 
am 1 . Januar 1993 geendet. 

Henkel äußerte den Wunsch, daß 
"die nunmehr in Kraft getretene Re­
gelung der Bundesanstalt THW einen 
Motivationsschub, eine Straffung der 
Verwaltungsabläufe, weniger Büro­
kratie und mehr Flexibilität ermögli­
chen" . Die Struktur des THW verglich 
Henkel mit einem dreibeinigen Stuhl. 

Das erste "Standbein" sei die Bun­
desanstalt selbst mit rd. 80000 Hel­
fern und 824 hauptamtlichen Mitar-

beitern. "Das heißt: 99% ehrenamtli­
che und nur rd . 1 % hauptamtliche 
Angehörige bilden die Bundesanstalt 
THW; ich finde, dieser Prozentsatz 
kann sich sehen lassen", sagte Hen­
kel. Neben der THW-Leitung in Bonn 
gibt es noch die THW-Schule in 
Hoya, elf Landesverbände, 128 Ge­
schäftsführerbereiche und 665 Orts­
verbände. Diese Ortsverbände wer­
den ausschließlich ehrenamtlich ge­
führt. 

Das zweite .. Standbein" des THW 
sei die gewählte Helfervertretung, 
also die Mitwirkung der Helferschaft. 
Die Helfervertretung bestehe auf al­
len Ebenen des THW und wache über 
alle die Helferschaft berührenden 
Dinge. 

Das dritte .. Standbein" des THW 
sei die THW-Helfervereinigung und 
die THW-Jugend, also die Vereins­
ebene des THW. 

Direktor Henkel ging dann auf die 
Aufgaben der Bundesanstalt ein. Ge­
regelt seien diese Aufgaben im 1990 
verabschiedeten THW-Helferrechts­
gesetz. Eine der Aufgaben sei die 
technische Hilfe im Zivilschutz. Das 
sei zum Beispiel die Mitarbeit im 
Schutzraumbetriebsdienst und die 
Wartung von Notbrunnen. 

Ständig 
steigende Auslandseinsätze 

Eine weitere Aufgabe sei die "tech­
nische Hilfe im Auftrag der Bundes­
regierung außerhalb des Geltungsbe­
reiches dieses Gesetzes". Dahinter 
verberge sich die technisch-huma­
nitäre Hilfe, die in den letzten Jahren 
erheblich an Bedeutung gewonnen 
habe. Seit einem Vertrag mit dem UN­
HCR, dem Hohen Flüchtlingskom­
missar der Vereinten Nationen, wer­
de das THW von diesem im Einver­
nehmen mit der Bundesregierung na­
hezu laufend angefordert . Seien An­
fang der 80er Jahre jährlich 60 bis 50 
Helfer im Auslandseinsatz tätig ge­
wesen, so seien es heute über 3000. 

Hauptauftraggeber seien das Aus­
wärtige Amt (AA), der UNHCR, aber 
auch das Bundesministerium fürwirt ­
schaftliche Zusammenarbeit (BMZ). 

Allein das 1990 vom AA zunächst 
auffünf Monate geplante Projekt "Hil­
fe für die Sowjetunion" sei als GUS­
Hilfe ein Dauerbrenner geworden, bei 
dem 1992 ca. 3500 THW-Helfer ein­
gesetzt gewesen seien. Seit dem 5. 
März sei das THW auch in Somalia 
dabei. 150 Helfer sollen in Bosaso 
und Mogadischu für Trinkwasser und 

die Wasser- und Stromversorgung 
des Krankenhauses sorgen. 

Die dritte Aufgabe sei die .. techni­
sche Hilfe bei der Bekämpfung von 
Katastrophen, öffentlichen Notstän­
den und Unglücksfällen größeren 
Ausmaßes". Die Anforderung für der­
artige Einsätze müsse von der für die 
Gefahrenabwehr zuständigen Stelle 
kommen ... In den Worten ,auf Anfor­
derung' steckt offenkundig das Pro­
blem, denn die Handhabung durch 
die Bundesländer erfolgt sehr unter­
schiedlich", sagte Henkel. Die Län­
dergesetze zum Brand- und Kata­
strophenschutz sähen die Einbin­
dung des THW nur zum Teil vor. Mit 
Ausnahme von Nordrhein-Westfalen 
funktioniere jedoch die Zusammen­
arbeit mit den Ländern im Rahmen 
des friedenszeitlichen Katastrophen­
schutzes gut. 

Die Zukunft des THW zu sehen, sei 
fast ohne seherische Kräfte möglich. 
Das THW sei verselbständigt und ver­
füge über eine gesetzliche Grundla­
ge. Das THW-Potential stehe im 
Wege des Doppelnutzens für die län­
der und Kommunen abrufbereit. Es 
gebe eine Reihe von Feldern, die 
ohne THW nicht anderweitig abge­
deckt seien, wie beispielsweise die 
Ortung mit Hunden und Verschütte­
tensuchgeräten ... Es ist nur konse­
quent, daß die Bundesregierung am 
THW als Bundesinstrument auch bei 
der Neuordnung des Zivil- und Kata­
strophenschutzes festhält" , stellte 
Henkel zum Schluß fest. 

Mitwirkung 
der Hilfsorganisationen 
im Zivilschutz 

Über die Stellung der in der Bun­
desrepublik tätigen Hilfsorganisatio­
nen sprach Winfried Glass vom Ge­
neralsekretariat des Deutschen Ro­
ten Kreuzes (DRK). Glass erläuterte 
zunächst, daß Hilfsorganisationen im 
Sinne eines gemeinsamen Verständ­
nisses neben dem Deutschen Roten 
Kreuz, der Arbeiter-Samariter-Bund, 
die Johanniter-Unfall-Hilfe sowie der 
Malteser-Hilfsdienst seien. Das THW 
und die Feuerwehren seien staatliche 
Katastrophenschutz-Organisatio­
nen. 

.. Wir arbeiten mit allen vertrauens­
voll zusammen, aber im Sinne des 
Begriffs der ,Hilfsorganisationen' ver­
trete ich hier ausschließlich die ge­
nannten vier Organisationen, die vor­
nehmlich und im Schwerpunkt die 
Fachdienste Sanitätsdienst und Be-
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treuungsdienst des Katastrophen­
schutzes gestalten", sagte Glass und 
legte damit den Standort der Hilfsor­
ganisationen fest. 

Gemeinsam mit den anderen Hilfs­
organisationen wehre man sich nach­
haltig dagegen, ausschließlich als 
"Sanitätsorganisationen" bezeichnet 
zu werden. Dies werde dem Aufga­
benspektrum und Leistungsbild der 
Hilfsorganisationen keinesfalls ge­
recht . Das DRK sei beispielsweise 
gleichzeitig auch Spitzenverband der 
freien Wohlfahrtspflege und mit dem 
Jugendrotkreuz verfüge man über ei­
nen anerkannten Jugendverband. 

Die Tätigkeit des DRK bei Kata­
strophen und Notständen aller Art im 
In- und Ausland sei in der "K-Vor­
schrift" geregelt. Demnach habe sich 
das DRK mit all seinen Hilfemöglich­
keiten in organisatorischer, personel­
ler und materieller Hinsicht auf den 
Einsatz im Katastrophen- und Kon­
fliktfall vorzubereiten, damit es unter 
allen Umständen der Bevölkerung 
Hilfe leisten könne. 

"Die Beachtung der Bestimmun­
gen dieser Vorschrift, ein hoher Aus­
bildungsstand und große Einsatzbe­
reitschaft sind Voraussetzung, um bei 
Katastrophen und anderen Notstän­
den zielstrebig und erfolgreich zu hel­
fen", sagte Glass. "Ich gehe davon 
aus, daß die anderen Hilfsorganisa­
tionen sich ähnliche Standards für die 
Grundlagen ihrer Arbeit gesetzt ha­
ben," 

Während man in früheren Jahren 
ausschließlich nationale und interna­
tionale Hilfeeinsätze unterschied, 
habe sich mittlerweile eine neue Di­
mension im Katastrophenschutz ent­
wickelt. Im Bewußtsein, daß Un­
glücksfälle und Katastrophen sich 
auch auf das Gebiet der Nachbar­
staaten auswirken können, hätten 
sich die europäischen Rotkreuz-Ge­
seilschaften zu entsprechenden Vor­
kehrungen zum grenzüberschreiten­
den Katastrophenschutz entschlos­
sen und ihre Einsatzpotentiale auf­
einander abgestimmt. 

Im weiteren Verlauf des Referates 
ging Glass auf die Mitwirkung der 
Hilfsorganisationen im staatlichen Zi­
vil- und Katastrophenschutz ein. Der 
Katastrophenschutz im Frieden und 
der Schutz der Zivilbevölkerung vor 
den besonderen Gefahren eines 
Krieges seien Aufgaben des Staates. 
Der Zivil- und Katastrophenschutz 
umfaße alle organisatorischen, per­
sonellen und sachlichen Maßnah­
men, die dazu dienten, bei einer Ka­
tastrophe sowie im Falle eines be­
waffneten Konflikts die damit ver-
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bundenen Gefahren möglichst um­
fassend zu bekämpfen und weitere 
Schäden zu vermeiden. Das Deut­
sche Rote Kreuz - wie auch die an­
deren Hilfsorganisationen - wirke in 
Erfüllung der satzungsmäßigen Auf­
gaben im Rahmen seiner Möglichkei­
ten bei Maßnahmen des Katastro­
phenschutzes mit. Das Deutsche 
Rote Kreuz werde auch ohne behörd­
lichen Auftrag tätig, wenn Menschen 
in Not geraten seien. 

Glass erläuterte, daß es weder 
beim Bund noch bei den Ländern ein­
heitlich gehaltene Begriffsbestim­
mungen zur Katastrophe gäbe. Das 
DRK halte sich deshalb an die Be­
griffsbestimmung des Internationa­
len Roten Kreuzes, in der die Kata­
strophe folgendermaßen definiert 
werde: "Eine Katastrophe ist eine 
Ausnahmesituation, in der die tägli­
chen Lebensgewohnheiten der Men­
schen plötzlich unterbrochen sind 
und die Betroffenen infolgedessen 
Schutz, Nahrung, Kleidung, Unter­
kunft, medizinische und soziale Für­
sorge oder anderes Lebensnotwen­
diges benötigen." 

Die Bundesländer hätten durch 
Gesetze und Verordnungen den Ka­
tastrophenschutz im Frieden gere­
gelt. Der Bund stelle die Ausstattung, 
die dieser für den ZiVilschutz be­
schafft habe, den Ländern zur 
Bekämpfung von Katastrophen im 
Frieden zur Verfügung. Die Hilfsorga­
nisationen seien vor allem in den 
Fachdiensten Sanitätsdienst und Be­
treuungsdienst tätig. Glass: "Der Sa­
nitätsdienst ist die Zusammenfas­
sung des Potentials, das dazu dient, 
der betroffenen Bevölkerung Erste 
Hilfe , erste ärztliche Maßnahmen und 
medizinische Betreuung zu ge­
währen sowie fachgerechten Trans­
port von Verletzten durchzuführen." 
Der Sanitätsdienst leiste bei Un­
glücksfällen einschließlich Katastro­
phen organisierte Hilfe und versorge 
dabei jeden Betroffenen entspre­
chend der Schwere seiner Schädi­
gung. 

Der zweite große Fachdienst, den 
die Hilfsorganisationen vorrangig 
vertreten und besetzen, sei der Be­
treuungsdienst. Dem Betreuungs­
dienst komme nach langjährig ver­
meintlich geringeren Anforderungen 
aufgrund der Konzentration von Un­
glücks- und Katastrophenfällen er­
höhte Bedeutung und damit Priorität 
im Aufbau und der Bereithaltung zu. 
Dabei sei auch deutlich zu erkennen, 
daß Merkmale des Betreuungsdien­
stes sich ändern und der Überarbei­
tung bedürfen. 

Unter dem Betreuungsdienst ver­
stehe man die organisatorische Zu­
sammenfassung der Dienste Verpfle­
gung, Unterkunft und soziale Betreu­
ung, in denen Helfer mitwirkten, die 
neben der Ausbildung in Erster Hilfe 
eine Ausbildung in einem der ge­
nannten Dienste erfahren hätten. 
Zweck des Betreuungsdienstes sei 
es, für die von Schadensereignissen 
Betroffenen Versorgungsmöglichkei­
ten und Unterkünfte bereitzustellen 
und zu betreiben. 

Glass warf die Frage auf, inwieweit 
die heutigen Organisationsformen in 
der Hilfeleistung noch wirkungsvoll 
seien: "Die Hilfsorganisationen haben 
die Erfahrung gemacht, daß die bis­
her an der größten Katastrophe, den 
Kriegsfall, orientierten und ausge­
richteten fachdienstlichen Vorhaltun­
gen nicht mehr in jeder Hinsicht zeit­
gemäß sind." 

Unter diesem Gesichtspunkt habe 
das DRK mittlerweile einen Vorschlag 
vorgelegt, der eine kleinere, multi­
funktional verwendbare DRK­
Einsatzeinheit zum Inhalt habe. Die­
se bestehe aus drei Komponenten, 
nämlich der sanitätsdienstlichen, der 
betreuungsdienstlichen und der 
technischen Komponente. 

Gott zur Ehr -
dem Nächsten zur Wehr 

Friedrich-Ernst Martin vom Deut­
schen Feuerwehrverband (DFV) 
sprach über die Stellung der Feuer­
wehren im Zivilschutz. Trotz großer 
Fortschritte in Wissenschaft und 
Technik käme es immer wieder zu 
schweren Unglücksfällen und Natur­
katastrophen, deren Folgen mit her­
kömmlichen Mitteln nicht mehr zu be­
wältigen seien. Martin zählte Un­
glücks- und Katastrophenfälle der 
letzten Jahrzehnte auf, die in der Bun­
desrepublik viele Menschenleben 
forderten und hohe Sachschäden 
verursachten. 

"So verschieden diese Ereignisse 
in ihrer Ursache, in ihrem Ablauf und 
ihren Auswirkungen auch waren, ei­
nes haben sie gemeinsam und das 
macht sie zur Katastrophe: Weder 
waren die betroffenen Menschen in 
der Lage, sich selbst zu helfen, noch 
reichten die örtlich vorhandenen 
Hilfskräfte aus, um der Schäden Herr 
zu werden", sagte Martin. "Nur weil 
von überall her Hilfskräfte zusam­
mengezogen wurden, war es mög­
lich, die schlimmste Not zu lindern 
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und die ärgsten Schäden zu behe­
ben." 

Martin erläuterte dann die ge­
schichtliche Entwicklung der Feuer­
wehren in Deutschland. Gegenwärtig 
gäbe es 1 238000 freiwillige Feuer­
wehrmänner, 25000 Berufsfeuer­
wehrmänner, 37000 Werkfeuerwehr­
leute und 100000 Angehörige der Ju­
gendfeuerwehr. Der Einsatz dieser 
Helfer im Rahmen der vielseitigen 
Aufgaben der Feuerwehren im frie­
densmäßigen und im erweiterten Ka­
tastrophenschutz wurde vom Vertre­
ter des DFV eingehend erläutert. 

Zum Schluß seines Vortrages ging 
Martin dann noch auf das vom BMI 
vorgelegte Rahmenkonzept für die 
zukünftige Gesamtstärke und Vertei­
lung der Fachdienste und Einheiten 
ein. Dieses Rahmenkonzept sehe die 
Aufteilung des Bundesgebietes in 
440 "Durchschnittskreise" mit je 
180000 Einwohnern vor. Jeder dieser 
440 eingeteilten Bereiche solle mit ei­
nem einheitlichen Potential an Kata­
strophenschutzeinheiten des Bun­
des ausgestattet werden. Die Aus­
stattung umfasse 14 Einheiten bzw. 
Einrichtungen mit 41 Einsatzfahrzeu­
gen im Wert von ca. sechs Millionen 
Mark sowie 331 Helfer. 

Nicht organisations­
gebunden organisiert 

23000 Helferinnen und Helfer lei­
sten in der Bundesrepublik Dienst in 

L 

Regieeinheiten. "Gemessen am Ge­
samthilfeleistungspotential des er­
weiterten Katastrophenschutzes hal­
ten damit die kommunalen Regieein­
heiten einen Anteil von 25 Prozent", 
sagte Klaus-Dieter Kühn, Bundesvor­
sitzender der Arbeitsgemeinschaft 
der Helfer in den Regieeinheiten des 
Katastrophenschutzes (ARKA1) . 

Kommunale Regieeinheiten seien 
in den Altbundesländern vor allem in 
den Schutzbereichen aufgestellt 
worden, in denen es auf den unmit­
telbaren Aufgabenkomplex von Kata­
strophenschutzbehörden in beson­
derer Weise ankomme. So seien die 
Fachdienstkomponenten Führung 
(60 %), Fernmelde (66 %) und Vete­
rinärdienst (100 %) zum überwiegen­
den Teil in Regie geführt, so daß man 
hier von einer "originären" Träger­
schaft der Kommunen sprechen dür­
fe. Auch im Betreuungs-(40 %) und 
ABC-Dienst (36 %) seien die Aufstel­
lungsquoten, gemessen an der Prä­
sens anderer Trägerorganisationen, 
ebenfalls signifikant. 

Kühn: "Die kommunalen Regieein­
heiten und -einrichtungen nehmen 
als gemeinde- und verwaltungsnahe 
Schutzpotentiale besonders in den 
Bereichen Führung, Kommunikation 
und Logistik eine Schlüsselfunktion 
hinsichtlich der Integration und Koor­
dination der Schutzmaßnahmen auf 
Kreisebene ein. Sie erfüllen also nicht 
allein Aufgaben zum Schutz der Be­
völkerung im Verteidigungsfall, son­
dern sind wie die Feuerwehren, THW 

und private Hilfsorganisationen inte­
graler Bestandteil der Gefahrenab­
wehr auf kommunaler Ebene." 

In der über 40jährigen Geschichte 
der Regieeinheiten habe es nicht an 
Versuchen gefehlt, diese organisati­
onsungebundenen Hilfeleistungspo­
tentiale generell aufzulösen. Seit den 
70er Jahren wurden die Regieeinhei­
ten immer wieder mit Bestrebungen 
konfrontiert, die versuchten ihre Exi­
stenz in Frage zu stellen. Die AR KAT 
sehe die künftige Funktionsfähigkeit 
des Katastrophenschutzes ernsthaft 
in Gefahr, wenn der Wegfall ganzer 
Einheiten und Fachdienste politisch 
durchgesetzt werde. Gemessen an 
den Leistungen, die die Helferinnen 
und Helfer für Staat und Gesellschaft 
erbringen, lasse sich so zudem auch 
keine wesentlichen Kostenreduzie­
rung erzielen. 

"Gleichwohl entledigen wir uns auf 
diese Weise im Bereich von Führung, 
Logistik und Kommunikation beson­
ders qualifizierter und motivierter 
Führungskräfte. Sind wir eigentlich 
noch zu retten?" fragte der Bundes­
vorsitzende Kühn. "Grundlage für 
eine erfolgreiche Neukonzeption sind 
und bleiben die Helfer. Wenn man 
also meint, künftig auf bestimmte 
Fachdienstkomponenten verzichten 
zu müssen, wovon ich in den so wich­
tigen Bereichen von Führung, Logi­
stik und Kommunikation absolut 
nicht überzeugt bin, muß verlangt 
werden, daß Fachdienstkomponen­
ten nicht eher aufgelöst werden, be­
vor die hierin weiterhin mitwirkungs­
bereiten Helferinnen und Helfer in die 
neu konzipierten Fachdienste inte­
griert werden können." 

Zukunft der Regieeinheiten 

Bundesinnenminister Rudolf Sei­
ters habe sich in einer Erklärung am 
14. September 1992 sowie im Rah­
men der Beantwortung einer parla­
mentarischen Anfrage sehr eindeutig 
zu den kommunalen Regieeinheiten 
als unverzichtbarem Instrument der 
Gefahrenvorsorge auctf in einem 
neukonzipierten Zivil- und Katastro­
phenschutz bekannt. 

Kommunale organisationsunge­
bundene Katastrophenschutzeinhei­
ten würden deshalb auch in einem 
neu konzipierten Zivil- und Katastro­
phenschutz in ihren originären und 
vielleicht auch neuen Aufgabenberei­
chen entscheidend zum Schutz von 
Bevölkerung und Umwelt mitwirken. 

- rs -
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125 Jahre Landesfeuerwehrverband NIedersachsen 

Eine Stadt sieht rot 
Hannovers Innenstadt in der Hand der Feuerwehr -

Kritische Worte beim Festakt 

An der Feuerwehr kommt niemand 
vorbei - für die Passanten, die am 
Wochenende 18.119.120. Juni 1993 
die innerstädtische Fußgängerzone 
Hannovers bevölkerten, traf dies im 
wahrsten Sinne des Wortes zu: Mehr 
als 50 Einsatzfahrzeuge hatten Nie­
dersachsens Feuerwehren auf einer 
.Feuerwehrmeile" zwischen Steintor­
platz und Oper aufgefahren. Anlaß für 
den Großeinsatz ohne Blaulicht und 
Martinshorn war das 125jährige Be­
stehen des Landesfeuerwehrverban­
des Niedersachsen. 

Sicherlich verlief mancher Ein­
kaufsbummel angesichts der Vielfalt 

der Aktivitäten anders als geplant, 
denn schließlich wurden hier die un­
terschiedlichsten Interessen ange­
sprochen. Neben der Darstellung der 
Geschichte des Feuerlöschwesens 
und der Demonstration moderner 
Technik standen folkloristische Dar­
bietungen im Mittelpunkt des Ge­
schehens. Alle Kreisfeuerwehrver­
bände Niedersachsens, 57 an der 
Zahl, waren an Ständen mit jeweils ei­
genem Programm vertreten. Konnte 
man hier die Arbeit in einer histori­
schen Schmiede beobachten, zog ei­
nige Meter weiter eine Fahrradgrup­
pe in zeitgenössischer Kleidung die 

Schon von 
weitem weisen 
OrehleUern den 
Weg zum Ort des 
Geschehens. 

Aufmerksamkeit auf sich. Vorführun­
gen mit Spinnrädern, Einblicke in das 
Töpferhandwerk, Aufführungen der 
Rattenfängersage - die Palette der 
folkloristischen Darbietungen war 
bunt gemischt. Und dazwischen im­
mer wieder Gruppen in historischen 
Uniformen, Tanz- und Trachtengrup­
pen, Musikkapellen und Spielmanns­
züge. Neben den üblichen Speisen 
und Getränken lockten die Besucher 
auch kulinarische Spezialitäten aus 
den verschiedenen Regionen des 
Landes. 

Die Profis zeigen ihr Können 

Am Opernhaus brannte es in re­
gelmäßigen Abständen. Dies aller­
dings nur in bildlichem Sinne, denn 
hier zeigten Berufs- und Werkfeuer­
wehren ihr Können. Dargestellt wur­
den zum Beispiel der Einsatzablauf 
bei Chemieunfällen, die Bekämpfung 
von Haushaltsbränden oder das Be­
seitigen von wassergefährdenden 
Stoffen aus Gewässern. Aber auch 
die Handhabung eines Feuerlöschers 
oder den Gebrauch einer Kettensäge 
konnte der interessierte Besucher 
beobachten. Ein besonderer Anzie­
hungspunkt war der große wasser­
gefüllte Taucher-Übungsturm, bei 
dem man die Aktivitäten der Taucher 
durch Sichtfenster verfolgen konnte. 
Ein Gag dabei war die Unterwasser­
Telefonverbindung, die es dem Besu­
cher ermöglichte, Auge in Auge mit 
dem Taucher zu sprechen - eine si­
cherlich nicht alltägliche Art der Un­
terhaltung. 

Die vielen Oldtimer ließen das Herz 
des Technikfans höher schlagen: Ob 
Handdruckspritze, Dampfspritze 
oder alte Löschfahrzeuge - die Oldti­
merfreunde in den Feuerwehren hat­
ten einen Querschnitt durch die Feu­
erwehrtechnik der vergangenen Epo­
chen zusammengetragen. Überwie-
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Außergewöhn· 
liche Ausstet· 
tungsstücke 
wecken das 
tnteresse Immer 
wieder aufs neue, 
das Feuerlösch· 
boot aus Emden 
ebenso .. . 

... wie der von 
der Polizei 
ausgemusterte 
Wasserwerfer, 
der letzt bel der 
Feuerwehr gute 
Dienste leistet. 

gend noch voll funktionstüchtig , 
zeugten die liebevoll restaurierten 
Fahrzeuge von der Arbeit, die hinter 
ihrem Aufbau und Erhalt stehen. Im 
Oldtimerbereich waren auch Feuer­
wehren aus den neuen Bundeslän­
dern vertreten, die durch die Präsen­
tation von hier bisher wenig bekann­
ten Fahrzeugtypen eine interessante 
Bereicherung darstellten. 

Ein runder Erfolg 

Aber auch die kleinen Besucher 
kamen auf ihre Kosten, denn die Ju­
gendfeuerwehr hatte - über die Feu­
erwehrmeile verteilt - eine Reihe At­
traktionen aufgebaut, um ihre Alters­
genossen zu unterhalten. Da galt es, 
Geschicklichkeit beim Ballwerfen zu 
beweisen oder es war Zielsicherheit 
beim Spritzen mit der Kübelspritze 
gefragt. Kleine Aufmerksamkeiten 
belohnten die Leistung. Der Andrang 
an den Ständen bewies, daß die Ju­
gendfeuerwehr mit ihrem Spielkon­
zept genau richtig lag. 

Obwohl der Wettergott nicht im­
mer mitspielte, konnten sich die Ver­
antwortlichen schließlich über eine 
Bilanz von über 50000 Besuchern 

Vor dem Opernhaus Ist die AktIonsfläche der Berufs· und Werkfeuerwehren. Auch Werbung, hier im Bereich der Werkfeuerwehren , kann originell sein. 
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freuen . Ein verdienter Dank für die 
rund 1000 Feuerwehrmänner und 
-frauen, die an den Aktivitäten betei­
ligt waren. Der Landesfeuerwehrver­
band Niedersachsen mit seinen 
145000 Mitgliedern kann stolz auf 
seine Jubiläumsveranstaltung sein -
eine Feuerwehrmeile, die einerseits 
die Vielfält igkeit der Feuerwehr ein­
drucksvoll vermittelte, auf der ande­
rerseits durch die gelungene Mi­
schung von Technik, Folklore und 
Musik eine stimmungsvolle Atmo­
sphäre vorherrschte. Ein großartiger 
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Oie Jugendleuer­
wehr unterhäll 
die kleinen 
Besucher, hier 
mllihrer Symbol­
figur als Baliwurl­
station. 

Fahrzeuge aus 
den neuen 
Bundesländern 
sind lür Technik­
lans ein lecker­
bissen. 

Der Kuppelsaal 
des CongreO-Cen­
trums Hannover 
bildet den 
Rahmen lür den 
Festakt. 

(Fotos: Claes) 

Erfolg für den Veranstalter und ein 
aufschlußreiches, unterhaltsames 
Erlebnis für den Besucher - das Fa­
zit der Feuerwehrfete von Hannover 
kann sich sehen lassen. 

Finanzielle Engpässe 

Doch am Rande der Jubelfeier gab 
es .auch ernstere Töne: Nachwuchs­
sorgen und finanzielle Engpässe 
berühren auch die Feuerwehr. "Die 

kommunalen Probleme der Städte 
dürfen nicht zu unseren Lasten ge­
hen", faßte Fritz Meyer, der Vorsit­
zende des Landesfeuerwehrverban­
des, beim Festakt zum Jubiläum zu­
sammen. Ministerpräsident Gerhard 
Schröder stellte fest, daß "in der Feu­
erwehr von jedem das ihm mögliche 
verlangt wird , wobei das Gefühl der 
Zusammengehörigkeit die entschei­
dende Grundlage ist ." Die derzeitigen 
finanziellen Engpässe sollten nach 
Auffassung Schröders nach diesem 
"Feuerwehrprinzip" bewältigt wer­
den. 

Nach Grußworten von Oberbür­
germeister Herbert Schmal stieg und 
Hinrich Struve, Präsident des Deut­
schen Feuerwehrverbandes, hielt der 
Vorsitzende des Landesfeuerwehr­
verbandes Nordrhein-Westfalen, 
Klaus Schneider, die Festansprache 
zum Thema "Feuerwehr - gestern -
heute - morgen". Die Jugendfeuer­
wehren - in Niedersachsen gibt es 
1417 Gruppen, denen 25 000 Jungen 
und Mädchen angehören - seien 
nicht nur ein Instrument der eigenen 
Nachwuchsförderung, sondern lei­
steten auch "aktive Jugendhilfe in 
den Gemeinden". So beschrieb 
Schneider in seiner streckenweise 
kritischen Betrachtung die Rolle der 
Feuerwehren in Staat und Gesell­
schaft. In den Jugendwehren wüch­
sen die Jungen und Mädchen "spie­
lend in die gesellschaftliche Verant­
wortung", betonte er und fragte, ob 
die Kommunen diese Jugendarbeit 
stets ausreichend förderten_ 

Schneider äußerte sich auch zum 
"Reality-TV" in privaten Fernsehsen­
dern. Zu diesen Sendungen mit Dar­
stellungen von Unfällen und Kata­
strophen steuern Hilfsorganisationen 
- auch Feuerwehren - eigene Video­
aufnahmen bei. Nach Schneiders 
Auffassung dürfen solche Aufnah­
men und Sendungen aber nicht zur 
Befriedigung der Sensationslust die­
nen - "das ist menschenunwürdig". 

Die Feuerwehr werde sich von in­
nen her wandeln müssen, meinte 
Schneider: "Wir vermitteln einerseits 
Ordnung, Disziplin und Gehorsam, 
andererseits Verantwortung und Op­
ferbereitschaft." Das stoße bei der 
Jugend zunehmend auf Kritik und Wi­
derstand, dem Rechnung getragen 
werden müsse. Als Ausblick stellte er 
fest: "Die Feuerwehr wird in zehn Jah­
ren nicht mehr so sein, wie wir sie 
heute kennen." - cl -

(Hinweis der Redaktion: Der Wort­
laut des Festvortrages wird in unse­
rer Ausgabe 9/93 auszugsweise wie­
dergegeben_) 



40 Jahre Katastrophenschutzschule des Bundes 

Die Weichen 
sind gestellt - Jubiläum 

im Zeichen des Umbruchs 
Von der THW -Schule zur europäischen Bildungsstätte 

"Eine Zeit des Umbruchs ist auch 
eine Zeit der Chancen, nutzen wir 
sie'" Mit diesem Aufruf schloß Staats­
sekretär im Bundesministerium des 
Innern Dr. Walter Priesnitz seine Fest­
ansprache am 4. Juni zum 40jährigen 
Bestehen der Katastrophenschutz­
schule des Bundes (KSB) in Bad Neu­
enahr-Ahrweiler. Gleichzeitig war 
dies der Auftakt zu einer dreitägigen 
Jubiläumsfeier. Offizieller Festakt und 
ein Erfahrungsaustausch zwischen 
internationalen Schulleitern ver­
gleichbarer Einrichtungen standen 
am ersten und zweiten Tag im Mittel­
punkt der Veranstaltung. Der dritte 
Tag gehörte dann ganz der Bevölke­
rung. Im Rahmen eines "Tages der of­
fenen Tür" konnte sie "ihre" Schule 
besichtigen. Zahlreiche Aktionen, 

Eine moderne 
Ausbildungs· 

stätte: Die Kata­
strophenschutz­

schule des 
Bundes. 

Ausstellungen und Vorführungen ver­
mittelten einen Einblick in die um­
fangreiche Arbeit des Zivil- und Kata­
strophenschutzes. 

Zum Festakt begrüßte Hans-Ge­
org Dusch, Präsident des Bundes­
amtes für Zivilschutz (BZS), die zahl­
reichen Gäste aus dem In- und Aus­
land in Ahrweiler. Er hob hervor, daß 
es angesichts der anstehenden Ver­
änderungen keinen besseren Zeit­
punkt als den jetzigen gebe, um über 
den Zivil- und Katastrophenschutz zu 
sprechen. Er appellierte an die Ver­
antwortlichen, trotz knapper Finanz­
mittel, die Zukunft dieses wichtigen 
Bestandtteils der Daseinsvorsorge 
sicherzustellen. Damit verbunden sei 
auch die künftige Entwicklung der 
KSB. 

Start in 
ehemaligem Kloster 

Begonnen hatte die Geschichte 
der Schule 1953 im ehemaligen Klo­
ster Marienthai als Bundesschule des 
Technischen Hilfswerks (THW). Ab 
1960 wurde am gleichen Standort 
parallel die erste zentrale Ausbil­
dungssteIle des Bundes für den Luft­
schutzhilfsdienst eingerichtet. Die 
Räumlichkeiten des ehemaligen Klo­
sters setz1en dem steigenden Ausbil­
dungsbedarf aber schon bald zu 
enge Grenzen. 1965 zogen daher bei­
de Schulen in ein Provisorium aus 
Holzbaracken an der Ramersbacher 
Straße in Ahrweiler. Diese "Zwi­
schenlösung" dauerte zehn Jahre. Im 
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Hans·Georg Dusch, Präsident des Bundesamtes 
tür Zlvllschulz, begrüßt die zahlreichen Gäste. 

Februar 1975 konnte dann im Neu­
bau auf Godenelter im Süden Ahr­
weilers der Lehrbetrieb der seit 1971 
zusammengefaßten Schulen begin­
nen. Ebenfalls 1975 erfolgte die ad­
ministrative Eingliederung der Bun­
desschule des Bundesverbandes für 
den Selbstschutz (BVS). 

Heute verfügt die KSB über zwölf 
modern ausgestattete Lehrsäle, drei 
Übungsbefehlsstellen und vier Unter­
kunftsgebäude mit 168 Betten. Im 
technischen Bereich befinden sich 
Kfz-, Fernmelde-, Schlosser- und 

Tischlerwerkstatt sowie die Küche 
mit einer Kapazität von bis zu 500 Es­
sen täglich. 

Insgesamt arbeiten im Verwal­
tungs-, Wirtschafts- und Lehrbereich 
der Schule 87 Personen. Davon ge­
hören 22 zum Lehrkörper. Das um­
fangreiche Lehrgangsangebot reicht 
von der Aus- und Fortbildung leiten­
der Zivilschutzkräfte des Bundes und 
der Länder über die Aus- und Fortbil­
dung im Katastrophenschutz bis hin 
zu internationalen Tagungen zum Zi­
vil- und Katastrophenschutz. Im Jah­
re 1993 werden insgesamt 232 Ver­
anstaltungen angeboten. Pro Jahr 
nutzen bis zu 8000 Teilnehmer das 
Angebot der KSB. In der Freizeit ste­
hen den Gästen ein Kasino mit Gast­
stätte und Kegelbahn, eine Sauna, 
ein Tennisplatz und ein Fitneßraum 
zur Verfügung. 

Der mit einem Schulbesuch ver­
bundene Freizeitwert sowie die 
Schule als Faktor für den Tourismus 
in der Region wurden vom Landrat 
des Kreises Ahrweiler, Joachim Wei­
ler, in seinem Grußwort herausge­
stellt. Darüber hinaus hob er die Be­
deutung der Schule für die Entwick­
lung eines europäischen Zivil­
schutzes hervor. 

Neue Ausbildungsformen 
sind nötig 

Letzteres war auch für den Vertre· 
ter der Länder, Dr. Michael Muth, Ab· 

Hoher Besuch zum 4Djährlgen Jubiläum. 1. Reihe von links: Dr. Michael Muth, Prinz Botho zu Sayn· 
WIHgensteln, Dr. Watter Priesnllz, Hans·Georg Dusch. 
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teilungsleiter im brandenburgischen 
Innenministerium, ein wesentlicher 
Bestandteil seiner Ausführungen -
Brandenburg führt derzeit den Vorsitz 
in der ständigen Konferenz der In­
nenminister. Der KSB komme als Be­
gegnungs- und Innovationszentrum 
besondere Bedeutung zu, wenn es 
darum gehe, Zivil- und Katastro­
phenschutz in den europäischen Ver­
bund zu integrieren. Auch innerhalb 
Deutschlands müsse noch vieles ver­
ändert werden. Brandenburg fordere 

Dr. Mlchaet Muth , AbteIlungsletter Im branden· 
burglschen Innenministerium, geht In seiner 
Rede aut die unterschiedlichen Bedürlnlsse In 
den atten und neuen Bundesländern ein . 

zum Beispiel die Entwicklung eines 
integrierten Hilfeleistungssystems 
unter Beteiligung von Bund, Ländern 
und Gemeinden. Dabei sei die Aus­
bildung von entscheidender Bedeu­
tung. Ausführlich ging Muth auf die 
Situation der ehrenamtlichen Helfer in 
den neuen Ländern ein. Die Furcht 
um den Arbeitsplatz halte viele der 
neugewonnenen Ehrenamtlichen von 
der Teilnahme an Ausbildungsveran­
staltungen ab. Dies mache zwingend 
neue Formen der Ausbildung not­
wendig. Hier wachse der KSB die 
Aufgabe zu, diese Ausbildungsgänge 
zu entwickeln und zu begleiten 

Helfer wollen gefragt werden 

Der Präsident des Deutschen Ro­
ten Kreuzes (DRK), Prinz Botho zu 
Sayn-Wittgenstein, nahm diese 
Stichworte auf und stellte die Situa-



ti on der Helfer in den Mittelpunkt sei­
nes Vortrages. 

"Wir wissen, wie es dem Helfer 
ums Herz ist! " rief er der Festver­
sammlung zu. Zur Ausbildung merk­
te er an, daß es nötig sei, die Inhalte 
zu überdenken. Dabei solle man die 
betroffenen Helfer so früh wie mög­
lich beteiligen. Die derzeitige Demo­
tivation unter den Ehrenamtlichen 
habe vielschichtige Gründe. Ein 
Hauptgrund aber sei, daß man ihren 
Rat nicht einhole, sondern über ihren 
Kopf hinweg entscheide. 

Der Präsident des ORK , Prinz Botho zu Sayn­
Wittgensteln, steIlI die Situation der ehrenamt­
lich en Heller in den MlHelpunkt seines Gruß­
wortes. 

Auch Staatssekretär Dr. Walter 
Priesnitz ging in seiner Festanspra­
che auf das Engagement der zur Zeit 
rund 143 000 ehrenamtlichen Helfer 
im Zivilschutz ein. Er dankte ihnen für 
ihre Arbeit und betonte, daß ihre Zahl 
nicht verringert werden dürfe. Viel­
mehr müsse man alles tun, um die 
Helferinnen und Helfer verstärkt zu 
motivieren. 

Vor dem Hintergrund knapper Fi­
nanzmittel werde auch heute wieder 
die Frage gestellt, ob man die An­
strengungen für den Zivilschutz nicht 
einstellen solle. Dazu Priesnitz: "Ich 
sage klipp und klar: Nein! Es ist zwei­
felsfrei richtig , daß die Bedrohung, 
die zu kriegerischen Auseinanderset­
zungen führen kann, dank des Auf­
brechens der Machtblöcke verändert 
ist. Möglicherweise ist sie verringert, 
aber nicht weggefallen. Wir wären 
leichtfertig, wenn wir sagten, sie wäre 
gleich null. Wir können diesen Be­
reich der Daseinsvorsorge nicht ent­
fallen lassen." 

" Konkurrierende Zuständigkeiten " schlägt 
Staatssekretär Or. Watter Prlesnllz (BMt) In 
seiner Festansprache vor. 

Kooperation 
zwingend erforderlich 

Priesnitz regte an, zu überlegen, ob 
der Begriff Zivil- und Katastrophen­
schutz noch richtig sei. Ob nicht viel­
mehr "Notfallvorsorge" , wie man an 
anderer Stelle schon sage, eher zu­
treffe. Vielleicht sei es auch nötig, 
nach dem Vorbild der "konkurrieren­
den Gesetzgebung" künftig "konkur­
rierende Zuständigkeiten" zwischen 
Bund, Ländern und Kommunen ein­
zuführen. Priesnitz: " Ich meine, Län­
der, Bund, Organisationen, die Kom­
munen über ihre Verbände, wir alle 
müssen noch in diesem Jahr zu Er­
gebnissen kommen. Wir müßten zu 
gegebener Zeit auch darüber nach­
denken, ob wir vielleicht eine gesetz­
liche Änderung brauchen." 

KSB als 
europäische Bildungsstätte 

In seinen Ausführungen zur KSB 
stellte der Staatssekretär heraus, daß 
sich die Schwerpunkte der Ausbil­
dungsstätte mittlerweile von der 
praktischen Schulung hin zur Aus­
und Fortbildung von Führungsperso­
nal verschoben hätten. Seit 1989 
nehme auch der internationale Erfah­
rungsaustausch zu. Die Schule sei 
auf dem besten Wege, eine europäi­
sche Ausbildungs- und Begegnungs­
stätte zu werden. Er wünsche der 
Schule und ihren Mitarbeitern für die-

se neue und sensible Aufgabe viel Er­
folg . Priesnitz schloß: "Die Ausbil­
dung ist eine Schwerpunktaufgabe 
des Zivilschutzes. Dies hat die Bun­
desregierung in ihren Überlegungen 
zu den aktuellen Strukturen der zivi­
len Verteidigung immer wieder und 
erneut bekräftigt. Die Katastrophen­
schutzschule ist ein starkes Glied in 
dieser Kette. Ich bin sicher, daß die­
se Katastrophenschutzschule des 
Bundes, vielleicht unter anderem Na­
men, vielleicht auch ein bißehen er­
weitert und mit veränderten Aufga­
ben, ihren 50. Geburtstag genauso 
schön feiert wie ihren 40. 

Der amtierende Schulleiter, Franz­
Josef Molitor, beendete mit einem 
Schlußwort den Festakt. Sowohl für 
die Lehrgangsteilnehmer als auch für 
das Personal der Schule sei eine Per­
spektive als Orientierung nötig, 
mahnte er. Die Zukunft der Schule 
aus seiner Sicht brachte er auf die 
Formel: "Für die Zukunft setzen wir 
auf Kontinuität im Wandel. Konti­
nuität bezüglich Mitarbeiterstamm, 
Teilnehmerpotential und Hebung des 
Unterbringungsstandards. Wandel 
im Hinblick auf sich möglicherweise 
verändernde und neue Aufgaben so­
wie Inhalte." 

Franz-Josef Molllor, amtierender Schulleiter, 
fordert für die KSB einen OrientIerungsrahmen. 

Großer Andrang 
beim "Tag der offenen Tür" 

Eine ganz andere Atmosphäre 
herrschte am dritten und letzten Tag 
der Jubiläumsfeierlichkeiten. Mit ei-
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Interessiert lassen sich Staatssekretär Dr. Waller Priesnllz (3. v. rechts) und MInisterialdirigent 
Wollgang Beyer (links) die Ausstellung ,,40 Jahre Sprengausblldung" erläutern. 

Im Rahmen einer Internationalen Tagung lassen sich leiter von Katastrophenschutzschulen aus 
Europa auch über die Ausstattung des THW Informieren. 

Fragen zur Daseinsvorsorge stehen neben ReaktIonsschnelligkeit beim Quiz des BVS Im Mittelpunkt. 
(Fotos: Hilberath 8, Schramm 1, Se .. 1) 
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nem "Tag der offenen Tür" präsen­
tierte sich die KSB der Bevölkerung. 

"Die Entwicklung der Schule" und 
,,40 Jahre Sprengausbildung an der 
KSB" waren die Themen zweier Aus­
stellungen im Lehrsaalgebäude. Ein 
besonderer Anziehungspunkt für in­
teressierte Besucher waren die 
ÜbungsbefehlsteIlen. Hier wird mit 
Computerunterstützung das Perso­
nal von Katastrophenabwehrstäben 
auf den Ernstfall vorbereitet. Sollte 
dieser Ernstfall in Ahrweiler eintreten, 
können die Räume binnen 30 Minu­
ten umgerüstet werden. Als reale Ein­
satzleitstelle für Katastrophenab­
wehrkräfte stehen sie dann dem Be­
völkerungsschutz zur Verfügung. Ein 
klassisches Beispiel für praktischen 
Doppelnutzen. 

Die Hilfsorganisationen, das Bun­
desamt für Zivilschutz, der Warn­
dienst, der Bundesverband für den 
Selbstschutz und die Schule selbst 
boten an diesem Tag einen Überblick 
über ihre Arbeit. Neuentwickelte Spe­
zialfahrzeuge für Brand- und ABC­
Schutz weckten bei den Besuchern 
reges Interesse. Ein Beispiel dafür 
war das "Mobile nuklidspezifische 
Meßsystem" des Warndienstes. Mit 
dem geländegängigen Fahrzeug 
können unter anderem radioaktive 
Ablagerungen auf dem Erdboden, 
aber auch die Radioaktivität in der 
Luft gemessen werden. 

Der BVS nutzte die Teilnahme am 
"Tag der offenen Tür" , um die künfti­
ge Schwerpunktaufgabe "Akzep­
tanzwerbung für den Zivilschutz" in 
die Tat umzusetzen. Die niedersäch­
sische BVS-Ausstellung "Wir helfen 
gemeinsam" informierte die Besu­
cher über Aufgaben und Möglichkei­
ten des Bevölkerungsschutzes. Viel 
Beachtung fanden auch die prakti­
schen Vorführungen, die den Dop­
pelnutzen des Selbstschutzes ein­
drucksvoll unter Beweis stellten. 

Eine besondere Attraktion für alle 
Besucher und Beteiligten der Veran­
staltung stellte die CH 53-San, ein 
speziell für den Sanitätsdienst um­
gerüsteter Hubschrauber der Bun­
deswehr, dar. Die wahren Ausmaße 
dieses Transporthelikopters erkannte 
man erst nach der Landung des viel 
kleineren "Bruders", des Rettungs­
hubschraubers "Christoph 3" aus 
Köln. 

Insgesamt war der "Tag der offe­
nen Tür" eine gelungene Veranstal­
tung, die der Bevölkerung einen Ein­
blick gab in die vielfält igen und um­
fangreichen Aufgaben des Zivil- und 
Katastrophenschutzes. M. B.lR. B. 



Ber1ln 

"Die G ZS hat ihren 
Auftrag erfüllt" 

Organisation und Tätigkeitsbereich 
des BVS auf Berlin ausgedehnt -

Kleine Anfrage des F.D.P.-Abgeordneten Dr. Rolf-Peter Lange 
an den Berliner Senat 

Die zukünftige Organisation des 
Zivilschutzes in Berlin ist Gegen­
stand einer Kleinen Anfrage des 
F.D.P.-Abgeordneten Rolf-Peter 

Senat: Zum Verständnis der Zu­
sammenhänge gestatten wir uns, der 
Beantwortung Ihrer Fragen die fol­
genden Bemerkungen voranzustel­
len: 

Die Gesellschaft für den Zivil­
schutz in Berlin e. V. (GZS) ist im Jah­
re 1970 als eingetragener Verein ge­
gründet worden und besteht seither 
in dieser privaten Rechtsform. Sie ist 
bisher vom Bund finanziert worden, 
um sie in die Lage zu versetzen, in 
Berlin Aufgaben wahrzunehmen, die 
denen des Bundesverbandes für den 
Selbstschutz (BVS) entsprechen. Der 
BVS konnte in der Vergangenheit aus 
statusrechtlichen Gründen in Berlin 
nicht tätig werden. Ihm obliegen nach 
Paragraph 11 Absatz 2 des Kata­
strophenschutzgesetzes des Bundes 
die Information der Bevölkerung über 
Gefahren und über Schutz und Hilfe­
leistungen im Verteidigungsfall sowie 
die Unterstützung der Kommunen, 
Behörden und Betriebe bei der Un­
terrichtung und Ausbildung für den 
Selbstschutz im Verteidigungsfall. 

Seit dem 3. Oktober 1990 gelten 
die Zivilschutzgesetze des Bundes 
auch im Lande Berlin. Organisation 
und Tätigkeitsbereich des BVS wer­
den deshalb auf Berlin ausgedehnt. 
Das Bundesministerium des Innern 
hat in diesem Zusammenhang er­
klärt, daß die GZS "ihren Auftrag, der 
ihr durch die Teilung Deutschlands 
zugewachsen war, mit der Wieder-

Lange an den Berliner Senat. Mit 
Datum vom 26. März 1993 wurden 
seine acht detaillierten Sachfragen 
nach der Zukunft des Zivilschutzes 

vereinigung erfüllt" habe und vom 
Haushaltsjahr 1994 an Zuwendungen 
aus dem Bundeshaushalt nicht mehr 
erhalten werde. 

Die Tätigkeit der GZS beschränkte 
sich in der Praxis nicht auf den Be­
reich der Gefahren, die in einem Ver­
teidigungsfall drohen, und auf die 
entsprechenden Maßnahmen zum ei­
genen Schutz und zur Selbst- und 
Nachbarschaftshilfe, sondern kon­
zentrierte sich aus Gründen der Ak­
zeptanz zunehmend auf Sicherheits­
probleme, die allgemein das Verhal­
ten bei Schadensereignissen betref­
fen. 

Behörden und Betriebe profitierten 
mithin davon, daß die vom Bund fi­
nanzierte GZS unter dem Gesichts­
punkt des "Doppelnutzens", den der 
Bund bei allen Zivilschutzmaßnah­
men verfolgt, kostenlos auch im Frie­
den nützliche Angebote machen 
konnte. Der BVS wird diese Angebo­
te nicht übernehmen, sondern sich -
angepaßt an die heutige Sicherheits­
lage - im wesentlichen auf Planungen 
für den Selbstschutz in einem Vertei­
digungsfall beschränken. 

Dies vorausgeschickt, beantwor­
ten wir Ihre Fragen im einzelnen wie 
folgt: 

in Berlin vom Senator für Inneres 
des Landes Berlins, Professor Dr. 
Dieter Heckelmann, beantwortet: 

Frage 1: Welche Bedeutung mißt 
der Senat der bisherigen Arbeit der 
"Gesellschaft für den Zivilschutz in 
Berlin e. V. " (GZS) bei? 

Antwort: Die Arbeit der GZS hat 
sich nicht auf den Zivilschutz in einem 
Verteidigungsfall beschränkt, son­
dern unter dem Gesichtspunkt des 
"Doppelnutzens" von Zivilschutz­
maßnahmen auch der Sicherheit der 
Bevölkerung sowie der Sicherheit in 
Behörden und Betrieben gedient. 

Frage 2: Wie bewertet er die Auf­
gabe der GZS, insbesondere unter 
dem Gesichtspunkt, daß die GZS 
Hunderte von Brandschutzlehrgän­
gen für Verwaltungsmitarbeiter und 
für Verantwortliche in Kindertages­
stätten und Schulen des Landes Ber­
lin durchgeführt hat? Liegen dem Se­
nat Erkenntnisse darüber vor, in wel­
cherGrößenordnung dadurch Kosten 
erspart worden sind? 

Antwort: Das Land Berlin ist der 
GZS und dem Bund, der die GZS fi­
nanziell getragen hat, zu Dank ver­
pflichtet. Aufzeichnungen über die 
Arbeit der GZS in oder für Einrichtun­
gen des Landes Berlin haben wir 
nicht geführt. Wir haben bisher auch I 

1 BEVÖLKERUNGSSCHUTZMAGAZIN 7-8/93139 



keine Erkenntnisse über die Kosten, 
die erspart worden sind, weil Lei­
stungen der GZS in Anspruch ge­
nommen werden konnten. 

An der Verwaltungsakademie Ber­
lin werden jährlich etwa 20 Kurse 
. Brandschutz und Sicherheit in öf­
fentlichen Dienstgebäuden" (Einwei­
sungs- und Auffrischungskurse) 
durchgeführt, die die Verwaltungs­
akademie und die GZS gemeinsam 
entwickelt haben. Einzelne Behörden 
führen diese Kurse in unmittelbarer 
Absprache mit der GZS durch. Die 
GZS stellt keine Honorarforderun­
gen. Welche Ersparnisse eingetreten 
sind, ist nach Auskunft der Verwal­
tungsakademie schwer zu beziffern, 
weil diese Kurse neu entwickelt wur­
den und keine Vergleiche vorhanden 
sind. Legt man einen Ansatz von 
83,10 Mark je Doppelstunde zugrun­
de, ergibt sich bei der Verwaltungs­
akademie für 1992 eine Ersparnis von 
11603 Mark. 

Die GZS hat mitgeteilt, daß sie im 
Jahre 1992 580 Brandschutzlehrgän­
ge mit 11 520 Teilnehmer durchge­
führt habe. Nach einer von ihr einge­
holten Auskunft einer Berliner Firma 
hätte diese 150 Mark je Teilnehmer 
berechnet. Hinzugekommen wären 
noch Kosten für An- und Abfahrt und 
die Umsatzsteuer mit 15 Prozent. 

Die GZS hat weiter mitgeteilt, daß 
sie im Jahre 1992 262 Veranstaltun­
gen mit Alarm- und Räumungsübun­
gen durchgeführt habe, für die der 
Technische Überwachungsverein je 
Stunde 134 Mark berechnet hätte. 
Das Land Berlin hätte danach 35 108 
Mark zuzügl ich Kosten der An- und 
Abfahrt und Umsatzsteuer aufwen­
den müssen. 

Frage 3: Welche Bedeutung wird 
die Gesellschaft für den Zivilschutz in 
Ber/in e. V. (GZS) nach dem vom Bun­
desministerium des Innern (BMI) vor­
gelegten Konzept zur neuen Organi­
sationsstruktur des Bundesverban­
des für den Selbstschutz erhalten, 
und wie steht der Senat zu diesen 
konzeptionellen Vorgaben für die 
GZS? 
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Antwort: Wie oben bereits ausge­
führt, hat die GZS ihren Auftrag erfüllt. 
Vorgaben für die weitere Arbeit der 
GZS gibt es weder von seiten des 
Bundes noch des Landes Berlin. 

Frage 4: Inwieweit werden auf­
grund der Neustrukturierung ehren­
amtliche Stellen bei der GZS wegfal­
len? 

Antwort: Der Senat hat keine eige­
nen Erkenntnisse, ob und wie viele 
ehrenamtliche Mitarbeiter der GZS 
zum BVS übergehen werden. Nach 
Auskunft der GZS beabsichtigt die 
Mehrzahl ihrer Mitarbeiter, weiterhin 
überwiegend für die GZS zu arbeiten. 

Fragen 5, 6 und 8: Welche Konse­
quenzen hat die Neustrukturierung 
insbesondere im Bereich der Brand­
schutzausbildung? Werden auch in 
diesem Bereich ehrenamtliche Stei­
len wegfallen, und wenn ja, werden 
diese durch neuzuschaffende Plan­
stellen bei der Feuerwehr ersetzt? 
Welcher Kostenaufwand ist hier 
durch die Umstrukturierung zu erwar­
ten? 

Wie sieht der Senat die Situation 
des Zivil- und Selbstschutzes in Ber­
lin, wenn nach dem o. g. Konzept des 
BMI am 31. Dezember 1993 die Zu­
wendungen des Bundes (insg. 
800000 DM/Jahr) entfallen und somit 
eine weitere indirekte Kürzung der 
Berlin-Zuschüsse eintritt? Wie soll 
dann der Bevölkerungsschutz in Ber­
lin so finanziert werden, daß die 
Selbstschutz-Ausbildung der Bevöl­
kerung auch weiterhin sichergestellt 
ist? 

Welchen gesellschaftlichen Stel­
lenwert mißt der Senat dem Zivil­
schutz zu? Teilt er meine Auffassung, 
daß eine möglichst intensive Ausbil­
dung der Bevölkerung in den Berei­
chen Brandschutz, Erste Hilfe etc. die 
allgemeine Sicherheit in Berlin erhöht 
und dadurch staatliche Rettungs­
und Katastrophenschutzeinrichtun­
gen entlastet werden? 

Antwort: Der Selbstschutz als Teil 
des Zivilschutzes richtet sich nach 
der Zivilverteidigungskonzeption der 
Bundesrepublik Deutschland. Diese 
Konzeption geht davon aus, daß eine 

bewaffnete Auseinandersetzung auf 
dem Gebiet der Bundesrepublik 
Deutschland aufgrund der geänder­
ten Risikolage unwahrscheinlich ge­
worden ist. Deshalb besteht gegen­
wärtig kein vordringlicher Bedarf für 
eine Selbstschutzausbildung im Hin­
blick auf einen Verteidigungsfall. 

Der Selbstschutz im Frieden ist der 
freien Verantwortung der Bürger, 
Behörden und Betriebe überlassen. 
Hilfsorganisationen, Krankenkassen, 
Berufsgenossenschaften und die 
Versicherungswirtschaft bieten zahl­
reiche Lehrgänge und Informationen 
an, die zur Selbst- und Nachbar­
schaftshilfe befähigen. Der Senat ist 
der Auffassung, daß der Selbst­
schutzgedanke zu fördern ist. Er wird 
daher alle Bestrebungen unterstüt­
zen, den Selbstschutzgedanken in 
der Bevölkerung zu verankern. 

Soweit gesetzliche Aufgaben zu 
erfüllen sind, ist es Sache jedes Ver­
antwortlichen, für die notwendige 
Ausbildung von Brand- und Sanitäts­
kräften zu sorgen. Bedarf, der nicht 
mit eigenen Mitteln befriedigt werden 
kann, wird künftig auf dem freien 
Markt zu decken sein. Der GZS ist es 
überlassen, sich hier wie jeder ande­
re Bewerber zu betätigen. 

Die Berliner Feuerwehr ist aus per­
sonellen, sächlichen und räumlichen 
Gründen nicht in der Lage, geson­
derte brandschutztechnische Unter­
weisungen durchzuführen. Es ist 
nicht geplant, bei der Berliner Feuer­
wehr zusätzliche Stellen für die 
Brandschutzausbildung zu schaffen. 

Frage 7: Warum hat das Land Ber­
lin die für den Selbstschutz notwen­
digen Mittel für 1994 nicht beim Bund 
beantragt? 

Antwort: Der Bund hat seine Zu­
wendungen an die GZS unmittelbar, 
d . h. ohne Einschaltung der Senats­
verwaltung für Inneres, gewährt. Mit­

. tel für 1994 waren nicht zu beantra-
gen. 



Kart-Ludwig Haedge 

Mehr Sicherheit durch 
kontrollierte Abrüstung 
Entwicklung vom Tag der Deutschen Einheit bis START 11 

2. Teil 

Überleitungsabkommen 
Dieses Abkommen regelt in der 

Hauptsache die finanziellen Proble­
me, die mit dem Aufenthalt der so­
wjetischen Truppen in Deutschland 
nach der Einheit Deutschlands und 
der Erlangung der Souveränität zu­
sammenhängen. 

Nach diesem Abkommen hat die 
Sowjetunion die Kosten für den nach 
dem .. Zwei-plus-Vier-Vertrag" bis 
Ende 1994 befristeten Aufenthalt ih­
rer Truppen in Deutschland grund­
sätzlich selbst zu tragen. 

Die Bundesrepublik Deutschland 
zahlt jedoch zur Deckung der Ausga­
ben 3 Milliarden DM in einen beson­
deren DM-Überleitungsfonds ein, 
und stellt außerdem einen zinslosen 
Finanzkredit in Höhe von 3 Milliarden 
DM zur Verfügung. 

Zur Begleichung der abzugsbe­
dingten Transportkosten zahlt 
Deutschland an die ehemalige So­
wjetunion 1 Milliarde DM und leistet 
daneben bei Bedarf technische Hilfe. 

Schließlich finanziert Deutschland 
ein Zivilwohnungsbauprogramm für 
die abziehenden Truppen im europäi­
schen Teil der Sowjetunion mit insge­
samt 7,8 Milliarden DM . 

Ende 1992 vereinbarte der deut­
sche Bundeskanzler mit dem russi­
schen Präsidenten eine Aufstockung 
des vorgenannten Beitrags für das 
Wohnungsbauprogramm um 550 
Mio. auf 8,35 Milliarden DM. An der 
Durchführung des Wohnungsbau­
programms in Rußland werden auch 
deutsche Unternehmen beteiligt. 

Entsprechend der deutsch-russi­
schen Vereinbarung vom 16. Dezem­
ber 1992 wird davon ausgegangen, 
daß der Abzug der sowjetischen 
Truppen vier Monate eher als zu-

nächst geplant, also zum 31. August 
1994, beendet sein wird . 

Schließl ich war bei dem Dezem­
ber-1992-Treffen vereinbart worden, 
auf die gegenseitigen Forderungen 
aus dem Uberleitungsvertrag, die 
sich auf die sowjetisch genutzten lie­
genschaften beziehen, zu verzichten. 

Truppenstationierung in der 
ehemaligen DDR und Berlin 

Der .. Zwei-plus-Vier-Vertrag" sieht 
zunächst einmal vor, daß bis zum voll­
ständigen Abzug der sowjetischen 
Truppen - d. h. letztlich auch abhän­
gig von dem Vollzug der Reduzierung 
der deutschen Streitkräfte (s.o. ,) - auf 
dem Gebiet der ehemaligen DDR und 
in Berlin ausschließlich nur deutsche 
Verbände der Territorialverteidigung, 
die nicht in die deutschen Bündnis­
strukturen integriert sind, stationiert 
sein dürfen. 

Für den gleichen Zeitraum - also 
bis die sowjetischen Truppen abge­
zogen sind - dürfen auch Truppen an­
derer Staaten (z. B. NATO) auf dem 
Gebiet der früheren DDR weder sta­
tioniert werden, noch dürfen sie ir­
gendwelche anderen militärische 
Tätigkeiten (z. B. Teilnahme an 
Manövern) dort ausüben (Artikel 5 
Abs. 1 d . Vertr.). 

Das Gebiet von Berlin bildet in die­
sem Zusammenhang eine Ausnah­
me. Dort bleiben auf deutschen 
Wunsch französische, englische und 
amerikanische Streitkräfte weiter sta­
tioniert. Ihre Zahl darf aber nicht er­
höht werden. Neue Waffenkategorien 
dürfen dort nicht eingeführt werden. 
Die Stationierung dieser Truppen ist 
nunmehr mit der Bundesrepublik 
Deutschland vertraglich zu regeln , 
eine Folge der gewonnenen Souve­
ränität (Artikel 5 Abs. 2 d. Vertr.). 

Nach Abschluß des sowjetischen 
Truppenabzuges können auch ~ 
~ Truppen, die z. B. in der NATO 

integriert sind (assigned forces), in 
den fünf neuen Bundesländern und in 
Berlin stationiert werden, allerdings 
ohne Kernwaffenträger (Artikel 5 Abs. 
3 S. 1 d . Vertr.). Von diesem Verbot 
sind solche Waffensysteme ausge­
nommen, die neben konventionellen 
auch andere Einsatzfähigkeiten ha­
ben können, allerdings nur, wenn sie 
in diesem Teil Deutschlands !ll![ für 
konventionelle Zwecke ausgerüstet 
und auch nur dafür vorgesehen sind 
(Artikel 5 Abs. 2 S. d. Vertr.). 

Auch nach Abzug der sowjeti­
schen Truppen aus der früheren DDR 
und Berlin dürfen dort weder auslän­
dische Streitkräfte nach Atomwaffen 
oder deren Träger stationiert oder 
dorthin verlegt werden. 

Schlußbemerkung zum 
"Zwei-plus-Vier-Vertrag" 

Der .. Zwei-plus-Vier-Vertrag" hat 
dem vereinten Deutschland die volle 
Souveränität gebracht. Er enthält 
weitreichende Verpflichtungen auf 
dem Gebiet der Abrüstung und Rü­
stungskontrolle. Das trägt entschei­
dend zu neuen Sicherheitsstrukturen 
in Europa bei. Deutschland verband 
mit dem Abschluß des Vertrages 
Hoffnungen, daß damit Impulse für 
weitere Entspannungsschritte und 
das Abrüstungsbemühen ausgehen 
mögen. Inzwischen sind ein Teil die­
ser Hoffnungen auch schon realisiert . 

Man kann resümieren , daß der 
"Zwei-plus-Vier-Vertrag" für Europa 
an der Nahtstelle zweier höchstgerü­
steter Machtblöcke das bis dahin Un­
mögliche möglich gemacht hat. Ost 
und West verständigten sich nicht nur 
auf die deutsche Einigung, sondern 
auch auf den Verbleib Deutschlands 
in der NATO, wenngleich sich diese 
nicht über die ehemalige Grenze zur 
DDR ausdehnen darf. Ost und West 
haben damit also die alte Hemi­
sphären-Theorie über Bord gewor-
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fen. In der Tat war deshalb der "Zwei­
plus-Vier-Vertrag" aus der Sicht des 
Ost-West-Verhältnisses ein interna­
tionales Jahrhundertereignis, wie es 
die Vereinigung der bislang antipodi­
schen Teile Deutschlands im nationa­
len Bereich war. 

Rund zweieinhalb Jahre nach der 
Unterzeichnung dieses so weit wir­
kenden Vertrags hat die Bundesre­
gierung Anfang Februar 1993 zufrie­
den festgestellt, daß bis Ende 1992 
bereits zwischen 60 und 65 Prozent 
des sowjetischen Personals und Ma­
terials abgezogen seien. Bis Ende 
1993 sollen es 90 Prozent sein. Der 
Abschluß des Abzugs der sowjeti­
schen Truppen ist auf den 31 . August 
1994 festgelegt. 

111. Der NATO­
Kooperationsrat - NAKR -

Der NATO-Kooperationsrat ist eine 
Institution, die ohne die weltge­
schichtliche Umwälzung der Jahre 
1989/90 nicht denkbar wäre. Er ist ein 
Zeichen dafür, daß die NATO sich mit 
dieser veränderten Situation befaßt 
und beginnt ihre Rolle neu zu definie­
ren. 

Entstehung 
Auf der Budapester Tagung der 

Außen- und Verteidigungsminister 
des Warschauer Pakts am 25. Febru­
ar 1991 beschlossen sie mit Wirkung 
vom März 1991, die militärischen Or­
gane und Strukturen des Paktes auf­
zulösen. 

Am 1. Juli 1991 trafen Vertreter der 
sechs Mitgliedstaaten derWarschau­
er Vertragsorganisation zum "letzten 
Gipfel" dieser Organisation in Prag 
zusammen, um die Auflösung auch 
ihrer politischen Strukturen zu regeln . 

Man war der Meinung, auf dem 
Hintergrund des Gipfeltreffens der 
KSZE in Paris von November 1990 
die Entwicklung ihrer Beziehungen 
auf eine bilaterale Basis zu verlagern. 

Die Teilnehmer der Budapester Ta­
gung vom 25. Februar 1991 unter­
strichen, daß sie die volle Verwirkli­
chung des "Vertrags über die kon­
ventionellen Streitkräfte in Europa" 
(VKSE oder auch KSE-Vertrag s. u.), 
den die 22 Staats- und Regierungs­
chefs der NATO und des (damals 
noch bestehenden) Warschauer 
Pakts am 19. November 1990 in Pa­
ris unterzeichnet hatten, als beson­
ders wichtige Voraussetzung für eine 
Stärkung der Stabilität und Sicherheit 
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auf dem Kontinent und die Förderung 
des 1975 begonnenen Helsinki-Pro­
zesses ansehen. 

Gleichzeitig mit der Unterzeich­
nung des KSE-Vertrages hatten die 
Staats- und Regierungschefs eine Er­
klärung in Paris abgegeben, worin es 
hieß, daß die Länder in Ost und West 
sich nicht mehr als Gegner betrach­
ten, sondern sich die Hand zur 
Freundschaft reichen. 

Damit wird deutlich, daß "Helsinki" 
eine Dauerwirkung hat, und daß alle 
im "Geist von Helsinki " geschlosse­
nen Verträge ebenfalls weiter wirken. 

Alsbald wurde bei den mitteleu­
ropäischen Staaten der Wunsch laut, 
Mitglied der NATO werden zu wollen, 
denn in einer Mitgliedschaft sahen sie 
nunmehr ihre Sicherheitsinteressen 
am besten verwirklicht. 

Die Verwirklichung solcher Wün­
sche hätte natürlich angesichts der 
damals noch existierenden UdSSR 
deren Brüskierung bedeutet und die 
weitere Entwicklung im "Geiste von 
Helsinki" beeinträchtigt. Das liegt auf 
der Hand. 

Die NATO mußte einfühlsam auf 
diese Wünsche reagieren . Sie tat es 
auf der NATO-Gipfelkonferenz in 
Rom am 7.18. November 1991 . 

Die NATO begrüßte das Bekennt­
nis der Sowjetunion und der anderen 
Staaten Mittel- und Osteuropas zur 
Reform, indem sie allen dieses Staa­
ten auf dem Wege der Reform Unter­
stützung und praktische Hilfe zu lei­
sten gedenke, damit diese den 
schwierigen Übergang bewältigen 
können. 

"Daher" , so die Erklärung der 
NATO in Rom, "beabsichtigen wir als 
nächsten Schritt ein stärkeres institu­
tionalisiertes Verhältnis der Konsulta­
tion und Kooperation zu entwickeln". 

Daraufhin lud die NATO die Außen­
minister Bulgariens, Estlands, Lett­
lands, Litauens, Polens, Rumäniens, 
der Tschechischen und Slowaki­
schen Republik, Ungarns und der 
UdSSR für Dezember 1991 nach 
Brüssel ein, um eine gemeinsame po­
litische Erklärung zu verabschieden, 
womit eine neue Ära der Partner­
schaft eingeleitet und der Inhalt die­
ses Prozesses näher bestimmt wer­
den sollte. 

Vorgeschlagene Aktivitäten 
der NAKR 

Als inhaltliche Aktivitäten des insti­
tutionalisierten Verhältnisses der 
Konsultation und Kooperation zwi­
schen NATO und ehemaligen WP­
Staaten sowie Nachfolgestaaten der 
- in der Zwischenzeit umgewandel-

ten UdSSR (Folge des Putsches von 
August 1991 in der Sowjetunion s. u.) 
wurde folgendes vorgeschlagen: 
- Jährliche Treffen mit dem Nordat­

lantikrat auf Ministerebene, die als 
Nordatlantischer Kooperationsrat 
bezeichnet werden könnten 

- periodische Treffen mit dem Nord­
atlantikrat auf Botschafterebene 

- zusätzliche Treffen mit dem Nor­
datlantikrat auf Minister- oder Bot­
schafterebene, wenn es die Um­
stände erfordern 

- regelmäßige Treffen in gemeinsam 
zu vereinbarenden Zeitabständen 
mit nachgeordneten NATO-Aus­
schüssen, einschließlich des Politi­
schen- und des Wirtschaftsaus­
schusses 

- sowie Treffen mit dem Militäraus­
schuß und, unter seiner Lenkung, 
anderen NATO-Militärbehörden. 

Konstitution des NAKR, 
seine Ziele und Akt ivitäten 

Alle eingeladenen Staaten erschie­
nen in Brüssel. Der NATO-Kooperati­
onsrat (NAKR) konstituierte sich am 
20. Dezember 1991 und erklärte die­
ses Ereignis als einen historischen 
Schritt. 

Der NAKR legte als Hauptziele 
- die Stärkung der europäischen Si­

cherheit durch Förderung der Sta­
bilität in Mittel- und Osteuropa so­
wie 

- Festigung und Schutz demokrati­
scher Gesellschaften und ihr Frei­
sein von Zwang oder Einschüchte­
rung 

fest. 
Im einzelnen beschrieb er seine 

Aktivitäten: 
"Entsprechend dem Vorschlag des 

Bündnisgipfels in Rom haben wir ver­
einbart, auf unseren bestehenden di­
plomatischen Verbindungen aufzu­
bauen und ein stärker institutionali­
siertes Verhältnis der Konsultation 
und Kooperation in politischen und 
Sicherheitsfragen zu entwickeln; wir 
werden insbesondere 
- jährliche Treffen mit dem Nordat­

lantikrat auf Ministerebene in einem 
Nordatlantischen Kooperationsrat 
abhalten 

- beginnend mit Februar 1992 alle 
zwei Monate Treffen des Nordat­
lantikrates mit den liaison-Part­
nern auf Botschafterebene abhal­
ten 

- zusätzliche Treffen des Nordatlanti­
schen Kooperationsrates auf Mini­
sterebene oder des Ständigen 
Nordatlantikrates mit Botschaftern 
der Liaison-Partnern abhalten, 
wenn die Umstände es erfordern 



- in regelmäßigen Zeitabständen 
Treffen nachgeordneter NATO­
Ausschüsse mit Vertretern der liai­
son-Partner abhalten. Dazu werden 
u. a. Treffen mit dem Politischen 
Ausschuß und dem Wirtschafts­
ausschuß sowie mit dem Mi­
litärausschuß und, unter seiner 
Lenkung, mit anderen NATO-Mi­
litärbehörden sowie der NATO-Be­
ratungsgruppe für Atlantische Poli­
tik gehören." 
Schwerpunkt dieser Aktivitäten 

wird auf Sicherheitsfragen liegen, 
wie z. B. Verteidigungsplanung, Rü­
stungskontrolle, demokratische Kon­
zepte der Beziehungen zwischen Zi­
vil und Militär, zivil-militärische Koor­
dinierung der Luftverkehrsregelun­
gen und die Umstellung von Militär­
produktion auf zivile Zwecke. 

Die einzelnen Mitglieder des NAKR 
zum Konstitutionsdatum 

Zur Konstituierung des NAKR wa­
ren erschienen: 

NATO: Belgien, Dänemark, 
Deutschland, Frankreich, Griechen­
land, Island, Italien, Kanada, Luxem­
burg, die Niederlande, Norwegen, 
Portugal, Spanien, Türkei, Vereinig­
tes Königreich (Großbritannien), die 
Vereinigten Staaten von Amerika. 

Mittel- und Osteuropa: Bulgarien, 
Estland, Lettland, Litauen, Polen, 
Rumänien, Tschechoslowakei, Un­
garn, Sowjetunion. 

Der Vertreter der Sowjetunion gab 
anläßlich der Konstituierung des 
NAKR folgende Erklärung ab: .. Wir 
gehen davon aus, daß die Vereinba­
rungen über die Kontakte im Rahmen 
des Nordatlantischen Kooperations­
rates, der heute ins Leben gerufen 
wird, auch für die souveränen Staa­
ten gelten, die die Rechtsnachfolge 
der Sowjetunion antreten." 

Am 1 o. März 1992 sind 11 Repu­
bliken als Nachfolgestaaten der So­
wjetunion in den NAKR aufgenom­
men worden, nämlich: Armenien, 
Aserbaidschan, Kasachstan, Kirgi­
stan, Moldau (Moldawien), Russische 
Föderation (= Rußland), Tadschiki­
stan, Turkmenistan, Ukraine, Usbeki­
stan, Weißrußland. Er zählte zu die­
sem Zeitpunkt insgesamt 35 Mitglie­
der. Alle 35 Mitgliedstaaten verpflich­
teten sich, den KSE-Vertrag (s. u.) un­
eingeschränkt und so bald als mög­
lich in Kraft zu setzen. 

Der NAKR ist vielfältig aktiv. 
Bei einem Treffen der General­

stabschefs des NA KR baten die 
Chefs der aus der Ex-Sowjetunion 
hervorgegangenen GUS-Republiken 
(GUS = Gemeinschaft unabhängiger 

Staaten) Hilfe für den Umbau ihrer 
Streitkräfte nach westlichem, demo­
kratischem Vorbild. 

Diese Hilfe wurde und wird ge­
währt . 

Marschall Schaposchnikow erklär­
te auf der Sitzung des NA KR im April 
1992, daß sich durch diese Institution 
und die einhergehende Kooperation 
.. die Gegner von gestern kennenler­
nen und es baut sich gegenseitiges 
Vertrauen auf". 

Mitte 1992 stellte sich ein weiterer 
Erfolg des NAKR im Zusammenhang 
mit dem .. Vertrag über konventionel­
le Streitkräfte in Europa" (KSE-Ver­
trag) ein. Es wurde ein Protokoll zum 
KSE-Vertrag unterzeichnet, in dem 
die europäischen GUS-Republiken 
und Georgien die Abrüstungsver­
pflichtungen der ehemaligen Sowjet­
union aus diesem Vertrag überneh­
men. Es war eine Arbeitsgruppe des 
NAKR, die die im KSE-Vertrag vorge­
sehenen Obergrenzen der in Betracht 
kommenden fünf Arten schwerer 
Waffen auf die acht betroffenen GUS­
Staaten und Georgien umsetzte. 

Natürlich schlagen auch die unter­
schiedlichen Auffassungen der ver­
schiedenen GUS-Staaten unterein­
ander bei den Sitzungen und Treffen 
des NAKR durch. Etwas anderes 
wäre unnatürlich. Es gelingt den 
NATO-Partnern aber immer klar zu 
machen, daß der NAKR keine Bühne 
für interne Differenzen der ehemali­
gen Sowjetrepubliken ist. 

Ende Dezember 1992, beim vier­
ten Treffen des NAKR, wurden die Zu­
kunftsperspektiven dieses Gremiums 
erörtert. 

Der Tenor war, daß der NAKR ä la 
longue kriegsverhindernd unter der 
Verantwortung und in Zusammenar­
beit mit UNO, KSZE, EG und NATO 
wirken müsse. 

Der .. Arbeitsplan für Dialog, Part­
nerschaft und Kooperation für 1993" 
sieht entsprechende Beratungen, zu­
nächst auf Botschafterebene, vor. 
Außerdem sollen zweimonatige Tref­
fen des Politischen-NAKR-Komitees 
sowie eine Reihe von Konsultationen, 
militärischen und politischen Exper­
tentreffen, Workshops und Semina­
ren über Militärstrategien, Verteidi­
gungsplanung, Streitkräfte- und 
Kommandostrukturen, demokrati­
sche Kontrolle von Streitkräften so­
wie Abrüstungs- und Rüstungsex­
portfragen stattfinden. 

Schließlich wurden auf der vierten 
NAKR-Tagung zahlreiche Aktivitäten, 
jeweils unter dem Dach der zuständi­
gen NAKR-Arbeitsgruppen, auf den 
Gebieten der Wirtschaft, der wissen-

schaftlich-technischen Zusammen­
arbeit, der Gesellschaftspolitik, der 
mittel- und langfristigen Politikpla­
nung, des Informationsaustausches 
und des zivilmilitärischen Luftver­
kehrsmanagements vereinbart. 

Der NATO-Kooperationsrat 
NAKR - hat sich anläßlich der NATO­
Frühjahrstagung im Juni 1993 in 
Athen auf ein Konzept für künftige 
Friedensmissionen geeinigt. Darin 
sind u. a. auch Kampfeinsätze vorge­
sehen. 

Wer sich an die Anfänge der Zu­
sammenarbeit Deutschlands mit den 
NATO-Partnern erinnert, wird finden , 
daß sich im NAKR etwas vollzieht, 
das mit großem Einfühlungsvermö­
gen sowie mit Nach- und Einsicht be­
handelt werden muß, um am Ende 
aus deutscher Sicht ebenso positiv 
wie das Wirken der NATO über vier­
zig Jahre sein zu können. 

IV. Der Putsch 
in der Sowjetunion 
im August 1991 

Entwicklung und Ende 
des Putsches 

Der Putsch in der Sowjetunion 
1991 erfolgte nicht völlig überra­
schend .. wie aus heiterem Himmel". 

Schon einige Zeit vorher hatte der 
amerikanische Außenminister Baker 
bei einem KSZE-Treffen in Berlin am 
20. Juni 1991 seinen sowjetischen 
Kollegen Bessmertnich, Nachfolger 
des aus Protest gegen .. reaktionäre 
Umtriebe" in der UdSSR im Dezem­
ber zurückgetretenen Außenmini­
sters Schewardnadse, vor dem 
Putsch gewarnt. 

Es ginge darum, so Baker, Gorba­
tschow abzusetzen; an dem Putsch 
würden sich u. a. der (damalige) Re­
gierungschef Pawlow, der Verteidi­
gungminister Jasow und der KGB­
(Geheimdienst-)Chef Krjutschkow 
beteiligen. 

Es war eine exakte Voraussage, 
wie es die späteren Ereignisse be­
stätigten. 

Außenminister Bessmertnich 
sprach daraufhin Staatspräsident 
Gorbatschow auf die Putschgerüch­
te an. Dieser erwiderte, er habe hart 
mit den Menschen gesprochen. 

Am 4. August 1991 reiste Gorba­
tschow mit seiner Familie auf die Krim 
in Ferien. Zuvor hatte er angeordnet, 
daß KGB-Chef Krjutschkow und 
der Verteidigungsminister, denen er 
.. nach der harten Unterredung" ver-
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traute, "die Stellung in Moskau halten 
sollten". 

In den Morgenstunden des 19. Au­
gust 1991 ging die Nachricht von 
dem Putsch in der UdSSR und der 
"Unter-Arrest-Stellung" ihres Staats­
präsidenten Gorbatschow um den 
Erdball. Die Welt hielt den Atem an. 
Sollte über Nacht "Glasnost und Pe­
restrojka" und die sich im beabsich­
tigten neuen "Unionsvertrag" erkenn­
bare künftige demokratisch-föderali­
stische Entwicklung in der UdSSR 
durch die Truppen des KGB und an­
dere linientreue Eliteverbände blutig 
wie die freiheitlichen Erhebungen 
1953 in der früheren DDR und 1956 
in Ungarn und Polen zusammenge­
schossen oder wie 1968 der "Prager 
Frühling" zu Grabe getragen werden? 

Wie bekannt, ist der Putsch ge­
scheitert. 

Was zu ihm führte und was sein 
Scheitern bewirkte ist einer breiten 
Darstellung würdig, kann in diesem 
Zusammenhang aber nur skizziert 
werden. 

Gründe für den Putsch waren u. a.: 
Abänderung der sowjetischen Ver­
fassung, die den Führungsanspruch 
der KPdSU eliminierte, schlechte 
wirtschaftliche Lage in der Sowjet­
union, z. T. bedingt durch nur halb­
herzige Reformversuche in Richtung 
Marktwirtschaft, Truppenreduzie­
rung, Abrüstungsschritte, Angst der 
konservativen Kräfte im Partei- und 
Staatsapparat, der sog. Nomenklatu­
ra, um Macht- und Einflußverlust auf 
Staat und Gesellschaft, Verlust von 
Privilegien. 

Auslöser des Putsches war die für 
den 20. August 1991 anstehende Un­
terzeichnung des neuen Unionsver­
trages, der die Befugnisse der einzel­
nen Republiken gegenüber der Zen­
tralmacht beachtlich stärken und die 
UdSSR in einen demokratisch und 
föderalistisch aufgebauten Staat ver­
wandeln sollte. 

Der Putsch scheiterte letztlich am 
gemeinsamen Widerstand russischer 
Politiker mit Jelzin an der Spitze, an 
den Moskauer und Leningrader (heu­
te: St. Petersburger) Bürgern sowie 
verschiedenen Militärs vom Wehr­
pflichtigen bis hin zum hohen Gene­
ral. 

Zu jenem Zeitpunkt hatten "Glas­
nost und Perestrojka" sowie der be­
ginnende Demokratisierungsprozeß 
in der ehemaligen UdSSR bei den 
Menschen ganz offenbar schon einen 
Bewußtseinswandel eingeleitet und 
bei vielen auch hervorgerufen. 
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Die Putschisten hatten das nicht in 
Rechnung gestellt. Sie hatten nicht 
mit dem Massenprotest der Bevölke­
rung gerechnet. Sie haben die bis da­
hin eingetretene demokratische Ent­
wicklung und die Bereitschaft eines 
Teils der großstädtischen Bevölke­
rung zum aktiven Widerstand unter­
schätzt. Sie gingen offenbar auch un­
verändert davon aus, daß Befehle der 
höchsten militärischen und Staats­
führung von den Soldaten nach dem 
alten Muster bedingungslos ausge­
führt wurden. 

Die Verschwörer haben ihren 
Putsch auch offensichtlich schlecht 
geplant, was z. B. die mangelhaft vor­
bereitete Besetzung aller Schlüssel­
funktionen in der Administration, des 
Verkehrswesens und der Kommuni­
kation betraf. 

Gemeinschaft 
unabhängiger Staaten = GUS 

Die Folge des fehlgeschlagenen 
Putsches war, daß die alte Sowjet­
union aufgehört hatte zu bestehen. 
Es entstanden elf Republiken als 
Nachfolgestaaten der ehemalige So­
wjetunion, nämlich Armenien, Aser­
baidschan, Kasachstan, Kirgistan, 
Moldau (Moldawien), Russische Fö­
deration (Rußland), Tadschikistan, 
Turkmenistan, Ukraine, Usbekistan, 
Weißrußland, die sich zu einer "Ge­
meinschaft unabhängiger Staaten" = 
GUS zusammenfanden. 

Im Mai 1992 hat sich innerhalb der 
GUS ein "Verteidigungspakt" gebil­
det. Er war auf Betreiben Rußlands 
und Kasachstans (bei des Nuklear­
mächte) gegründet worden. Ihm ge­
hören neben Rußland und Kasach­
stan Armenien sowie die zentralasia­
tischen Republiken Turkmenistan, 
Usbekistan und Tadschikistan an. In 
Weißrußland hat sich der dortige Si­
cherheitsrat Anfang April 1993 dafür 
ausgesprochen, ebenfalls dem Ver­
teidigungspakt beizutreten. Es wird 
damit gerechnet, daß sich das 
weißrussische Parlament dem Votum 
des Sicherheitsrats anschließen wird. 
Damit würde - so meinen Experten -
die alte Nomenklatura in Weißrußland 
ihre Dominanz sichern. Auch der 
weißrussische Generalstabschef ist 
Anhänger einer solchen Entwicklung. 
Er bezweifelt den Wert der von 
Weißrußland beim Auseinanderfallen 
der ehemaligen UdSSR erklärten 
Neutralität. Der Präsident Weißruß­
lands, ein Verfechter der Unabhän­
gigkeit, befindet sich in einer ähnli­
chen Lage, wie der russische Präsi­
dent im ersten Quartal 1993. 

Zerfall des Weltkommunismus 
Nicht nur die alte Sowjetunion war 

aufgelöst. Mit dem Zerfall der So­
wjetunion kam auch der Niedergang 
des Kommunismus/Sozialismus. Er 
war angetreten, die Welt zu erobern 
und stellte eine immerwährende Ge­
fährdung dar. 

Er übte vor allem nach dem Zwei­
ten Weltkrieg auch eine gewisse Fas­
zination außerhalb des Ostblocks in 
der sog. Dritten Welt aus, was den Ex­
pansionsdrang unterstützte und den 
Welteroberungsanspruch bekräftig­
te. 

Der Niedergang des Kommunis­
mus hat die früher von ihm ausge­
hende Gefährdung beseitigt, wenn­
gleich die Altkommunisten sich be­
mühen, sein ramponiertes Ansehen 
aufzupolieren. 

Schwieriger 
Demokratisierungsprozeß 

Der geSCheiterte Putsch in der 
UdSSR wurde von dem damaligen 
Heros Jelzin nicht genutzt, den noch 
zu sowjetischen Zeiten zustande ge­
kommenen Kongreß der Volksdepu­
tierten rechtzeitig aufzulösen und ein 
Parlament in freier Wahl berufen zu 
lassen. 

Dieser Volksdeputiertenkongreß 
ist alsbald auf Konfrontationskurs ge­
gen die Reformbemühungen Jelzins 
in Rußland gegangen und konnte sei­
nen Einfluß gegen den russischen 
Präsidenten ständig ausbauen. Trotz 
einiger Kompromisse konnte der Prä­
sident seine Stellung nicht festigen. 
Der reformfeindliche Kongreß der 
Volksdeputierten schränkte Mitte 
März 1993 die Vollmachten des Prä­
sidenten weiter ein, so daß dieser die 
Sitzung brüskiert verließ und erklärte, 
ein Referendum (Volksabstimmung 
über seine Reformpolitik) auch gegen 
die Volksdeputierten durchzuführen. 

Der Ausgang eines solchen Refe­
rendums wurde von Sachkennern als 
mit vielen Risiken verbunden ange­
sehen. Auch bei einem negativen 
Ausgang glauben sie nicht an einen 
Rückfall in den kalten Krieg. Die glei­
che Sicht sollte auch für die Erfüllung 
der Vereinbarungen und Verträge be­
züglich der Abrüstung, Rüstungskon­
trolle und der vertrauens- und sicher­
heitsbildenden Maßnahmen zwi­
schen Rußland und der NATO, den 
USA bzw. im Rahmen der KSZE gei­
ten. Jedenfalls sollten nicht Probleme 
darüber voreilig herbei geredet wer­
den. 



Das Referendum 
Am 25. April 1993 fand das "Refe­

rendum" des Präsidenten Jelzin in 
Rußland statt. Es umfaßte vier Fra­
gen: 
1. Haben Sie Vertrauen in den Präsi­

denten Boris Nikolajewitsch Jel­
zin? 

2. Billigen Sie die Wirtschaftspolitik 
von Präsident und Regierung? 

3. Halten Sie eine vorzeitige Präsi­
dentenwahl für nötig? 

4. Halten Sie eine vorzeitige Wahl des 
Volksdeputiertenkongresses für 
nötig? 
Die dem Referendum unmittelbar 

vorangegangenen Wochen waren 
von einer harten, öffentlichen Ausein­
andersetzung zwischen dem Präsi­
denten und seinem Lager einerseits 
und dem Parlamenspräsidenten 
Chasbulatow (konservativer Nationa­
list) sowie dem Vizepräsidenten Rus­
koi (Altkommunist, General) - beides 
erbitterte Jelzin- und Reformgegner -
andererseits gekennzeichnet. 

Das Ergebnis war eine Bestätigung 
Präsident Jelzins und seiner Reform­
politik: 
58,05 % der Wähler - bei einer Wahl­
beteiligung von gut 60 Prozent aller 
Wahlberechtigten Rußlands - spra­
chen dem Präsidenten das Vertrauen 
aus. 
52,88 % billigten die Wirtschaftspoli­
tik und den Reformkurs. 
32,64 % stimmten nur für vorgezo­
gene Präsidentschaftswahlen und 
immerhin 
41,40 % für vorgezogene Wahl des 
Parlaments (z. Zt. Volksdeputierten­
kongreß) . 

Für die Entscheidungen hatte der 
Volksdeputiertenkongreß eine Mehr­
heit von 50 Prozent festgelegt. 

Kommentatoren vertreten die Auf­
fassung, daß "mit gut 60 Prozent 
Wahlbeteiligung das russische Volk 
sein Reifezeugnis für Demokratie ab­
gelegt" hätte. Trotz der keineswegs 
annähernd befriedigend wirtschaftli­
chen Situation Rußlands hätten re­
spektable Mehrheiten nicht nur dem 
Präsidenten und seinem eingeschla­
genen politischen Weg das Vertrauen 
ausgesprochen, sondern sie hätten 
damit gleichzeitig bekundet, daß die 
Bevölkerung den dornigen Weg zur 
Demokratie weitergehen will. Mit dem 
Wahlergebnis seien Ängste vor einem 
Rückfall in den Kommunismus zer­
streut und - mit erheblichem Stim­
menantei l (wenn auch unter 50 Pro­
zent) - ein neu es Parlament verlangt 
worden. 

Dennoch ist der innenpolitischen 
Machtkampf noch nicht beendet. Der 

Westen hat, will er die Demokratisie­
rung , noch viel Unterstützung den 
russischen Reformern zu leisten - in 
seinem Interesse. 

Weitere Entwicklung in Rußland 
Im übrigen hat Rußland im No­

vember 1992 einen Grundlagenver­
trag mit Südkorea geschlossen. Da­
mit ist eine lange ideologische Feind­
schaft zwischen den beiden Staaten 
beendet. Im Dokument erklären bei­
de Staaten Demokratie, Frieden, 
Menschenrechte und Marktwirt­
schaft zu gemeinsamen Grundwer­
ten und geloben, Konflikte friedlich zu 
lösen. 

Im Dezember 1992 haben Rußland 
und China in einer Grundlagenverein­
barung erklärt, sie betrachtete einan­
der als Freunde und wollten künftig 
alle Dispute mit friedlichen Mitteln lö­
sen. Militärische Kooperation und 
Reduzierung der Truppen im Grenz­
bereich auf ein Mindestmaß waren 
weitere Punkte im abgeschlossenen 
Abkommen. 

Darüber hinaus will Rußland mit 
Deutschland eine Kooperation im mi­
litärischen Bereich. Das dokumen­
tiert ein "Abkommen über die Zu­
sammenarbeit im militärischen Be­
reich", das am 14. April 1993 abge­
schlossen wurde. Unter anderem sol­
len sich in Zwei wochen kursen in 
Deutschland russische Generale und 
Admirale mit Strategie und Militärpo­
litik der Bundeswehr vertraut ma­
chen. Eine Entwicklung, die vor zwei , 
drei Jahren noch nicht vorstellbar 
war. 

Nach jahrelangem Tauziehen ha­
ben sich am 17. Juni 1993 die Präsi­
denten Rußlands, Jelzin, und der 
Ukraine, Krawtschuk, grundsätzlich 
über die Aufteilung der ehemaligen 
sowjetischen Schwarzmeerflotte 
zwischen den beiden Staaten geei­
nigt. Allerdings, so sieht es die Eini­
gung vor, sollen beide Flotten ihre 
möglichen künftigen Einsätze koordi­
nieren. 

Die Umsetzung der Einigung soll 
eine bilaterale Kommission im einzel­
nen ausarbeiten. 

Die russisch-ukrainische Verein­
barung muß noch von den bei den 
Parlamenten in Moskau und in Kiew 
ratifiziert werden. 

Kurz zuvor, am 15. Juni 1993, ha­
ben die Verteidigungsminister der 
Gemeinschaft unabhängiger Staaten 
(GUS) die Umwandlung des bisheri­
gen GUS-Oberkommandos in einen 
"Vereinigten Stab für die Koordinie­
rung der militärischen Zusammenar­
beit in der GUS" beschlossen. 

Das heißt im Klartext: das bisheri­
ge GUS-Oberkommando wird abge­
schafft und durch die genannte Insti­
tution ersetzt. Dieser Beschluß der 
Verteidigungsminister muß noch von 
den Staatschefs der GUS-Mitglieder­
staaten bestätigt werden. 

Die Leitung des Vereinigten Stabes 
für die Koordinierung der militäri­
schen Zusammenarbeit in der GUS 
soll bis Ende 1993 der bisherige 
Stabschef der GUS-Streitkräfte über­
nehmen. 

V. Der "Vertrag über 
konventionelle Streitkräfte 
in furopa"NKSE oder auch 
KSE-Vertrag vom 
19. November 1990 

Die Entwicklung zum KSE-Vertrag 
Der KSE-Vertrag ist aus der Ein­

sicht geboren, daß Frieden und Si­
cherheit auf Dauer nicht errüstbar 
sind. Das aber war lange Zeit die 
"herrschende Meinung" in der So­
wjetunion. 

Ende der sechziger Jahre begann 
ein Wandel, eingeleitet durch den 
sog. "Harmel-Bericht" der NATO von 
Dezember 1967. Er enthält die da­
mals eingeführte Doktrin der Allianz: 
"Sicherung der Verteidigungsfähig­
keit der NATO bei gleichzeitiger Be­
reitschaft zum Dialog und Abbau von 
Spannungen durch kontrollierbare 
Abrüstung". Diese Doktrin schuf die 
Voraussetzung einer beginnenden, 
langwierigen Entspannungspolitik 
zwischen Ost und West, die aller­
dings nicht frei von Rückschlägen 
war. 

Alsbald nach Verkündung der neu­
en NATO-Doktrin wurden die sog. 
"Ost-Verträge" geschlossen. Es sind 
die Verträge der damaligen Bundes­
republik Deutschland mit der Sowjet­
union, Polen und der Tschechoslo­
wakei. Ferner wurde der "Grundla­
genvertrag" mit der damaligen Deut­
schen Demokratischen Republik ge­
schlossen. In den beginnenden sieb­
ziger Jahren folgte das "Viermäch­
teabkommen über Berlin". 

Alles das sind konkrete Zeichen 
der beginnenden Entspannungspoli­
tik. Im Zuammenhang mit dieser 
Feststellung sei der Hinweis erlaubt, 
daß der "Harmel-Bericht" entschei­
dend von der Bundesrepublik 
Deutschland beeinflußt worden war. 

Die beginnende Entspannungspo­
litik erhielt ihren ersten Höhepunkt mit 
der 1973 begonnenen "Konferenz 
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über Sicherheit und Zusammenarbeit 
in .Europa" (KSZE), die mit der sog. 
"Helsinki-Schlußakte" von 1975 ab­
geschlossen wurde. 

Die "KSZE" war eine multinationa­
le und multilaterale Veranstaltung al­
ler europäischen Staaten - damals 
außer Albanien - sowie den Vereinig­
ten Staaten von Amerika und Kana­
da. 

Um die gleiche Zeit begannen 
"Verhandlungen über die gegenseiti­
ge Verminderung von Streitkräften 
und Rüstungen und damit zusam­
menhängende Maßnahmen in Mittel­
europa" (Mutual 6alanced Eorce Be­
ductions = MBFR-Verhandlungen) 
zwischen der NATO (außer Frank­
reich) und dem Warschauer Pakt. 

Den KSZE-Verhandlungen war -
wie bekannt - Erfolg beschieden. Sie 
wirkten vor allem in den Warschauer­
Pakt-Staaten weiter; Stichwort dazu: 
"Charta 77". 

Dagegen dümpelten die MBFR­
Verhandlungen so vor sich hin und 
scheiterten letztendlich an unüber­
brückbaren Sicherheitsinteressen 
der beiden Lager. 

Plätzlich änderte sich die Situation. 
1985 hatte Gorbatschow die Führung 
in der Sowjetunion übernommen. Mit 
"Perestrojka" und "Glasnost" begann 
ein neues Denken. Sein Denken ver­
wandelte die Beziehungen zwischen 
den damaligen Blöcken. Es führte zu 
der Erkenntnis, daß u. a. auch die mi­
litärische Überrüstung zum wirt­
schaftlichen Niedergang in der So­
wjetunion führe. Das gilt übrigens 
nicht nur für sie, sondern allgemein. 

Bei den weiteren KSZE-Bemühun­
gen wurde das neue Denken spürbar. 
Auf der von der KSZE eingesetz1en 
"Konferenz über ',lertrauens- und Si­
cherheitsbildende Maßnahmen und 
Abrüstung in Europa (KVAE) im Jah­
re 1986 - ein Jahr nach dem Amts­
antritt Gorbatschows - wurden schon 
die ersten vertrauens- und sicher­
heitsbildenden Maßnahmen verein­
bart. Dabei ließ die Sowjetunion er­
kennen, daß für sie "Verifikation" -
woran letztlich die MBFR-Verhand­
lungen scheiterten - kein Fremdwort 
mehr sein solle. 

Das war nur logisch, denn wer 
"Glasnost" und "Perestrojka" verkün­
det, der muß auch "seine Bücher öff­
nen" für die Überprüfung, für die " Ve­
rifikation" . 

Diese ersten positiven Anzeichen 
führten zu einer westlichen Forde­
rung, ein stabiles konventionelles 
Gleichgewicht auf niedrigerem als 
dem bisherigen Niveau in ganz Euro­
pa herzustellen. 
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Diese Forderung war nicht etwa 
von weit hergeholt. Die Sowjetunion 
hatte bei den gleichzeitig laufenden 
bilateralen INF-Verhandlungen zwi­
schen ihr und den USA über die Ver­
nichtung landgeschützter nuklearer 
Mittelstreckenraketen der Grundfor­
derung des Westen nach Verifikation 
bereits zugestimmt. 

Auf diesem Hintergrund verstän­
digten sich die beiden Blöcke gele­
gentlich eines Wiener-Folgetreffens 
der KSZE (Frühjahr 1987 bis Januar 
1989) auf ein "neues Mandat für Ver­
handlungen über konventionelle 
Streitkräfte in Europa" . "Neu" deswe­
gen, weil die "alten" MBFR-Verhand­
lungen (s.o.) gescheitert waren. 

Am 9. März 1989 wurden die "Ver­
handlungen über konventionelle 
Streitkräfte in Europa" eröffnet . Gut 
eineinhalb Jahre später wurden sie 
erfolgreich abgeschlossen. Am 19. 
November 1990 wurde von 22 
Staats- und Regierungschefs der 
Länder der westlichen Allianz - NATO 
- und des Warschauer-Paktes - WP 
- der "Vertrag über konventionelle 
Streitkräfte in Europa" unterzeichnet. 

Die Verhandlungen vollzogen sich 
in einer Zeit wahrhaft historischen 
Ausmaßes, was etwa wie folgt be­
schrieben werden kann: 
Demokratie und Marktwirtschaft ha­
ben sich durchgesetzt. Der Kommu­
nismus als Herrschaftssystem ist 
nach mehr als siebzig Jahren abrupt 
am Ende seiner Möglichkeiten. Die 
gewaltige Machtprotektion des so­
wjetischen Systems findet nicht mehr 
statt. Die Bedrohungslage hat sich 
von Grund auf verändert. 
Es erscheint wie ein Wunder, daß die­
se, in der neueren Geschichte Euro­
pas so gewaltige Veränderung sich 
im großen friedlich vollzogen hat, 
sieht man von Ausnahmen ab. 

In diese bewegte Zeit der KSE-Ver­
handlungen fielen ferner 
- die ',lerhandlungen über ',lertrau­

ens- und Sicherheits!;!ildende Maß­
nahmen (VVSBM), die am 17. No­
vember 1990 mit der Verabschie­
dung des sog. "Wiener Dokuments 
1990" abgeschlossen wurden und 
das die Staats- und Regierungs­
chefs der KSZE-Staaten bei ihrem 
Treffen vom 19. bis 21. November 
1990 in Paris billigten (s. u.) 

- die Verhandlungen und der Ab­
schluß des "Vertrages über die ab­
schließende Regelung in Bezug auf 
Deutschland" - auch "Zwei- plus 
Vier-Vertrag vom 12. September 
1990 (s.o.), der am 15. März 1991 
mit der Hinterlegung der letzten Ra-

tifizierungsurkunde durch die ehe­
malige Sowjetunion in Kraft trat . 
Ein ganzes Geflecht von bi- und 

multilateralen Verhandlungen und 
Verträgen markierte das Ende der mi­
litärischen Konfrontation zwischen 
den Blöcken und den Übergang zu ei­
ner neuen Ära der Beziehungen zwi­
schen den Staaten Europas. 

Der KSE-Vertrag im allgemeinen 
Der KSE-Vertrag ist das umfas­

sendste Abrüstungs- und Rüstungs­
kontrollabkommen, das bisher abge­
schlossen wurde. Der Chemie-Waf­
fen-Verbots-Vertrag (s. u.) wird ihm 
gleichgesetzt werden können. 

Das Ziel des KSE-Vertrages ist es 
zunächst, das Militärpotentioal von 
NATO und Warschauer Pakt auszu­
balancieren, um damit zu gleichen 
Obergrenzen bei fünf schweren Waf­
fenkategorien zu kommen und 
gleichzeitig dadurch die Offensiv­
fähigkeit beider Blöcke bzw. der 
Nachfolgestaaten zu eliminieren. 

Neben den Obergrenzen wurden 
auch einzelstaatliche Höchstgren­
zen, regionale Zwischenobergrenzen 
und eine Begrenzung von Waffensy­
stemen in aktiven Einheiten geregelt. 

Schließlich wird festgelegt, wer 
welche der vom Vertrag betroffenen 
Waffen in welcher Größenordnung 
abzurüsten hat. 

Daneben ist ein detaillierter Infor­
mationsaustausch und ein umfas­
sendes Verifikationssystem geschaf­
fen worden. Beides wird zu einem 
bisher nicht vorstellbaren Maß an ge­
genseitiger Transparenz und somit 
auch an ständig wachsenden Ver­
trauen führen . 

Der sicherheitspolitische Wert des 
KSE-Vertrages liegt darin, daß er die 
Fähigkeit der (damaligen) Sowjetuni­
on (umso mehr auch der Nachfolge­
staaten) zum Überraschungsangriff 
und raumgreifender Offensive besei­
tigt. Er bildet außerdem den Rahmen 
zum Aufbau kooperativer Sicher­
heitsstrukturen in Europa. 

Der KSE-Vertrag im einzelnen 
Vertragsgruppen 

Der Vertrag will die Parität bei be­
stimmten schweren Waffen zwischen 
zwei "Vertragsgruppen" (NATO und 
Warschauer Pakt) herstellen. Mit dem 
Auseinanderfallen des Warschauer 
Paktes änderten sich bereits die si­
cherheitspolitischen Rahmenbedin­
gungen in Europa grundsätzlich. 
Dennoch wurde bei den KSE-Ver­
handlungen weiter am Prinzip der 
"kollektiven Parität" festgehalten, um 



die Verhandlungen nicht zu kompli­
zieren und zu verzögern. 

Auch mit Blick auf die am 1. April 
1991 wirksam werdende Auflösung 
der Militärstruktur des Warschauer 
Paktes war vorgesorgt worden. Die 
Vertragspartner handelten in der 
Endphase der Verhandlungen, aus­
gehend von den Obergrenzen je Ver­
tragsgruppe, unter sich die jeweiligen 
nationalen Höchststärken und Abrü­
stungsverpflichtungen aus. An sie 
haben sich die Staaten zu halten, un­
abhängig vom Schicksal der Allianz­
systeme. 

Obergrenzen der Waffen 
Fünf Waffen kategorien , die insbe­

sondere auch ein Aggressionspoten­
tial darstellen, legt der Vertrag fest 
und bestimmt ihre Obergrenzen ~ 
Vertragsgruppe. 
Kampfpanzer: 20000, Gepanzerte 
Kampffahrzeuge wie Mannschafts­
transportwagen, Schützenpanzer, 
schwere gepanzerte Kampffahrzeu­
rul 30000, Artillerie 20000, Kampf­
hubschrauber 2000, Kampfflugzeuge 
6800. 

Jede Waffenart ist im einzelnen im 
Vertrag genau beschrieben, nicht zu­
letzt auch einer wirkungsvollen Kon­
trolle der abzurüstenden Kategorien 
wegen. 

Da bekanntlich eine große Dispa­
rität bei den konventionellen Waffen 
zwischen den beiden Blöcken zu­
gunsten des Warschauer Paktes und 
dort in Sonderheit bei der Sowjetuni­
on bestand, trifft die sie betreffende 
Vertragsgruppe eine erheblich größe­
re Abrüstungsverpfl ichtung als die 
NATO. 

Personal 
Der KSE-Vertrag enthält in Artikel 

XVIII die Verpflichtung für alle Ver­
tragsstaaten, auch die Personalstär­
ken ihrer Truppen zu reduzieren. Die 
entsprechenden Verhandlungen be­
gannen Ende November 1990. Durch 
die infolge des Putsches in der So­
wjetunion eingetretenen Umstände 
verändert sich die Lage auch für Eu­
ropa. Der Abzug der Truppen der ehe­
maligen Sowjetunion wird aller Vor­
aussicht nach den dafür im "Zwei­
plus-Vier-Vertrag" vorgesehenen 
Zeitpunk1 um sechs Monate unter­
schreiten. 

Die USA werden Personal in Euro­
pa deutlich reduzieren. 

Die Bundesrepublik Deutschland 
hat sich gewissermaßen als Vorlei­
stung im "Zwei-plus-Vier-Vertrag" 
verpflichtet, ihre Truppenstärke bis 
Ende 1994 auf 370 000 Mann, davon 

nicht mehr als 345000 für Heer und 
Luftwaffe, zu reduzieren . 

Die im Zusammenhang mit der 
Verringerung der Streitkräfte in Euro­
pa einschlägige "Abschließende Akte 
der Verhandlungen ihrer Personal­
stärken der konventionellen Streit­
kräfte in Europa" wird gesondert dar­
gestellt. 

Nationale Höchstgrenzen und 
Hinlänglichkeitsklausel 

Die zuvor genannten Obergrenzen 
der zu reduzierenden schweren Waf­
fen für die beiden "Vertragsgruppen" 
werden durch den KSE-Vertrag in na­
tionale Kontingente aufgeteilt. Für 
Deutschland ergibt sich dann folgen­
de Situation: 

Innerhalb der NATO stellt die Bun­
deswehr das größte Truppenkontin­
gent. Dieser Umstand und das 
"Erbe der NVA", das der Bundesre­
publik Deutschland infolge der Eini­
gung zugerechnet wird, sind Grund 
dafür, daß die Bundeswehr im Ver­
hältnis zu den anderen Partnern die 
größte Abrüstungsverpflichtung trifft. 
Insgesamt muß sie für alle fünf Waf­
fenkategorien 10313 Waffen systeme 
reduzieren. 

Der KSE-Vertrag enthält weiter 
eine sog. "Hinlänglichkeitsklausel". 
Diese Klausel verbietet es jedem Ver­
tragsstaat, mehr als ungefähr ein Drit­
tel des Geräts aller Vertragsstaaten 
insgesamt zu besitzen. Diese Be­
stimmung trifft praktisch die Sowjet­
union allein, da sie im konventionel­
len Bereich gewaltig hochgerüstet 
hatte. 

Regionalkonzept 
Der KSE-Vertrag führt das sog. Re­

gionalkonzept ein. Das bedeutet, daß 
in den festgelegten Regionen be­
stimmte Waffen konzentrationen 
nicht überschritten werden dürfen. 
Der Zweck dieser Regelung ist es, ge­
fährliche Waffen konzentrationen in 
Mitteleuropa abzubauen und auch 
keine neuen zuzulassen. 

Stabilisierende Maßnahmen 
Um zu mehr Sicherheit zu gelan­

gen, bestimmt der KSE-Vertrag noch 
folgendes: 
Von den den Vertragsgruppen zuge­
standenen Kontingenten der fünf im 
Vertragswerk behandelten Waffenka­
tegorien dürfen jeweils 3500 Kampf­
panzer, 2700 gepanzerte Kampffahr­
zeuge und 3000 Artilleriegeschütze 
nicht in ak1iven Einheiten eingesetzt 
werden, sondern müssen in Depots 
bleiben (Artikel IV ff) . 

Je "Vertragsgruppe" dürfen nur 740 
Brückenpanzer in aktiven Einheiten 
vorhanden sein. 

Ganz eindeutig zielen diese Be­
stimmungen darauf, die Invasions­
fähigkeit der Blöcke zu verhindern. 

Überwachung der Vertragserfüllung 
oder die Verifikation 

Der KSE-Vertrag hat drei wesentli­
che Elemente: 
Die Reduzierungsverpflichtung für 
alle Vertragspartner, die vorstehend 
dargestellt wurde. 

Die übrigen zwei Hauptvertrags­
elemente sind der Informationsaus­
tausch und das sog. Verifikationsre­
gime, worunter die ständigen Verifi­
kationsbemühungen und -verbesse­
rungen oder anders, die Durch­
führung der Vertragserfüllung zu ver­
stehen sind. Beides sind somit ver­
trauensbildende und kontrollierende 
Maßnahmen. 

Informationsaustausch 
Die Vertragsstaaten sind verpflich­

tet, jährlich ihre Kommandostruktu­
ren sowie ihre Bestände an vertrags­
erfaßtem Gerät nach Stationierungs­
ort, Anzahl und Typ des Geräts zu no­
tifizieren. Diese Verpflichtung bezieht 
sich nicht nur auf hohe Kommando­
ebenen, sondern herunter bis zur 
Ebene der Brigaden (Geschwader 
bzw. der selbständigen Bataillone/ 
Staffeln). 

Bedeutende strukturelle Verände­
rungen in den Verbänden sind allen 
Vertragspartnern zu melden. 

Diese Meldungen sind Grundlage 
für die im Vertrag geregelte Verifikati­
on. 

Die Verifikation 
Die im Vertrag festgeschriebene 

Reduzierung der fünf schweren Waf­
fenarten muß auch tatsächlich in dem 
beabsichtigten Umfang erfolgen. 
Daß dies nicht auf einmal erfolgen 
kann, leuchtet ein. Daher wurde auch 
eine zeitliche Abfolge festgelegt, in­
nerhalb der die Überbestände ver­
nichtet werden müssen. 

Ein dreistufiger Zeitplan ist vorge­
sehen. Die Vertragsstaaten müssen 
25 % des "überzähligen Materials' 
der fünf Waffenarten 16 Monate, 
60 % 28 Monate und 100 % 40 Mo­
nate nach der Vertragsratifizierung 
vernichtet haben. 

Alles dies ist zuverlässig zu verifi­
zieren. 

Das geschieht durch 
- Inspektionen von Einrichtungen, in 

denen das vom Vertrag erfaßte 
Gerät vorhanden ist, sog. Vor-Ort-
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Inspektionen in gemeldeten In­
spektionsstätten. 

- Durchführung von Verdachtsin­
spektionen auch außerhalb gemel­
deter Inspektionen, d. h. überall im 
Vertragsgebiet, welches vom Atlan­
tik bis zum Ural reicht , auch in 
nichtmilitärischen Anlagen. Da­
durch soll das Umgehen von ver­
traglichen Regelungen verhindert 
werden. 

- Beobachtung bzw. Überprüfung 
der eigentlichen Reduzierungen, d. 
h. insbesondere der Zerstörung 
bzw. Umbau des Geräts zu ein­
wandfrei nachweisbarem friedli ­
chen Einsatz. 

Gemeinsame Beratungsgruppe 
= Joint Consultative Group - JCG -

Die Gemeinsame Beratergruppe 
ist das Steuerungsgremium zur För­
derung der Vertragsziele und zur Un­
terstützung der Vertragserfüllung. 

In der Beratergruppe sind alle Ver­
tragsstaaten repräsentiert. Sie arbei­
tet nach dem Konsensprinzip. 

Ihre Aufgaben reichen im wesent­
lichen von der Überwachung der Ein­
haltung der Vertragsbestimmungen 
über die Beseitigung von unter­
schiedlichen Auslegungen bis hin zur 
Behandlung von Vertragsstrei tigkei­
ten. Ferner soll sie Vorschläge erar­
beiten, die der Verbesserung der 
Funktionsfähigkeit des gesamten 
Vertragsgebäudes dienen. 

Die Inspektionen vor Ort können 
mittels nationaler technischer Mittel 
ergänzt werden, wobei hier z. B. an 
Satelliten gedacht ist. Die Häufigkeit 
der Inspektionen richtet sich nach der 
Zahl der auf dem Territorium eines 
Staates liegenden Truppenteile, De­
pots oder Reduzierungsstätten. 

Es liegt auf der Hand, daß von dem 
KSE-Verifikationsregime Deutsch­
land am meisten betroffen ist, weil 
nirgendwo in Europa so viele Truppen 
und Waffen stationiert sind, wie bei 
uns. Daher hat sich Deutschland auf 
den Besuch vieler ausländischer In­
spektionsteams einzurichten, die 
auch von deutschen Teams begleitet 
werden. 

Das KSE-Inspektionsregime ist ein 
sehr weitgehendes. Es enthält sehr 
detaill ierte Beschreibungen, insbe­
sondere der Rechte der Inspekti­
onsteams. So können diese sich in 
Gebäuden mit Zugängen über zwei 
Meter Breite vom Vorhandensein/ 
Nichtvorhandensein von Waffensy­
stemen, die unter den Vertrag fallen, 
überzeugen oder sich im Rahmen 
von Verdachtsinspektionen Zugang 
zu Gebäuden im zivilen Bereich , z. B. 
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zu Betrieben der Rüstungsindustrie 
verschaffen. Die fotografische Doku­
mentation der Inspektionsergebnisse 
ist sehr ausgeprägt. 

Nach weniger als vier Jahren er­
möglichen die Verifikationsbestim­
mungen des KSE-Vertrages Inspek­
tionen von 70 % aller Einheiten, die 
über "Vertragsgerät" verfügen. Nach 
weniger als sechs Jahren können alle 
Einheiten einmal inspiziert worden 
sein. 

Erprobung des Regelwerks 
des KSE-Vertrages 

Eine ganze Reihe von Testinspek­
tionen sind sofort nach Unterzeich­
nung des Vertrages durchgeführt 
worden. Sie dienten und dienen noch 
der Praktikabilität der Verifikations­
bestimmungen und der Umsetzung 
nationaler Reduktionsverpflichtun­
gen. Diese Testinspektionen erfolg­
ten und erfolgen in enger Zusam­
menarbeit mit den alliierten KSE-Teil­
nehmerstaaten und den mittel- und 
osteuropäischen Staaten sowie der 
Sowjetunion. Sie förderten und för­
dern das gegenseitige Verständnis. 
Seit Ende 1991 sind bei Firmen in 
Deutschland Probezerstörungen auf­
genommen worden. Sie dienten und 
dienen nicht nur dem Erwerb des er­
forderlichen Know-how, sondern 
auch der Schulung der Inspektoren 
und der Begleitteams. 

Wie bereits erwähnt, finden in der 
Bundesrepublik Deutschland infolge 
der großen Konzentration von NATO, 
ehemals sowjetischen und deut­
schen Truppen die meisten Verifikati­
onsinspektionen statt. 

Geplant, vorbereitet und durchge­
führt werden die dazu nötigen Maß­
nahmen im Zentrum für Verifikations­
aufgaben der Bundeswehr, das am 1. 
April 1991 in Geilenkirchen mit einer 
Nebenstelle in Strausberg seine Ar­
beit aufgenommen hat. 

Auseinandersetzungen nach 
Abschluß des KSE-Vertrages 

Mit der Vertragsunterzeichnung 
am 19. November 1990 war das The­
ma Abrüstung im konventionellen 
Bereich der Streitkräfte noch längst 
nicht erledigt . 

Gleich nach der Unterzeichnung 
traten Meinungsverschiedenheiten 
mit der Sowjetunion über die in Arti ­
kel 111 des Vertrages enthaltenen 
"Zählregeln" auf. Die Sowjetunion 
hatte 50000 schwere Waffen hinter 
den Ural verlegt, Heereseinheiten in­
nicht unter den Vertrag fallende - Ma­
rineeinheiten und Mannschaftstrans­
portwagen der strategischen Rake-

tentruppen "umfunktioniert" sowie 
die Verifikationsobjekte überra­
schend niedrig gehalten. 

Dadurch geriet der Vertrag in Ge­
fahr. Es bedurfte eines Briefwechsels 
zwischen den Präsidenten der USA 
und der damaligen Sowjetunion, um 
den Streit beizulegen. Am 14. Juli 
1991 wurde die gefundene Einigung 
in drei Gruppen von Konferenzdoku­
menten niedergelegt. 

Bei dieser Bereinigung hatten die 
USA die Führungsrolle übernommen. 
Es zeigt sich einmal mehr, daß nur 
eine vertragstreue aber auch feste 
Haltung die Abrüstung vorwärts 
bringt. Entscheidend dabei ist auch, 
daß solches nur durch einen poten­
ten Partner bewirkt werden kann. 

Auflösung der Sowjetunion 
und der KSE-Vertrag 

Nach dem Ausräumen der mit der 
Sowjetunion aufgetretenen Mei­
nungsstreitigkeiten trat mit der Auflö­
sung der Sowjetunion nach dem ge­
scheiterten Putsch im August 1991 
gegen Gorbatschow eine weitere 
Schwierigkeit auf. Das nach dem Ver­
trag zu reduzierende Potential 
schwerer Waffen war auf die sich bil­
denden Nachfolgerepubliken zu ver­
teilen . 

Auf einer Konferenz in Brüssel An­
fang Januar 1992 sprachen sich die 
NATO-Staaten, die Staaten MitteI­
und Osteuropas und die aus der So­
wjetunion hervorgegangenen Repu­
bliken für eine schnelle Verwirkli­
chung des "Vertrags über konventio­
nelle Streitkräfte in Europa" aus. 

Die Außenminister des NATO-Ko­
operationsrates (s. o.) erklärten am 
10. März 1992, daß sie sich ver­
pflichteten, den KSE-Vertrag ohne 
dessen erneute Verhandlung bald in 
Kraft zu setzen und uneingeschränkt 
so bald wie möglich zu verwirklichen 
(zu implementieren, wie es in der 
Sprache der Abrüstung heißt). 

Sie unterstützten die Bemühungen 
einer Arbeitsgruppe des NATO-Ko­
operationsrates, der aufgrund deut­
scher Initiative gegründet worden 
war, um die im Vertrag genannten 
Waffenkategorien auf die Nachfolge­
republiken der Sowjetunion aufzutei­
len. 

Dieses Bemühen war naturgemäß 
äußerst schwierig , gelang am Ende 
aber doch und bestätigte damit auch 
die Notwendigkeit eines solchen Gre­
miums militärischer Fachleute, ein­
gebunden in den von allen gewollten 
Abrüstungsprozeß. 

Kurz vor Beginn des KSZE-Gipfel 
im Juli 1992 einigten sich die GUS-



Staaten auf ihre jeweiligen nationalen 
Höchstgrenzen der fünf schweren 
Waffenkategorien. Einige von ihnen 
ratifizierten den Vertrag sofort. 

Vorläufige Anwendung des 
KSE-Vertrages 

Aufgrund der ermutigenden Ent­
wicklung der Aufteilung der Waffen­
katageorien auf die SU-Nachfolge­
staaten einigten sich ~ Vertrags­
staaten in einem besonderen Doku­
ment darüber, den KSE-Vertrag vom 
19. November 1990 am 17. Juli 1992 
auch schon vor dem offiziellen In­
kraft1reten (10 Tage nach Hinterle­
gung der letz1en Ratifizierungsurkun­
de in Den Haag, Niederlande) vorläu­
fig anzuwenden. Dies muß als ein po­
sitives Signal bezüglich der gewollten 
Abrüstung auch in schwierigerem 
Fahrwasser gesehen werden. 

Abschluß der Ratifizierung 
des KSE-Vertrags 

Am 9. November 1992 ist der KSE­
Vertrag, rund zwei Jahre nach seiner 
Unterzeichnung, in Kraft getreten, 
nachdem zuvor Weißrußland und Ka­
sachstan als letzte der KSE-Vertrags­
staaten die Ratifizierungsurkunden in 
Den Haag hinterlegt hatten. 

Der Vertrag wird von Fachleuten 
als das bisher "ehrgeizigste Abrü­
stungsprojekt der Geschichte" be-
zeichnet. . 

Nach seinem Inkraft1reten beginnt 
die gut dreijährige Reduzierungspha­
se, an deren Ende der Zerstörung der 
im Vertrag aufgeführten Waffen ab­
geschlossen sein muß. Das wird im 
ersten Halbjahr 1997 sein. 

Die Bundeswehr hat am 2. August 
1992 - nach Erprobung - mit der Ver­
nichtung ihrer über 10000 Waffensy­
steme begonnen. 

Der KSE-Vertrag wurde zu einem 
wichtigen Element des militärischen 
Kräfteausgleichs der Staaten unter­
einander und nicht zuletzt im GUS­
Bereich selbst. Keinem der Nachfol­
gestaaten der Sowjet union wird es 
künftig noch möglich sein, eine Poli­
tik militärischer Uberlegenheit in Eu­
ropa zu betreiben. 

Dafür sorgt zusätzlich die von den 
KSE-Partnerstaaten vereinbarte "Ab­
schließende Akte der Verhandlungen 
über Personalstärken der konventio­
nellen Streitkräfte in Europa" (s. u.). 

Allerdings darf nicht verkannt wer­
den, daß die GUS-Staaten der Hilfe 
des Westens zur Realisierung dieses 
"ehrgeizigsten Abrüstungsprojekts" 
bedürfen, und zwar nicht nur bezüg­
lich des Know-how. 

VI. Abschließende Akte 
der Verhandlungen 
über Personalstärken 
der konventionellen 
Streitkräfte in Europa 

Entwicklung der Akte 
Der KSE-Vertrag, der am 19. No­

vember 1990 von den Vertragsstaa­
ten unterzeichnet worden ist und erst 
am 9. November 1992 wegen des 
Umbruchs in der Sowjetunion in Kraft 
treten konnte (s.o.), enthält in Artikel 
XVIII den Auftrag an die Vertrags­
staaten, zur Stärkung von Sicherheit 
und Stabilität in Europa über die Be­
grenzung der Personalstärke ihrer 
Streitkräfte weiter zu verhandeln. 

Die Vertragsstaaten setzten sich 
zur Erledigung dieses Auftrags selbst 
eine Frist: nämlich die entsprechen­
den Verhandlungen bis zum Folge­
treffen der KSE-Konferenz im Juli 
1992 abzuschließen. 

Allein diese damals - Ende 1990 -
vorgenommene Fristsetzung läßt 
deutlich werden, daß der Wille, das 
militärische Potential signifikant zu 
reduzieren, bei allen Partnern vor­
handen ist. 

Die Verhandlungen über die Per­
sonalstärken der konventionellen 
Streitkräfte begannen dann auch 
gleich unmittelbar nach der Unter­
zeichnung des KSE-Vertrags (s.o.) 
am 29. November 1990 in Wien. 

Allerdings wirkten sich die Quere­
len, die über die "Zählregeln" des 
KSE-Vertrags ausgebrochen waren 
("Umfunktionieren" von sowjetischen 
Heeres- in Marineverbände, die vom 
KSE-Vertrag nicht umfaßt wurden, 
"Evakuierung" großer Mengen 
schwerer Waffen aus dem Vertrags­
gebiet der Sowjetunion hinter den 
Ural, zu geringe Angabe von Verifika­
tionsobjekten), hinderlich auf die Per­
sonalverhandlungen aus. Diese wur­
den dann auch de facto, nicht formell, 
ausgesetzt und erst nach Beilegung 
der Querelen im Juni 1991 wieder 
aufgenommen. Jetzt erst begann die 
eigentliche Verhandlungsarbeit. 

Aber auch dann gab es wieder 
"Definitionsschwierigkeiten" dar­
über, welches Personal begrenzt 
werden sollte. Die Sowjet union ver­
hielt sich sehr restriktiv. Erst nach 
dem mißlungenen Putsch vom Au­
gust 1991 wurden die Gespräche 
über die Personalstärkenreduzierung 
der Streitkräfte konstruktiver. 

In diesem Zusammenhang sei be­
merkt, daß bei allen Verträgen ein 
Großteil der Verhandlungszeit, wenn 

nicht der größte, für das Einigwerden 
über Definitionsfragen verwandt wer­
den muß. Das leuchtet ein, denn mit 
der Definition des materiell zu Re­
gelnden wird der entscheidende sub­
stantielle Inhalt der Verträge be­
stimmt. 

Der erste Entwurf eines Überein­
kommens zur Personalbegrenzung 
der Streitkräfte wurde Ende Novem­
ber 1991 von der deutschen Delega­
tion in die Verhandlungsrunde einge­
führt. Zuvor hatte sie intensive bilate­
rale Verhandlungen mit den einzelnen 
Delegationen geführt. 

Die Verhandlungen führten dann 
tatsächlich zu dem beabsichtigten 
erfolgreichen Zustandekommen der 
"Abschließenden Akte der Verhand­
lungen über Personalstärken der 
konventionellen Streitkräfte in Euro­
pa". 

Am 10. Juli 1992 wurde sie von den 
KSE-Vertragsstaaten in Helsinki un­
terzeichnet. 

Inkrafttreten der "Akte" 
Abschnitt VIII der Akte bindet sie 

an die Geltungsdauer des KSE-Ver­
trags. 

Damals konnte der KSE-Vertrag 
wegen ausstehender Ratifizierungen 
noch nicht in Kraft treten. Seine vor­
läufige Anwendung war am 10. Juli 
1992 in Helsinki von den Unterzeich­
nern beschlossen worden. So ge­
schah es auch mit der "Akte". 

Nachdem der KSE-Vertrag am 9. 
November 1992 in Kraft trat, ist die 
"Akte" infolge ihrer Bindung an den 
KSE-Vertrag zum gleichen Zeitpunkt 
auch voll wirksam geworden. 

Rechtlich handelt es sich nicht um 
einen völkerrechtlichen Vertrag, der 
von den jeweiligen Parlamenten zu 
ratifizieren ist. Die "Akte" ist vielmehr 
eine Vereinbarung eigener Prägung 
mit hoher politischer Verbindlichkeit. 
Mit ihr binden sich die Vertragsstaa­
ten selbst, wobei diese Selbstbin­
dung durch die Koppelung an den 
KSE-Vertrag eine besondere Qualität 
erhält. In ihrem selbstverpflichtenden 
Charakter geht sie über einschlägige 
KSE-Vereinbarungen weit hinaus. 

(Wird fortgesetzt). 
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I Bundesverband für den Selbsuchm 

Staatssekretär Dr. Priesnitz 
zur Zukunft des BVS 

wartungen der neuen Bundes­
länder an eine flächendecken­
de Installierung des BVS auf 
ihrem Gebiet registriert. Schon 
aus diesem Grunde sei es un­
erläßlich. das durch den Ver­
band vorgelegte und von den 
Politikern akzeptierte Konzept 
eines modemen und zukunfts­
orientienen Selbstschutzes 
möglichst kurzfristig auch dort 
umzusetzen. 

Die vom Deutschen Bun­
destag im Zusammenhang mit 
der Neuorganisation des Zivi l­
schutzes beschlossene Um­
strukturierung des Bundesver­
bandes für den Selbstschutz 
(BVS) wird zu vielfaltigen in­
haltlichen und organisatori­
schen Änderungen führen . Um 
der veränderten sicherheitspo­
Ijti ~chen und finanziellen Lage 
Rechnung zu tragen, wird u.a . 
der bislang dreistufige Aufbau 
des BVS - unter gleichzeitiger 
Ausdehnung auf die neuen 
Bundesländer - zugunsten ei­
ner zweistufigen Organisation 
aufgegeben. Personell wird 
das einen Abbau des haupt­
amtlichen Mitarbeilerstamm~ 
auf 483 Stellen zur Folge ha­
ben. Ehrenamtliche Mitarbei­
ter stehen als Beauftragte für 
Ausbildung und Organisation 
den Gemeinden und Kreisen 
sowie den Behörden und Be­
trieben zur Verfügung. 

Anlaß genug für DireklOr 
Helmut Schuch, die Bedien­
steten zu einer Informations­
veranstaltung ein7uladen. um 
die anstehenden Probleme of-

fen 7U diskutieren. Bei dieser 
Gelegenheit durften die Mitar­
beiterinnen und Mitarbeiter 
mit Genugtuung feststellen, 
daß man auch im BMI die Be­
deutung der Situation erkannt 
hatte. Denn kein Geringerer 
als Dr. Waller Priesnitz, seit 
Anfang des Jahres auch für den 
Bereich des Zivilschutzes und 
der zivilen Verteidigung zu­
'\ländiger Staatssekretär im 
Bundeslllinisterium des ln­
nem, halle sich angesagt, um 
• ich den Fragen und der Kritik 
der Belegschaft zu stellen. 

In einer angeregten Di s!...us­
sion brachte Dr. Priesnitl lum 
Ausdruck, daß nun, nach einer 
Phase der Unsicherheit. ange­
sichts der positiyen Voten des 
Innenausschusses und yon 
Haushaltspolitikern des Deut­
schen Bundestages. ein Kon­
solidierungsprozeß beginnen 
müsse, um wieder Ruhe in den 
Verband einkehren zu lassen. 
Hierfür ,ei es notwendig, daß 
Geschäftsleitung, Personalräte 
und Beschäftigte an einem 
Strang zögen. Er bekräftigte 
noch einmal die in der Vergan-

Staatssekretär Dr. Priesnilz stellt sich den Fragen und der Kritik der 
BVS-Mitarbeiter. (Folo: Sers) 
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genheit gemachten Zusagen 
einer sozialverträglichen Lö­
sung, so weit diese nur irgend 
möglich sei. Das BMI werde 
sich aus diesem Grunde mit al­
ler Kraft dafür einsetzen, in 
Zusammenarbeit mit Haus­
haltsausschuß und BMF die 
notwendigen Voraussetzungen 
für einen reibungslosen Ab­
lauf der Umstrukturierung des 
BVS zu schaffen. 

Mit Freude, belOnte Dr. 
Priesnitz, habe erdie hohen Er-

Am Ende der Veranstaltung 
waren sich die Beschäftigten 
einig, daß man selten einen 
SpitLCnbeamten des BMI er­
lebt habe, der ein solch tiefes 
Verständnis für die speziellen 
Probleme des BVS und die 
Sorgen und Nöte der Mitarbei­
ter bewiesen habe . 

Oberbürgermeister 
Dr. Joachim Becker wiedergewählt 

Der Pforlheimer Oberbür­
germeister Dr. Joachim 
Becker wurde am 13. Juni 
1993 zum zweiten Mal mit 
der erforderlichen absoluten 
Mehrheit in seinem Amt be­
stätigt. 

BVS-Direktor Helmut 
Schuch gratulierte in einem 
Schreiben Dr. Becker, der 
auch Präsident des Bundes­
verbandes für den Selbst­
schutz ist. zur Wiederwahl -

auch im Namen der ehren­
und hauptamtlichen Mitar­
beiter des Verbandes - und 
führte weiter aus: "Bei Ihrer 
Arbeit .yor Ort' wünsche ich 
Ihnen weiter viel Erfolg. 
Auch bei dieser Gelegenheit 
ein herzliches Dankeschön 
für Ihr BVS-Engagement. 
verbunden mit dem Wunsch 
auf erfolgreichen Abschluß 
unserer gemeinsamen Be­
mühungen." 



Querdurcll 
Nlederstlcllsen 

Emden 

Die 13 entpuppte sich als 
Glückszahl für die Hafenstadt 
Emden, die diesjährige Aus­
richterin des 13. Tages der 
Niedersachsen. Bei strahlen­
dem Wetter eröffnete Mini­
sterpräsident Gerhard Schrö­
der am 12. Juni das Fest- und 
Aktionsprogramm. Im Hin­
blick auf die unruhigen politi­
schen und wirtschaftlichen 
Zeiten meinte Schröder: "Wir 
schaffen es entweder mitein­
ander oder gar nicht." Dieses 
Miteinander stand auch im 
Mittelpunkt der Vorführungen 
und Aktionen des BVS. Den 
zahlreichen Besuchern und 
Zuschauern wurde mit prakti­
schen Beispielen der Doppel ­
nutzen des Selbstschutzes ein­
drucksvoll erläutert. 

Weiterer Schwerpunkt war 
die Information über das ge­
samte Spektrum des Bevölke­
rungsschutzes. Den Angespro­
chenen wurde verdeutlicht, 
daß Dasei nsvorsorge nicht nur 
Aufgabe des Staates allein, 
sondern auch seiner Bürgerin­
nen und Bürger ist. Die gute 
Resonanz der Veranstaltung 
bei der Bevölkerung zeigte, 
daß die "Tage der Niedersach­
sen" ab sofort zu Recht einen 
Stammplatz im Veranstal­
tungskaJender des BVS gefun­
den haben. 

Osnabrück 

Mit den ehrenamtlichen Be­
auftragten Gerda Streck und 
Horst Henke sowie Dienststel­
lenleiter Wemer Köster verab­
schiedete Landesstellenleiter 
Edgar Sohl am 25. Mai in Os­
nabrück gleich drei Bundes­
verdienstkreuzträger aus dem 
aktiven Dienst des BVS. 

In Anwesenheit zahlreicher 
Gäste aus Politik, Wirtschaft 
und Verwaltung würdigte Sohl 
alle drei als Leistungträger des 
BVS in Niedersachsen. Beson­
ders hob er das überdurch­
schnittliche Engagegement 
hervor, das dazu beigetragen 
habe, das Ansehen des Ver­
bandes weit über regionale 

Verabschiedung in Osnabrück (v. rechts): Werner Köster, Gerda 
Streck, Horst Henke mit BVS-Landesstellenleiter Edgar Sohl. 

Grenzen hinweg zu steigern. 
Der zuständige Referats lei­

ler aus dem Bundesinnenmini­
sterium. Ministrialrat Joachim 
Schenk, überbrachte die Grüße 
von Bundesinnenministers 
Rudolf Seiters. In seiner Rede 
hob er bei Horst Henke beson­
ders dessen vorbildlichen Ein­
satz als BVS-Beauftragter her­
vor, der zur Verleihung des 
Bundesverdienstkreuzes ge­
führt habe. Insgesamt gehörte 
Henke 34 Jahre dem 
BLSV/B VS an. 

Gerda Streck, die seit 1979 
dem Verband angehörte, wür­
digte Schenk mit einem Zitat 
des ehemaligen Innenmini­
sters Dr. Wolfgang Schäuble: 
"ln einem Alter, in dem sich 
die Mehrzahl der Bürgerin den 
Ruhestand zurückzuziehen 
pflegt, haben Sie mit einem 
beispielhaften persönlichen 
Einsatz dazu beigetragen, daß 
das Emsland inszwischen die 
Region mit den höchsten Zu­
wachsraten im Schutzraumbau 
in der Bundesrepublik 
Deutschland ist." 

Ministerworten sei nichts hin­
zuzufügen, so Schenk. 

Stellvertretend für die drei 
Neupensionäre, bedankte sich 
Wemer Köster bei allen, die 
ihre langjährige Arbeit unter­
stützt hatten und ohne die die 
erreichten Leistungen nicht 
möglich gewesen wären. Er 
appellierte aber auch an die 
Gäste, den BVS und vor allem 
seine Mitarbeiter in der derzei­
tigen kritischen Situation wei­
terhin zu unterstützen . Für 
ihn sei es selbstverständlich, 
seine intensiven Bemühungen 
um den Schutzraumbau auch 
im Ruhestand fortzusetzen, 
schloß Köster. 

Nessensplegel 

Darmstadt 

Im neuen Katastrophen­
schutz-Zentrum des landkrei­
ses Darrnstadt-Dieburg war 

"Tag der offenen Tür". Kreis­
brandinspektor Ralf Stühling 
hatte den BVS um Mitwirkung 
gebeten. Ein Sicherheitswett­
bewerb konnte vereinbart wer­
den, den Feuerwehr, Deut­
sches Rotes Kreuz, die Berg­
wacht, das Technische Hilfs­
werk und die BVS-Dienststel­
le Darmstadt mit zwei Statio­
nen gestalteten. 

Landrat Dr. Hans-Joachim 
Klein fungierte als Schirmherr 
und ehrte die Teilnehmer. Die 
BVS-Dienststelle hatte zur 
Ausgestaltung 12 haupt- und 
ehrenamtliche Mitarbeiter auf­
geboten. Auch das schöne 
Wetter trug dazu bei, daß Ver­
anstalter wie Teilnehmer zu­
frieden den Tag beendeten. 

Alttuelles t1US 
Rllelnltlnd-Pftllz 

Neuwied 

"Das Fest von Land und 
Leuten" war das Motto des 
diesjährigen Rheinland-Pfalz­
Tages vom 4. bi s 6. 6. in Neu­
wied. Ein großer Parkplatz in 
der Innenstadt stand den Hilfs­
organisationen zur Verfügung. 
Die leuchtend bunten Fahnen 
der beteiligten Organisationen 
waren schon von weitem gut 
zu erkennen. Der Eingang zum 
Parkplatz wurde von einem 
großen, vom THW aufgebau­
ten, Tor umrahmt. An den Tür­
men zeigten Transparente mit 
den Emblemen aller Ausstel­
ler, wer sich an dem sehens­
werten "Katastrophenmee-

Auch bei Werner Köster 
stellte Schenk als besondere 
Facette der vorbi ldlichen 
Dienstauffassung seinen uner­
müdlichen Einsatz für den 
Schutzraumbau heraus. Wie 
schon bei Gerda Streck beleg­
te er dies mit einem Zitat 
Schäubles: "Das beispielhafte 
Engagement von Herrn Kö­
ster, das über das von jedem 
Bürger zu erwartende Eintre­
ten für das Gemeinwohl weit 
hinausragt , sollte Anlaß für 
eine besondere Ehrung und 
Auszeichnung sein." Diesen Fragende Blicke in Darmstadt: Ist die Aufgabe korrekt gelöst? 
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Schon von weitem erregt das imposante Eingangstor das Interesse. 

Ministerpräsident RudolfScharping läßt esskh nicht nehmen, auch den 
Stand des 8VS zu besuchen. 

Über mangelndes ßesucherinteresse können sich die BVS-Mitarbeiter 
auf der Aktionsnäche nichl beklagen. 

ting" beteiligte. 
Auf Wunsch der Staats­

kanzlei handehe es sich nicht 
um eine reine Fahrzeugschau, 
sondern um eine Darstellung 
der jeweiligen Einsatzmög­
lichkeiten und den dazu­
gehörigen Geräten. MilleI­
punkt der Präsentation war die 
Aktionsfläche. Hier fanden im 

Abstand von 30 Minuten Vor­
führungen der Organisationen 
statt , die immer wieder zahl­
reiche Besucher anlockten. 

Die BVS-Dienststelle Ko­
blenz , tel he sich mit vier at­
traktiven Ausstellungsberei­
chen vor: Ein Kindennalwett­
bewerb. eine Ausstellung aller 
NOlrufsysteme. eine Mini-
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Crash-Anlage und praktische 
Selbstschutzdemonstrationen, 
die besondere Beachtung fan ­
den. 

Hier konnten die Zuschau­
er wirklichkeitsnah erleben, 
wie einfach und praktikabel 
Selbstschutzmaßnahmen sind. 
Die Darstellung "Ablöschen 
brennender Bekleidung" war 
immer wieder ein Publikums­
magnet. Der Transpon verletz­
ter und hilfloser Personen mit 
und ohne Hilfsmittel über­
zeugte alle so, daß immer 
genügend Verletztendarsteller 
zur Verfügung standen. 

Während einer BVS-Vor­
führung besuchte der Mini-
sterpräsident des Landes 
Rheinland-Pfalz, Rudolf 
Scharping, in Begleitung sei­
ner Ehefrau und zahlreicher 
Ehrengäste den BVS-Stand. Er 
wurde vom Leiter der BVS­
Dienststelle Koblenz, Herben 
Neuland, begrüßt. Die BVS­
und Selbstschutzpräsentation 
fand die posit ive Zustimmung 
des Ministerpräsidenten. Nach 
der Eintragung in das Gäste­
buch wünschte der Minister­
präsident dem BVS für die Zu­
kunft alles Gute. 

In vielen Einzelgesprächen 
konnten die BVS-Mitarbeiter 
Informationen über das richti­
ge Verhahen in Notsituationen 
geben. Wer helfen gelernt hat, 
kann seine Kenntnisse im Not-

fall ein,etzen. Die Ursache des 
Schadens ist dabei unerheb­
lich. 

Bei der Abschlußbespre­
chung waren alle Beteiligten 
der Auffassung, beim nächsten 
Rheinland-Pfalz-Tag in Wiu­
lieh wieder unter den gleichen 
günstigen Voraussetzungen 
mitzuwirken. 

Bayern "eule 

Ansbach 

Im Rahmen einer kleinen 
Feierstunde verabschiedete 
BVS-Landesstellenleiter Hel­
mut Schneider den Leiter der 
BVS-Dienststelle Ansbach, 
Dietmar Peter, in den Ruhe­
stand. Damit habe er mehr 
Zeit, sich um seine politischen 
Aktivitäten im Bezirkstag zu 
kümmern, meinte Schneider. 

Dietmar Peter kam bereits 
1963 zum damaligen BLSV. 
Als Sachbearbeiter für LS­
Ausbildung begann er bei der 
Dienststelle Schweinfun sei­
nen Dienst. 1966 wurde er 
nach Ansbach versetzt, seit 
1979 war er Dienststellenleiter 
und verantwonlich für die Ar­
beit des BVS im westlichen 
Miuelfranken. 

Verabschiedung in Ansbach (v. links): Dietmar Peter und 8VS-Lan­
desslellenleiter Helmut Schneider. (Folo: Göner) 



ITechnisches Hilfswerk f) 1 

Das Wasser steht im Mittelpunkt 

Es ist 7.00 Uhr morgens. 
Zwei Lastkraftwagen des 
Technischen Hilfswerkes rum­
peln durch die engen Gassen 
der nordostsomalisehen Stadt 
Bosaso. Schon jetzt liegt die 
Temperatur bei 38 Grad Celsi­
uS.lm Schrittempo geht es vor­
bei an ärmlichen FlüChtlings­
hütten, orientalischen Stein­
bauten und zahlreichen 
Straßenhändlern. Menschen 
und Tiere laufen kreuz und 
quer über die Straßen und ver­
langen den Fahrern doppelte 
Vorsicht ab. Die Wagen halten 
an einem Brunnen der über 
80000 Einwohner zählenden 
Stadt am Golf von Aden. Al­
lein 60000 von ihnen sind 
Flüchtlinge. 

Sieben Helfer der insgesamt 
fünfzigköpfigen Mannschaft 
aus dem THW-Landesverband 
Nordrhein-Westfalen machen 
sich ans Werk. Sie steigen in 
den Brunnen hinab und för­
dern allerlei Dreck und Unrat 
aus der Tiefe ans Tageslicht. 
Der durch die Reinigungsar­
beiten aufgewirbelte Schmutz 
wird anschließend abgepumpt 
und danach mit der Montage 
einer Handpumpe begonnen. 
Ferner wird die gesamte Anla­
ge mit einer Abdeckung verse­
hen, die verhindern soll, daß 
wieder Schmutz in das Wasser 
gelangen kann. Um den Sockel 
des Bauwerks schaffen die 
THW-Helfer ein Drainagesy­
stern, welches Wasser ver­
sickern läßt, schlammige pfüt­
zen verhindert und damit den 
Moskitos die Brutstätten 
nimmt. Die Übergabe der An­
lage an die Bevölkerung gerät 
zu einem Volksfest, es dauen 
nur wenige Sekunden. bis un­
ter großem Beifall der Pum­
penschwengel von den Einhei-

Erlebnisse eines Helfers im Somalia-Einsatz 

mischen in Bewegung gesetzt 
wird. 

Nur wenige hunden Meter 
Luftlinie von einem der kost­
baren Wasserspender entfernt. 
machen sich zehn THW-Hel­
fer daran, ein Pipelinesystem 
in den sandigen Straßen zu 
verlegen. Unterstützt werden 
sie von 29 somalischen Arbei­
tern, die kräftig mit zupacken 
und der mit Unterstützung des 
Bergungsräumgerätcs arbei-

tenden THW-Gruppe helfen , 
bis zu einhunden Meter Rohr 
am Tag zu verlegen. Die 
Ringleitung soll an die Hoch­
behälter der Stadt angeschlos­
sen und mit insgesamt acht 
Zapfstellen mit jeweils vier 
Zapfhähnen versehen werden, 
an denen die Somalis an das 
kostbare Naß gelangen kön­
nen. 

Am Rande von 80saso. ei­
ner Stadt mit funktionierender 

Bei den hohen Temperaturen ist die Unterstützung der Arbeiten durch 
das Bergungsgerät von unschätzbarem Wert. 

Mit einheimischer Hilfe wird die Ringleitung zur Wasserversorgung 
verlegL 

Stromversorgung und norie­
rendem Hafen, in dem Vieh in 
den Jemen und nach Saudi 
Arabien verschifft wird, haben 
sich äthiopische Flüchtlinge 
niedergelassen. In winzigen 
Hütten aus Plastik, Lehm, Ju­
tesäcken und Holz leben sie, 
Familien mit vielen Kindern, 
auf einem oder zwei Quadrat­
metern. Zwischen den Hütten 
laufen Tiere umher. Toiletten 
gibt es nicht. Berge von Müll 
liegen herum, der Ausbruch 
von Seuchen scheint nur eine 
Frage der Zeit. 

Inmitten dieser erbärmli­
chen Zustände spielt eine 
große Schar Kinder. Lächelnd, 
winkend und vor Freude joh­
lend kommen sie angelaufen. 
wenn eines der blauen Autos 
aus dem femen Deutschland 
die am Lager vorbeiführende 
Straße passien. Für diese 
äthiopischen Flüchtlinge er­
richtet eine Gruppe der Ein­
satzmannschaft ein neues 
Camp. Wenn es fertiggestellt 
ist, stehen den aus dem soma­
lischen Nachbarland genohe­
nen Menschen große Famili­
enzelte und Toiletten zur Ver­
fügung. Um die Wasserversor­
gung des Camps sicherzustel­
len, müssen die mit spezieller 
Tropeneinsatzbekleidung aus­
gestatteten Helfer eine Pipeli­
ne verlegen, Brunnenbohrar­
beiten hatten zu keinem Erfolg 
gefühn. 

Während in der Stadt die 
Hilfe des THW, das bereits 
zum sechsten Mal in dem Land 
3m Horn von Afrika aktiv 
wird, gut vorankommt, hat 
sich der Einsatzleiter zusam­
men mit Dolmetscher, Sicher­
heitskräften und vier Helfern 
auf den Weg zu der im Lan­
desinneren liegenden Stadt ls­
kushuban gemacht. Don gilt 
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Ei n Fernsehteam der Deutschen Welle dokumentiert das Leben im 
THW·Camp (im Hintergrund). (Fotos: Glass) 

es, letzte Vorbereitungen für 
ein weiteres Projekt durchzu­
fUhren. Die zweite Einsatz­
mannschaft soll dort eine vom 
Auswänigen Amt beschaffte 
KrankenhausaUSsI3ttung in 
Betrieb nehmen und ebenfalls 
die Wasserversorgung des Or­
tes verbessern. Das kostbare 
Lebenselexier ist in allen afri­
kanischen Ländern Mangel­
ware und steht im Mittelpunkt 
vieler Projekte der Entwick­
lungszusammenarbeilcr. Die 
Bewohner von Bosaso haben 

Glück. Das Bundesministeri ­
um für wirtschaft l iche Zusam­
menarbeit und Entwicklung 
verlängen den Einsatz des 
Technischen Hilfswerkes und 
wird damit die Wasserversor­
gung dieser Region des 
schwarzen Kontinents weiter 
verbessern. 

Pete r Lohmann, Bremen 

Schlüsselerfahrungen 
Die Arbeit des THW-Stützpunktes Djibouti aus der Sicht eines Helfers 

Es war mein lweiter Abend 
in Djibouti. Wir saßen im "Es­
cale", auf der Hafenterrasse. 
Irgendwann s tieß Hernlann 
dazu, setzte sich mit an den 
Tisch und schob mir den 
Schlüssel LU. Es war der 
Schlüssel eines Autos, aber 
vor allem der Schlüssel zu 
meinen Djibouti-Erfahrungen. 

Kapitän Hermann Ahlers 
hatte ich als einen der e rsten 
kennen gelernt. ,.Hennann, 
The German" nennen ihn die 
Deutschen vom Stützpunkt 
Djibouti des Technischen 
Hilfswerks, die den insgesamt 
achten THW-Einsatz in Afrika 
organisatori sch begle iten. Der 
überall in Afrika bekannte Ha­
fenspezialist hat derzeit einen 

Die Arbeit des THW­
Stützpunktes Djibouri für 
deli Somalia-Einsatz schil­
dert 71JOmas Wintgefl, 
THW-Orlsbeau!tragter in 
Wermelskirchen. ller hier 
vier Wochen l'erbracht hat. 
Seille Darstellung erinnert 
an Abenteuerfilme, in de­
llen die Helden nur Erfolg 
haben, weil sie alle maß­
geblichen Persönlichkeiten 
der Stadt kenne" lind dies 
von Anfang an ::'lI mm:en 
wissen. 

.. lrouble-shootcr"· Posten bei 
WFP, dem World Food Pro­
gramm. 

Hermann also schob mir den 
Schlüssel 7U und bedeutete, 
daß es sich um den Schlüssel 
zum langersehnten Wagen 
handele. So hatte ich nicht ver­
gebens dafür plädien , in dem 
zwar vergleichsweise beeng­
ten , aber auch preisweneren 
und beliebten Hote l "AIi Sa­
bieh" zu bleiben, Treffpunkt 
all jener, die irgendetwas be­
wegen in Djibouti. 

Das "A li Sabieh" ist dem 
THW in Djibouti Schlafstätte, 
Büro und alles Sonstige in ei­
nem. Auch Funkstation, min­
destens einmal täglich Verbin­
dung mit dem THW-Camp Bo­
saso im Nachbarland Somalia. 
"Da" kann gar nicht funktio­
nieren", schüttelte Peter Ka ll ­
fels wiederholt den Kopf bei 
seinem Zwischenaufenthalt im 
Hote l auf dem Heimweg. 

Peter KalIfeis hatte in Bosa­
so am Funk gesessen und mit­
bekommen, daß der THW­
Stützpunkt Djibouti wochen­
lang nur dank der Hilfedes Ho­
hen Flüchtlingskommissaria­
tes der Vereinten Nationen 
(UN HCR) zu erreichen gewe­
sen war. Täglich um 10 Uhr 
klopften zunächst Helmuth 
Pfitzmeier, dann Manfred 
Radtke, Karl -Hei nz Knoop 
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SatCom-Antage im Test: Projektteiter Basil at Naqib (links) und Ka rl­
Heinz Knoop überp rüfen d ie Verbindung viii Satellit über dem Ind i­
schen Ozean. 



und zuletzt ich selber beim 
UNHCR an, "Mister Dorani" 
zu belästigen, das heißt sich 
seiner Funkstation zu bedie­
nen. 

Warten auf die Funklizenz 

Schlüssel Nummer zwei . 
Die Funklizenz ließ indes auf 
sich warten. Der französische 
Honorarkonsul Pierre Guiche­
ney, der in Djibouti die Inter­
essen der Deutschen Botschaft 
Sanaa (Nord-Jemen) venritt, 
hatte beizeiten den Antrag for­
muliert, aber es rührte sich 
nichts. Also machten wir uns ­
Schlüssel Nummer drei - mit 
Lieutenant Hussein Jamaweis 
von der Funkstation der Force 
Nationale de Securite ( FNS) 
auf den Weg zum Direktor je­
ner Behörde, um den THW­
Antrag aus dem dicken Stapel 
etwas rascher ans Tageslicht 
zu befördern. Wenige Tage 
später hielten wird die "autori­
sation" in Händen. 

Um sich über die Anfangs­
schwierigkeiten mit der Sat­
Com-Anlage, dem neuen Sa­
tellitentelefon, hinwegzutrö­
sten, machten sich Projektlei­
ter Basil al aqib und "Char­
Iy" Knoop irgendwann ans 
Werk und bauten in der 
glühenden Mittagshitze auf 
dem des "Ali Sabieh" die An­
tenne auf. "Das kann gar nicht 
funktionieren", meinte Petef 
KalIfeis, (THW-OV Aachen) 
immer wieder. Minuten vorher 
hatte er freilich vom Zimmer 
307 aus einwandfrei mit Bernd 
Länger, seinem Nachfolger in 
Bosaso, gesprochen. Jetzt 
stand er vor einer An "Wä­
scheleine", nicht etwa vor­
schriftsmäßig abgespannt, 
sondern aus Platzmangel ent­
lang der Brüstung einmal ums 
Karree der Dachterrasse ange­
bracht. 

Probleme am Flughafen 

Ich hätte keinem geglaubt, 
der mir prophezeit hätte, daß 
ich an vielen Tagen bis zu sie­
ben Stunden an diesem verma­
ledeiten Flughafen verbringen 
würde. Das fing an mit dem er­
sten Lebensmittel- und Mate­
rial transport. Dienstags sollte 
er stattfinden. Helmuth Pfitz-

Verladen der ersten größeren Lebensmillel- und Materiallieferung 
für Bosaso in eine Antonov 24 auf dem Flughafen von Djibouti. 

(Fotos: Wintgen) 

meier und Manfred Radtke 
hatten eine Agentur unter pol­
nischer Leitung engagien. 

"Charly" Knoop und ich 
standen morgens um 7.30 Uhr 
am Flughafen bereit. lrgend­
wann erschien Krzysztof Wi­
cherek, eine Crew im Schlepp­
tau. Später erschienen noch die 
fünf Lastwagen des beauftrag­
ten Lieferanten . Krzysztof er­
hielt keine Stanerlaubnis für 
den 18-Tonnen-Flieger. Fünf 
Lastwagen und ein wütender 
Geschäftsführer zogen wieder 
ab, und etwa um 15 Uhr hatten 
wir mit Hilfe der Flughafen­
verwaltung - weiteres Schlüs­
selerlebnis - endlich einen 
Kühlraum, in dem wenigstens 
die frischen Früchte bis auf 
weiteres untergebracht werden 
konnten. 

Das lehne zwei Dinge: Der 
Pole hatte sich nicht rechtzei­
tig um die Stanerlaubnis 
bemüht; etabliene Fluggesell­
schaften hatten ihre Mittels­
männer im Flughafen, die 
dafür sorgten, daß er sie auch 
so schnell nicht würde bekom­
men können (Nummer fünf 
und sechs). 

THW-Frau Im Einsatz 

In Bosaso warteten die Hel­
fer auf Lebensmittel und wich­
tige Materialien. Also beeilte 
sich THW Djibouti, die ir­
gendwann lose geknüpften 
Kontakte im "AIi Sabieh" auf­
zufrischen, diesmal mit "Sa­
laama". Die Fluggesellschaft 
cancelte spontan den tags dar­
auf vorgesehenen Flug nach 

Mogadishu und stand ftir zwei 
Flüge nach Bosaso bereit. 

Heute wissen wir, daß es 
müßig ist, sich stundenlang 
mit Polizisten am Flughafen 
anzulegen, die sich höchstens 
ein Formular am Tag durchle­
sen, dafür aber achtmal. Es ist 
nicht zuletzt der Anwesenheit 
unserer THW-Frau zu verdan­
ken, daß sich der eine oder an­
dere Beamte ausgesprochen 
zuvorkommend verhält, und 
vor dem zweiten Doppel-Flug 
haben wir die Passierscheine 
rechtzeitig bekommen. 

Barbara Cordes war übri ­
gens die zweite Frau im So­
malia-Einsatz. Eine Frau bei 
SomBos? Hällen wir - Schlüs­
sel Nummer sieben - diese 
Frau (Hundestaffel des THW­
OV Leverkusen) nicht gehabt! 
Aufgrund ihres Charmes war 
wenigstens eine Schicht der 
Flughafen-Polizei ell1lger­
maßen umgänglich und strotz­
te nicht mehr nur vor fauler Ar­
roganz. 

Ständige Präsenz 

Der THW-Stützpunkt Djib­
out i ist morgens um 7 Uhr auf 
dem Flughafen präsent, und er 
ist es, wenn nötig, um Mitter­
nacht immer noch. Ln der 
Frühe geht es um Cargo-Flüge 
nach Bosaso, die langsam aber 
sicher - trotz irgendwelcher 
"Abschuß"-Drohungen in Bo­
saso wegen nicht gezahlter 
"Salaama"-Landegebühren -
zur Routine werden. Lang 
wird der Tag, wenn die Air­
France-Maschine Verspätung 
hat. Die wichtige Aufgabe ne-

ben der Beschaffung von Was­
ser, Lebensmitteln und Mate­
rialien - von der Dichtungs­
masse über die Kolbenpumpe 
zur Schelle - ist die Organisa­
tion des Austausches der 
Gruppen. 

Der Austausch der ersten 
und zweiten Gruppe in Bosaso 
vollzog sich beispielsweise in 
drei Schüben. Das bedeutete 
einmal: Buchen der entspre­
chenden Hotelzimmer~ Char­
tern eines Busses, um die aus 
Paris eintreffenden "Neuen" 
abzuholen. Chanern eines 
Fliegers, der sie tags darauf 
nach Bosaso bringt, um die 
von don kommenden Helfer 
unterzubringen; die wiederum 
werden ebenfalls am Flugha­
fen mit dem Bus abgeholt und 
ins Hotel gebracht, um entwe­
der am selben Abend oder ei­
nen Tag später nach Paris ab­
zuniegen. 

In der Zwischenzeit wollen 
diese und jene Helfer verpflegt 
werden, diesen und jenen Tip 
oder jenen und diesen Djibou­
ti-Franc eintauschen. Ln der 
Zwischenzeit gilt es, die Visa 
zu organjsieren und zu bezah­
len, die Flüge nach Frankfun 
zu bestätigen oder umzubu­
chen, und letztlich müssen die 
Helfer und ihr Gepäck einge­
checkt werden und möchte die 
Air France in Djibouti auch 
noch endlich eine Fotokopie 
der Vereinbarung in Händen 
halten, nach der die Waage am 
Flughafen das gewöhnliche 
Übergewicht der vielen Kisten 
und Seesäcke etwas kulanter 
anzeigen soll. 

Vielfältig aktiv 

Wenn kein THW-Helfer am 
Flughafen abzuholen ist, war­
tet bestimmt irgendein Journa­
list darauf, Kontakt mit dem 
THW aufnehmen zu können. 
Wenn nicht einmal das der Fall 
ist, hat der Stützpunkt Djibou­
ti Zeit, sich bei der EG-Vertre­
tung sehen zu lassen, mit dem 
Honorarkonsul einiges zu be­
sprechen, sich nach günstige­
ren Preisen für Wasser, nach 
den Möglichkeiten einer Kühl­
kette für Frischfleisch bis Bo­
saso, nach Alternativen zu den 
Charterflügen, preiswerteren 
Pumpen und 150-Ampere­
Batterien umzuschauen oder 
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sich um die im Laufe der näch­
sten Wochen ankommenden 
Lieferungen (PE-Rohre und 
dergleichen) auf drei Schiffen 
zu kümmern. 

Die Arbeit wäre für zwei 
THW-Helfer(innen) in Djib­
outi in 24 Stunden be;timmt 
nicht ZU ;chaffen, wären da 
nicht die ganzen Schlüssel (er­
lebnisse). So liegt es nahe, daß 
sich der Stützpunkt an (Hafen) 
Kapitän Hermann Ahlers wen­
det, als drei Container auf drei 
verschiedenen Schiffen an­
gekündigt ; ind. deren Inhalt es 
nach Bo~aso 7U verschiffen 
gilt. " Klar, mache Ich", sagt 
der Kapitän . "Die Supervision 
ko;tet Euch nichts. ur die 
tatsächlich anfallenden Kosten 
muß das THW tragen." 

Keine nennenswerten 
Pannen 

Und so fügt sich dank Franz 
Wilam, dem deut,chen Stahl­
baukonstrukteur. dank Lieu­
tenant Jamaweis. dank Oberst­
leutnant Willers und dank aller 
der vielen anderen hilfsberei ­
ten Menschen und Freunde in 
Djibouti in der Lobby des "Ali 
Sabieh" eine~ zum anderen, 
hat es let/tlich bislang keine 
nennenswenen Pannen gege­
ben bei dieser Premiere des 
THW mit einem logistischen 
Stützpunkt und tröstet die So­
lidarität über viele Stunden 
Wanezelt und mehr als eine 
Auseinanderse17ung mit der 
Bürokratie hinweg. Ohne je­
nen Wagen freilich wäre der 
Stütlpunkt "aufge;chmissen", 
das heißt , müßte er täglich von 
früh bis spät ein eigenes Taxi 
mieten . In Djibouti selber wird 
das THW - ganz anders als in 
Bosaso - gleichwohl lwiespäl­
tig beuneilt: Einerseits haben 
wir weder Büro noch Se­
kretärin noch Visitenkanen 
und nicht einmal einen Fahrer. 

Andererseits hat es noch 
keine Hilfsorganisation dieser 
Welt feniggebracht , zwei Mo­
nate nach der Feinerkundung 
unter Federführung des Pro­
jektleiters Basis al aqib 
schon mil einer solchen Arbeit 
zu beginnen . Gemeinhin ge­
hen bis 7U 1wei Jahre ins Land, 
Sekretärinnen in klimatisier­
ten Büros Expenisen tippen zu 
lassen ... 

Bremen 

I 
Rettung 

aus Wassergefahr 

Bremen. Vor kurzem konn­
te die Jugendgruppe des THW­
Onsverbandes Bremen-Neu­
stadt einen Mann aus Wasser­
gefahr rellen. Was war gesche­
hen ? Im Rahmen einer Au;bil­
dung im Wasserdienst auf dem 
Wieltsee, in der Nähe von Bre­
men. wurde von den Jugendli­
chen beobachtet. daß bei einer 
Motoryacht der Motor nicht 
ansprang. Beim Versuch. ihn 
neu zu starten, fiel ein Mann 
über Bord. Sofon und ohne 
Anleitung des Jugendbetreu­
ers fuhren die Jugendlichen 
mit dem Schlauchboot des 
Bergungszuges, welches mit 
einem 3-PS-Außenbordmolor 
ausgerüstet ist, zum Mann. Sie 
logen ihn an Bord, versorgten 
ihn mit einer Wolldecke und 
brachten ihn an Land. Wenig 
später konnten die Jugendli­
chen einem gerade in den Ha­
fen einfahrenden Segler hel­
fen . Die Maschine fiel aus und 
die Jugendlichen schleppten 
den Segler 7U seinem Liege­
platz. J . K. 

Niedersachsen 

Tag der 
Niedersachsen 

Emden. Zu Lande, vor al ­
lem aber auf dem Wasser, prä­
sentiene sich das Technische 
Hilfswerk beim diesjährigen 
Tag der Niedersachsen vom 
I I. bis 13. Juni in der Seeha­
fenstadt Emden. Dabei waren 
an allen Tagen jeweils über 
100 Helferinnen und Helfer. in 
Spitzenzeiten bis knapp 200, 
au~ zehn niedersächsischen 
THW-Onwerbänden, vor­
nehmlich au; Emden. Aurich, 
Leer und orden, im Einsatz. 

Der THW-Ausstellungsbe­
reich wurde eingeleitet vom 
Kletterberg des Landesspon­
bundes, an dem gemeinsame 
Abseilübungen sowie Mit­
machaktionen angeboten wur­
den. Es schloß sich die THW­
Jugend aus Leer an, die hier 
über ihre Arbeit informiene 
und die Buttonpresse bediente. 

Freunde des Modellbaus ka­
men im THW-Informalions­
zelt auf ihre Kosten. Neben 
Fahrzeugen des Katastrophen­
schutzes waren eine Reihe ori­
ginalgetreuer Schadensdar-

Das Schlouchboot des Bergungsluges hat sich bei der Personenrettung 
bewährt. (FOlo: KardeI) 
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stellungen .. CIl miniature" aus­
gestellt, die von den jungen 
Helfem der neugegründeten 
Modellbaugruppe ieder­
sachsen in vielhunderstündi­
ger Arbeit gefenigt wurden. 

Seit dem Tag der ieder­
sachsen 1991 in Rinteln bilden 
die Vorführungen der THW­
Rettungshundestaffel aus 
Ronnenberg bei Hannover ei­
nen Anliehungspunkt für groß 
und klein. Es ist immer wieder 
erstaunlich. mit welcher Ge­
schicklichkeit sich die Vier­
beiner im aufgebauten Par­
cours bewegen. 

Einblicke in ihre Ausbil­
dungsarbeit mit Vorführung 
von Fahrzeugen und Gerät ga­
ben die Emder Helferinnen 
und Helfer des Bergungs- und 
Instandsetzungsdienstes unter 
der Leitung ihres Onsbeauf­
tragten Rainer .tum Broock. 
Ein handwerkliches Meister­
stück liefenen die Helfer mit 
dem Bau und der Montage ei­
ner Hängebrücke für einen 
Kinderganen . Der 20-t-THW­
Kran au, Wilhelmshaven, der 
bereits bei den Aufbauarbeiten 
eingesellt wurde, bildete den 
Abschluß des THW-Berei­
ches. Rollglißaktionen mit 
Retter und Hund bildeten im­
mer wieder vielbestaunte Ak­
tionpunkte. 

Im nassen Element selzle 
das Technische Hilfswerk be­
sondere Akzente. Von einem 
Anleger flihne eine THW­
Pontonfahre aus Meppen mit 
einer Tragkraft von vier Ton­
nen im Pendelverkehr Fahnen 
zum gegenüberliegenden Ufer 
durch. Weiterhin verkehnen 
vier motorgetriebene THW­
Mehrzweckboote sowie ein 
Schlauchboot in ständigem 
Einsatz. 

Mit einer Besonderheit war­
tete das THW im Wasserspon­
programm des Landesspon­
bundes auf. Rettungshündin 
"Angelina" bewies ihre her­
vorragende Spürnase auch bei 
der Wassersuche und onete 
von einem Boot aus einen "Er­
trunkenen" (in diesem Fall ei­
nen Taucher) in mehreren Me­
tem Tiefe. Ausgebildete Was­
ser-Suchhunde sind in der 
Bundesrepublik z. Zt. noch 
eine absolute Rarität, und so 
verfolgten viele Zuschauer das 
Geschehen und spendeten 



Wasser-Suchhünding Angelina ortet im trüben Wasser einen "Ertrun­
kenen" - eine Meisterleistung für Helferin und Tier_ 

weitgehend verschont blieb. 
Die Schwerpunkte des THW­
Einsatzes in Bosaso liegen im 
Bau von Brunnen und Flücht­
lingslagern und in Pipeline­
Projekten. Die notwendigen 
Materialien wurden bereits mit 
Schiffen nach Afrika gebracht. 
Ralph Niebuhr. von Beruf 
Nachrichteningenieur bei ei­
ner Berliner Fernsehanstalt, ist 
einer von fünf Bewerbern aus 
Lemgo, die zu diesem Einsatz 
fliegen wollten. Der Einsatz 
der anderen vier Bewerber 
scheiterte an den Einsprüchen 
der Arbeitgeber, so THW­
Ortsbeauftragter Heinz Klin­
genberg. 

herzlichen Beifall nach erfolg­
reicher Suche. 

Alles in allem ist es dem 
THW gelungen, den vielen 
tausend Besuchern ein vielfäl­
tiges und aktives Bild zu ver­
mitteln. Dafür allen Beteilig­
ten ein herzliches Danke­
schön. R. B. 

Nordrhein-Westlalen 

Gute 
Zusammenarbeit 

Köln_ Auf dem Gelände des 
THW-Ortsverbandes Köln­
Ost wird zurZeit eine Übungs­
strecke für den Instandset­
zungsdienst gebaut. Bestand­
teil dieser Übungsstrecke ist 
auch eine 35 Meter lange Ab­
wasserrohrleitung, die verlegt 
werden mußte. Hierbei wurde 
der OV Köln-Ost von den Hel­
fern aus Köln-Porz und Köln­
West unterstützt. Da die bei den 
THW-eigenen Kranwagen aus 
Düsseldorfund Bielefeld nicht 
zur Verfügung standen, wurde 
die Berufsfeuerwehr Köln um 
Amtshilfe gebeten. Sie rückte 
mit dem Kranwagen der Feu­
erwache 10 an , um die einzel­
nen Abwasserrohre in den vor­
bereiteten Graben zu heben. 
Dank der guten Zusammenar­
beit zwischen Feuerwehr und 
THW konnte die Leitung in­
nerhalb eines Tages vollstän­
dig verlegt werden. 

(Fotos: Bormann) 

Technisches 
Know-how 
für Somalia 

Lemgo. Zu einem vier­
wöchigen Hilfseinsatz in So­
malia ist der THW-Helfer 
Ralph Niebuhr nach Somalia 
abgeflogen. Niebuhr reiste mit 
56 weiteren Helfern vom 
THW-Landesverband Nord­
rhein-Westfalen Im UNO­
Auftrag in die Region Bosaso, 
die vom Bürgerkrieg bisher 

Ralph Niebuhr (rechts) wird vom 
Ortsbeauftraglen Heinz Klingen­
berg in Somalia verabschiedet. 

Bei der Verlegung der Abwasserleitung arbeiten Feuerwehr und THW 
Hand in Hand. (Foto: Dube) 

Hessen 

Führungswechsel 
beim THW Gießen 

Gießen. Beim THW-Orts­
verband Gießen vollzog sich 
ein Führungswechsel. Der 
langjährige Ortsbeauftragte 
Bemd Helm wurde in einer 
Feierstunde verabschiedet. 
Vom Landesbeauftragten für 
Hessen, Hans Albert Lossen, 
erhielt er die höchste Aus­
zeichnung, die das THW zu 
vergeben hat - das THW-Eh­
renzeichen in Gold. 

In zahlreichen Reden wür­
digten Vertreter aus Hilfsorga­
nisationen, Politik und öffent­
lichem Leben die Verdienste 
Helms. Seit 1960 ist Bernd 
Helm im THW tätig und hat 
nach drei Jahren als Stellver­
treter im Jahr 198 I das Amt 
des Ortsbeauftragten über­
nommen. In den zwölf Jahren 
hat Bernd Helm den Orts ver­
band Gießen entscheidend ge­
prägt und ihn mit derzeit 175 
aktiven Helfern zum viert­
größten THW-Ortsverband in 
Hessen ausgebaut. 

Landesbeauftragter Hans 
Albert Lossen würdigte Helms 
Verdienste für das THW - ins­
besondere seine ruhige Art, 
Führungsaufgaben wahrzu­
nehmen. Bemd Helm wird 
weiterhin im THW aktiv blei­
ben und im Ortsverband die 
Baumaßnahmen für die neue 
Unterkunft betreuen. Im Kata­
strophenschutzstab des Land­
kreises Gießen wird Helm wei­
terhin das Amt des "Fachbera­
ters Bergung" wahrnehmen. 

Als neuer Ortsbeauftragter 
wurde Karl-Heinz Krebs - bis­
her Stellvertreter Helms - be­
rufen. Er ist seit 1965 im THW 
aktiv. Nach dem Besuch ver­
schiedener Katastrophen­
schutzlehrgänge wurde Krebs 
die Funktion des "Leiters des 
Fernmeldebetriebes" im Kata­
strophenschutzstab in Gießen 
übertragen. Zum neuen stell­
vertretenden Ortsbeauftragten 
wurde Thomas Kreiling beru­
fen. 
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Führung des 
Warndienstes tagte 
in SuhIlThüringen 

Abteilungspräsident Dr. 
Maske hatte im Mai seine 
Führung,kräfte zu einer 
Dienstbesprechung nach Suhl 
in Thüringen lusammcngeru­
fen. Gekommen waren die 
Leiter der Warnämter und die 
Leiter der WD-Verbindungs­
stellen sowie die Referatsleiter 
der Abteilung Warndienst des 
Bundesamtes für Zivilschutz. 

Vor dem Hintergrund. die 
Wamdienststruktur den verän­
derten Rahmenbedingungcll 
an,wpassen. wurden in Ar­
bei tsgruppen Lösungsvor-

schHige erarbeitet. die in Bonn 
Grundlage für das weitere Ge­
stalten sein werden. 

Einige Themen befaßten 
sich mit Möglichkeiten der 
Verbesserung der Ausbildung 
durch modeme Technik. Die 
Video-Technik zeigt Möglich­
keiten fürdieZukunft. Die fol ­
genden Abbildungen sprechen 
für sich. 

Einsatz der Videotechnik im 
Wamdienst 

l 

Einsatzbereiche 

Einsatz der Videotechnik als ausschließliches 
oder ergänzendes Medium im Bereich 

-Ausbildung des hauptJ.mlllchen Personals, 

- Ausbildung des chrcnamlhchen Personals. 

- Betreuung ~on Besuchern und 

• ÖffentlIchkeitsarbeit auf Infonnatlons"eranstaltungen. 

Einsatz der Videotechnik zur Dokumentation 

Einsatz der Videotechnik zur Unterhaltung 
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Voraussetzungen 

Verfiigbarkeit geeigneter technischer Einrich­
tungen, wie 

- Bildschmn(e) ausreichender Größe oder GroßbildproJcktor, 

-Ieistungsfahige Tonwiedergabeanlage (externe Lautsprecher. 
ggfs. externe Verstärker) und 

- Videorecorder mit hoher Auflösung (S- VHS), zinerfreier 
StandbIldwiedergabe und Assemble/lnsertschnluemrichrung 
in allen Warnämtern sowie 

- ponable und hoch auflösende Aufzeichnungsemrichtung mit 
Zubehör und 

- Einnchtung zum Bearbeiten der AufzeIchnungen In einigen 
Wamämtem 

Verfugbarkeit von Personal, das in der Lage 
ist, Videofilme zu erstellen 

Vorteile im Bereich Ausbildung 

Verbesserung der Qualität der Ausbildung 
durch 

- dIe Möghchkelt, komplexe Zusammenhänge leIcht faßbar 
darzustellen (z. B. Darstellung "on Abläufen als Trickfilm), 

- dIe MöglichkeIt, aus technischen oder organisatorischen 
Gründen sonst nicht oder nur schwer venmttelbare Sach­
verhalte darzustellen (z.B. Arbeitsabläufe in Einrichtungen. 
die mit dem WO zusammenarbeIten) und 

- die Möglichkeit. die Ausbildung abwechslungsreIcher zu 
gestalten. 

Verbesserung der Effizienz der Ausbildung 
durch 

- die Möglichkeit. sehr effekti v emen größeren Personenkrtis 
gleichzeItig anzusprechen (z.B. bei "gerätenaher" Ausbil­
dung). 

- die Möglichkeit, anderweItig bereits vorhandenes Unter­
richtsmatenal zu nullen (z.B. FILM BILD TON) und 

- die Möglichkeit. in einigen Fällen auf den Emsatz von Lehr­
personal gänzhch zu verzichten . 



+ 1 
Bundeswettbewerb Rettungsschwimmen: 

Hessen dreimal auf dem Siegertreppchen 

Spannende Schwimmwett­
kämpfe, realitätsnahe Erste­
Hilfe-Aufgaben, durchweg 
harmonische Wettbewerbsat­
mosphäre, starke Präsenz der 
ostdeutschen Landesverbän­
de, hessische Mannschaften 
dreimal unter den drei Erstpla­
zierten sowie ein stimmungs­
voller "Bunter Abend" zum 
Abschluß - das ist, im Tele­
grammstil zusammengefaßt, 
die Charakterisierung des 19. 
Rettu ngssch wi m m- B undes­
wettbewerbs des DRK, der 
vom 21. bis 23. Mai in Fulda 
(und damit erstmals in Hessen) 
staufand. 28 Wasserwacht­
teams aus elf der insgesamt 19 
DRK-Landesverbänden, die 
als Sieger aus regionalen Vor­
ausscheidungen hervorgegan­
gen waren, sowie zwei Gast­
mannschaften des Berliner Ar­
beiter-Samariter-Bundes gin­
gen in der osthessischen Bi­
schofsstadt an den Start. 

Während das eigentliche 
Rettungsschwimmen im mo­
demen Sportbad Ziehers statt­
fand, war der zu absolvierende 
Erste-Hilfe-Parcours in der 
Hei nrich- von- B i bra-Schule 
aufgebaut worden; beide Wett­
bewerbsteile fanden parallel 
zueinander statl. 

Einen Tag zuvor hatte die 
Veranstaltung mit der Anreise 
der Mannschaften begonnen. 
Um 18.00 Uhr fand dann die 
offizielle Eröffnung staU: 
Grußworte sprachen Hessens 
DRK-Landespräsident Rudi 
Schmitt, Ministerialrat Jürgen 
Wütscher vom Hessischen Mi­
nisterium für Jugend, Familie 
und Gesundheit sowie eine 
Vertreterin der Stadt Fulda. 

Gefeiert wurde dann am 
Samstagabend, als nach den 
anstrengenden Wettkämpfen 

Spannende 
Schwimmwett­

bewerbe ... 

... gab es beim 
BundesweUbe­
werb in Fu lda. 

Konzentration 
und Kraft sind 

gefordert. 
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Engagement 
auch bei den 
Zuschauern. 

Eine gelungene 
Leistung 

läßt Freude 
aulKommen. 

Die Siegergrup­
pen (v. links): 
Damenmann­

schaft Sachsen­
Anhalt. gemisch­

te Mannschaft 
aus Hessen und 

Herrenmann­
schaft aus ord­

rhein . 
Wotos: 

Zimmermann) 

im Bürgerhaus Haimbach ein 
,.Bunter Abend" stattfand. in 
dessen Rahmen auch die Sie­
gerehrung volllogen wurde 
(Ergebn isse siehe Kasten). 

So war denn die Bilanl 
durchweg positiv, nachdem 
am Sonntagvormiuag alle 
Mannschaften wieder abge­
reist waren. Im nächsten Jahr 
wird man sich wieder treffen­
ais Austragungsort ist Kon­
stanz am Bodensee im Ge­
spräch. 

(Karl-Ludwig Mehl) 

Sieger und Plazlerte: 

Gemischte Mannschaften: 
I. Hessen 9248 Punkte, 2. 
Mecklenburg-Vorpommern 
9009 Punkte, 3. Sachsen 
87 16 Punkte. 

Damenmannschaften: 
I. Sachsen-Anhalt 8860 

Punkte. 2. Mecklenburg-
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Vorpommem 8005 Punkte. 
3. Hessen 7442 Punkte. 

Herrcnmannschaften: 
I. Nordrhein 8826 Punkte, 

2. Hessen 8288 Punkte. 3. 
Bayern 8 127 Punkte. 

Aufbauhilfe 
für 

ukrainische 
Schwester­
gesellschaft 

Das Deutsche und das 
Ukrainische Rote Kreuz haben 
im Mai anläßlich des Besuchs 
des ukrainischen ROIkreuzprä­
sidenten Ivan Usischenko in 
Bonn eine enge partnerschaft­
I iche Zusammenarbeit verein­
bart. Ziel ist es. so der Gene­
ralsekretär des Deutschen Ro­
ten Kreuzes, Johann Wilhelm 
Römer. bei der Vertragsunter­
leichnung. das Ukrainische 
Rote Kreul zu einer leistungs­
Hihigen Rotkreuzgesellschaft 
aufzubauen. Fachleute des 
DRK sollen an Ort und Stelle 
prüfen, welche konkreten Hil­
festellungen, etwa beim Kata­
strophenschutz oder beim 
Aufbau des Suchdienstes, er­
forderlich sind. 

Vereinbart wurde bereits 
jetzt die Aufnahme von ukrai­
nischen ROIkreuzhelfern zur 
Aus- und Fortbildung in 
den Bereichen Katastrophen­
~chutz. Rettungswesen und Ju­
gendrotkreuz. Das DRK will 
auch bei der Errichtung von 25 
Sozialstationen helfen. Bereits 
seit 1990 arbeitet das DRK mit 
dem Ukrainischen Roten 
Kreuz lusammen. Eines der 
wichtigsten Projekte ist bisher 
neben Lebensmittelhilfen der 
Einsatl mobiler Strahlen­
Meßstationen in der Tscherno­
byl-Region gewesen. 
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ASB-Auslandshilfe - Warum? 

Seit über hundert Jahren 
arbeitet der ASB nach der 
Devise " Hilfe geben und zur 
Hilfe beflihigen". Der ASB 
bietet seine Hilfe allen Men­
schen an, die diese Hilfe 
brauchen - ohne Ansehen ih­
rer politischen, rassischen, 
nationalen oder religiösen 
Zugehörigkeit. a!ürlich 
kann sich diese Hilfe nicht 
nur auf Deutschland be­
schränken. Zu groß ist die 
Not auf der Welt, als daß wir 
die Solidarität und Barm­
herzigkeit den Armen und 
Hilfsbedürftigen versagen 
könnten. Die steigende Zahl 
der Asylsuchenden in 
Deutschland läßt uns zudem 
erkennen, daß wir wirklich 
nur in "einer" Welt leben. 
Für den ASB bedeutet dies, 
langfristig Hilfestellung zu 
leisten und für den akuten 
Notfall gewappnet zu sein. 
So hat sich der ASB auf die 
Entwicklungszusammenar­
beit ebenso wie aufnötige So­
forthilfen vorbereitet und 
eingerichtet. 

Die Zahl der Menschen, die 
sich im Jahre 1991 weltweit 
auf der Flucht befanden, bezif­
fern die Vereinten Nationen 
auf etwa 40 Millionen. Nicht 
berücksichtigt sind in diesem 
Zusammenhang die Flüchtlin­
ge, die in ihren Heimatländern 
selbst zu Wanderungsbewe­
gungen gezwungen sind. Da­
bei übertrifft gerade diese Zahl 
bei weitem die der internatio­
nalen Flüchtlinge und Aus­
wanderer, wobei der überwie­
gende Teil dieser F1uchtbewe­
gungen in und zwischen den 
Entwicklungsländern stattfin­
det. Eine nachhaltige Bewälti­
gung des globalen Flüchtlings­
und Wanderungsproblems 
kann deshalb nur durch eine 
Beseitigung oder Verminde-

rung der Ursachen dieser Ent­
wicklung sein. Die Flucht- und 
Wanderungsursachen sind 
vorrangig in der wirtschaftli­
chen, sozialen und politischen 
Situation in vielen Entwick­
lungsländern zu finden: Allein 
in Afrika sind fast 40 Millio­
nen Menschen akut vom Hun­
gertod bedroht! 

Nach dem WeItentwick­
lungsbericht 1992 leben im­
mer noch 1,2 Milliarden Men­
schen in absoluter Armut; die 
Prognosen der Weltbank ge­
hen davon aus, daß die Zahl 
dieser in Armut lebenden 
Menschen in Afrika bis zum 
Jahr 2000 jährlich um neun 
Millionen Menschen zuneh­
men wird. Schätzungen der 
FAO (Food and Agriculture 
Organisation, Rom) beziffern 
die Zahl der unterernährten 
Menschen auf etwa 500 Mil­
lionen - täglich sterben 38000 
Kinder an den Folgen dieser 
Unterernährung! Hinzu kom­
men Bedrohungen durch die 
fortschreitende Umweltzer­
störung, die nicht nur armuts­
bedingt ist, sondern die zum 
größten Teil von den Indusuie­
ländern verursacht wird. Hin­
ter diesen abstrakten Zahlen 
verbergen sich konkrete Not 
und erschütternde Schicksale! 

Doch nicht nur Armut moti­
viert die Menschen dazu, ihre 
Heimat zu verlassen: bürger­
kriegsähnliche Auseinander­
setzungen, ethnische Konflik­
te oder massive Menschen­
rechtsverletzungen sind 
gleichfalls Flucht- und Wande­
rungsursachen.ln den Ländern 
der südlichen Hemisphäre ist 
insofern ein gewaltiges 
Flüchtlings- und Wanderungs­
potential vorhanden. Ver­
schlechtern sich die Lebensbe­
dingungen dort weiter, so wer­
den immer mehr Menschen 
aus immer mehr Entwick-

lungsländern eine neue Zu­
kunft und bessere Perspekti­
ven in den wohlhabenden Län­
dern des Nordens suchen. 

Die Situation in Westeuropa 
und gerade auch in Deutsch­
land ist jedoch zur Zeit beson­
ders angespannt, wei l zwei 
Flüchtlingsströme gleichzeitig 
zu verkraften sind: Die Flucht 
von Süd nach Nord und neuer­
dings zunehmend die Wande­
rung von Ost nach West. Des­
halb müssen wir das Problem 
des Wanderungsdrucks kon­
struktiv angehen und zwar in 
den Herkunftsländern der Zu­
wanderer. Unsere eigene Zu­
kunft hängt unmittelbar mit 
dem Fortschritt und der Stabi­
lität in der übrigen Welt zu­
sammen. 

Vor diesem Hintergrund ge­
winnt die ASB-Auslandshilfe, 
da sie den Ansatz der "Hilfe 
zur Selbsthi lfe" und damit die 
wirtschaftliche und gesell­
schaftliche Situation in den 
Entwicklungsländern und im 
ehemaligen Ostblock zu ver­
bessern sucht, die Qualität ei­
ner präventiven Flüchtlings­
und Wanderungspolitik. Sie ist 
somit ein entscheidender Be­
standteil der Zukun ftsp lan ung. 

Im Zuge der Umsetzung der 
Flüchtlingskonzeption des 
ASB werden im Rahmen der 
Auslandshilfe darüber hinaus 
spezifische Maßnahmen ge­
plant und durchgeführt, die 
- gezielter als bisher Flucht­

und Wanderungsursachen in 
besonders von Migration ge­
fahrdeten Regionen abbauen 
sollen (etwa durch die Grün­
dung nationaler ASB-Struk­
turen in Osteuropa), 

- direkte Flüchtlingshilfe lei­
sten (durch medizinische 
Betreuung und Nahrungs­
mittelhilfe in Krisengebie­
ten, wie z. B. in Kroatien 
oder Somalia), 

- die Rückkehr und Wieder­
eingliederung von Flüchtlin­
gen und Auswanderern un­
terstützen (durch Ausbau 
der Infrastruktur, wie z. B. 
den Bau von Straßen und 
Wohnhäusern im Nordirak 
oder die Lieferung von Saat­
gut an kurdische Bauern). 
In diesem Zusammenhang 

erhielt der ASB-Bundesvor­
stand, stell vertretend auch für 
die ASB-Landes- und Ortsver­
bände, höchstes Lob vom 
nordrhein-westHilischen In­
nenminister Dr. Schnoor für 
seine humanitäre Hilfe in lra­
kisch-Kurdistan. Der ASB 
habe hervorragende Arbeit ge­
leistet und eine erfolgreiche 
Umsetzung aller humanitären 
Maßnahmen, die von Deutsch­
land für lrakisch-Kurdistan er­
folgten. sichergestellt. "Die 
Erfahrungen mit dem ASB", 
so schreibt Dr. Schnoor weiter. 
"sprechen für sich. Hervorzu­
heben ist die besonders praxis­
nahe Arbeit des ASB im Ver­
gleich zu anderen Hilfsorgani­
sationen." 

Die ASB-Auslandshilfe 
kann und will ihren Beitrag zur 
Bewältigung des Flüchtlings­
und Wanderungsproblems lei­
sten; noch wichtiger aber ist, 
daß auf nationaler wie interna­
tionaler Ebene die Rahmenbe­
dingungen für menschliche 
Entwicklung verbessert wer­
den, ohne die letzten Endes 
auch alle unsere humanitären 
Bemühungen zum Scheitern 
veruneilt sein werden. 

Ingo Marenbach 
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IJOhanniCer-Un'all-Hille 

Bundeswettkampf 1993 der Johanniter 

Mitten im Leben 

Nicht nur ein Leistungs­
vergleich, sondern auch ein 
Sig nal , sich mehr im Bereich 
der Ersten Hilfe zu engagie­
ren, ~ar der Bundeswettbe­
werb 1993 der Johanniter im 
Mai in lIa mburg. Mitten im 
pulsierenden Strom der e in­
kaufenden Menschen 
kämpften 42 J oha nniter­
Mannschaft en aus dem ge­
samten Bundesgebiet im 
strahlenden Sonnenschein 
eines Samstags vormittags 
um !'Iatz und S ieg. Der Ger­
hart-Ha uptmann-!'Ia!z di ­
rekl im Zentrum der Hanse­
stadt ermöglichte den direk­
ten Konta kt zwischen J o­
han nitern und der Bevölke­
rUllg. 

Eröffnet wurde der Bunde,­
wett~ampf 1993 durch einen 
Gottesdienst in der Petrikirche 
mit anr.,chließendcr An'-.prachc 
des Prä,identen Wilhelm Graf 
\'on Sch\\crin. Zum e~len Mal 
~onntc er dabei eine Gast­
mannschaft der letti,chen 
Schwesterorganisation Svcta 
Jana PalidLiba begruBen. Die 
Verbundenheit Iwischen den 
Hilfr.,orgl.lni5.ationen demon­
strierten aber auch die Mann­
schaften des Roten Kreu/es 
und d" Malte,er-Hilfsdien­
stes. 

Ihr Können teigten die 
Mann,chaften in den Gruppen 
A (Helfer). B (Jugend). S (Ret­
tungs\anitälcr und Rcuungsas­
,i,tenten) und SH (Schwe­
,ternhel f eri nlPfleged len'thel ­
fer). Von Jeder Gruppe war ne­
ben Köpfchen im theorell ­
,ehen Tell de, Wettbewerb, 
auch die prakti,che Umset­
lung an Hand von Fallbei'pie­
len gefordert_ Nicht spekta­
kuläre A~tion. ,ondem Reah,­
mu, "'tand bei dem Praxi!:lwctt­
bewerb ganz im Vordergrund: 

Wer kennt ,ie nicht. die rol­
lenden S~ateboard,. mit denen 
die Jugendlichen die kühnsten 
KunSlStüc~e \ollführen. Doch 
schnell macht ,ich die fahren­
de Unterlage auch ,elb'tündig 
und Wßt nicht ,elten einen 
liemlich ramponierten Fahrer 
lurüd .. Ein Diagnoc.,ctesl von 
vielen Huf dem Bunde~wetl­

~ampr. 
Damit die bald lahlreichen 

Zuschauer gcnau verfolgen 
konnten. vor welche Probleme 
auch \oie unvermittelt gestellt 
werden können, wurde der 
Bundeswettkmnpf von der 
durch Fun~ und Fernsehen be­
kannten Moderatonn Petra 
Wuttke kommentiert . Intere,­
,an te Intervicw~ vermittelten 
den Gästen immer wieder Hin­
tergrundwisscn über die Arbeit 
der Johl.lllllitcr. 

Auch eine Premiere kOIlIllC 
der Bunde,wenkampf 1993 in 
Hamburg \crlcichnen: Den 
offinellen Startschuß für da> 

Die Sieger: 
A -M 'illnseh:lften 
L E"en 
2. Speyer 
3. Quic~b()rn 

B-Ma nnscha ft en 
I . TrieT 
2. Cellc 
3. Schwabach/ Roth 

S-l\1a nnschaften 
L Oldenburg-Swdt 
2. Schwabach 
3_ Mannheim 

S H-M an nschaften 
I. Völklingen 
2. Giengen 
3. Fürth 
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Proje~t "E"thelfer von mor­
gen". Die Ziel richtung die,er 
Au..,bilcJung iM. bereil.~ Kinder 
im Alter von drei bi, lehn Jah­
ren an da, Thema "Erste Hi l­
fe" heran7uführcn. Das rege 
lnfoTI11a1ionsbedürfnis der Bc­
völlo.crung fürdiese Innovation 
teigte sich ,owohl am Infor­
mation..,..,tand ab auch im Kin­
derbetreuungsLelt. in dem live 
Teile de, Konzepts vorgeführt 
wurden. Eine Kindergruppe 
aus Hurburg stellte den Song 
der Ersthelfer von morgen vor. 
Musikalisch umrahmt wurde 
die Ver.n'taltung durch die 
Hamburger AIM~rspatzen und 
den Spielmannszug der Johan­
niter aus Ahlhorn. Den Ab­
,chluß de, Bunde,wettkamp­
fes bildete die Siegerehrung (5. 
Tabelle) uuf dem Museum,­
schiff Cup San Oiego. 

Erste-Hilfe-Tag 
11. September 

1993 

In die,em Jahr gibt es e"t­
ma" einen Erste-Hilfe-Tag. 
und 7war am 11. September 
1993. Dle,er En.te-Hilfe-Tag 
lind alle~ was an diesem Sam~­

tag und um ihn herum pas~iert 
iM eine gemeinschaftliche Ak­
tion der vier aU5.bildenden 
Hilfsorganisationen Arbeiter­
Samariter-Bund. Deutsche, 
ROle~ Kreuz. Johanniter-Un­
fall-Hilfe und Malteser-Hilf,­
dien,t. Den nationalen Auftakt 
hierfür bildet eine Fernsehsen­
dung: Am 8. September ist die 
ZOF-Sendung des "Gesund­
heit\magalins Praxis" ganl 
dem Thema Erste Hilfe gewid­
met. 

Hintergrund 

Im ovember 1992 hat sich 
die Bundesarbeitsgemei n­
schaft Erste Hilfe (BAGEH) 
mit ihren Mitgliedsorgani~a ­

tionen ASB. DRK, MHD und 
JUH und ihren 18 Mitwir-

kungsorganisalionen ein\lim­
mig für die Entwicklung und 
Durchführung einc~ Projekte~ 
au'gesprochen. mit dem für 
d", Thema Erste Hilfe ge­
meinsam und kOll/cntriert ge­
worben werden ~oll. Gemein­
schaftlich wurden Logo und 
Slogan entwickelt: "Erste Hil­
fe - Einfach handeln". der da. 
Dach und den Rahmen für die 
Jeweiligen A~tionen der On;­
und Kreisverbande der Hilf,­
organisationen bilden sollte. 

Ziele 

- Der Erste-Hi lfe-Tag ,oll 
Aufmerk"amkeit erregen 

Der Erste-Hllfe-Tag soll die 
breite Öffentlichkeit über un­
terschiedliche .\1cdien auf da, 
Thema Erste Hilfe aufmerk­
sam machen. E, soll darge­
'teilt werden. wa, E"te Hil fe 
bedeutet und \\0 7. B. die Un­
terschiede zu den leben5.retten­
den Sofortmaßnahmen be'te­
hen. 

- Zum Nachdenken anregen 
und Hemmschwe llen abbauen 

Durch die ge7ielte Anspra­
che der Menschen in Stadt und 
Land sollen Angehörige aller 
Altersgruppen zum achden­
ken angeregt werden darüber, 
wie es denn um das eigene 
Wissen und Können im Be­
reich E,."te Hilfe bestellt i,t. 
G leichzeitig wird deut lich ge­
macht. daß Erste Hilfe nicht 
immer nur etwa\ i"t. Wa\ an­
dere angeht. E, ,oll klar her­
ausgestellt werden. daß Erste 
Hilfe längst nicht immer mit 
"blutrün'tigen" Unfalbitua­
tionen IU tun hat. 

- Zum I-landein auffordern 
"Erste Hil fe - Einfach hun­

dein". dies soll auch deutlich 
machen. daß jeder Erste Hilfe 
leiMen kann. Tu etwas, werde 
initiativ. mach mit und ver­
steck dich nicht hinter anderen 
- all diese Aussagen sollen 
zum Besuch von Erste-Hil fe­
Kursen oder eine, Erste- Hil fe­
Trainings motivieren. 



1 Mal1eser-Hillscliens1 

Mit Körper, Geist und Seele 
Malteser Jugend: woher - wohin 

Die Malteser Jugend zählt 
zu den jüngeren J ugendge­
meinschaften der Bundesrepu­
blik. Sie wird im nächsten Jahr 
gerade einmal fünfzehn Jahre 
alt. Obwohl Jugendliche und 
vereinzelt auch Jugendgrup­
pen bereits ab 1963 im Malte­
ser-Hilfsdienst gesichtet wur­
den. dauerte es bis zum Jahre 
1979, ehe man sich Gedanken 
um eine erste Jugendordnung 
und damit um organisierte Ju­
gendarbeit machte. 

Wie groß der Bedarf nach 
organisierter Jugendarbeit 
war, läßt sich an den Zahlen 
aus dem Jahre 1980 ablesen: 
Die Malteser Jugend umfaßte 
2297 Jugendliche in 166 Grup­
pen. Dennoch mußte die Mal­
teser Jugend ihren Weg noch 
suchen und finden. 

Die Aufbauphase 

Erste Gruppenleiter werden 
ausgebildet, ein Bundesju­
gendführungskreis findet sich 
zusammen, in Sausendorf in 
der Südeifel zelten 44 Jung­
malteser bei ihrem ersten 

.. Bundeslager"', das ,,Jugend­
Info" - die Zeitschrift für die 
Führungsverantwortlichen -
erscheint. Mit der Aktion 
"Aufbruch 85" >teilt die Mal­
teser Jugend ihr soziales Enga­
gement einer breiten Öffent­
lichkeit vor. Die Aktion ver­
hilft der Malteser Jugend nicht 
nur zu weiteren Mitgliedern, 
sondern lrägt auch innerver­
bandlieh zu einer höheren Ak­
zeptanz der Jugendarbeit bei. 
Eine neue Jugendordnung ent­
steht. Die erste Bundesjugend­
versammlung (Versammlung 
aller Diözesanjugendspre­
cher) wird einberufen. 

Konsolidieren 

Weitere Jugendlager, Aus­
bildungsforen und Aktionen 
folgen . In den großen Diöze­
sen unterstützen lU nehmend 
hauptamt liche Jugendreferen­
ten die Jugendarbeit. In fast al­
len Bundesländern erhält die 
Malteser Jugend die staatliche 
Anerkennung als "Träger der 
freien Jugendhilfe". Durch die 
Ausbildung zum Gruppenlei-

44 Jungmalteser zellen auf dem erslen Bundeslager 1982 in ßausendorf. 

terassistentcn wird 15- bis 
17jährigen Jugendlichen die 
Möglichkeit gegeben, bereits 
erste Verantwonung in der 
Gruppe zu übernehmen. Die 
Kinderstufe hält Einzug in die 
Malteser Jugend. 

Bundesweite Gruppenlei­
tertretlen , religiöse Angebote, 
soziale Aktionen, sportliche 
und musische Weiterbildun­
gen, Erlebnisfahrten, interna­
tionale Begegnungen und Pro­
jekte sind weitere Beispiele für 
die große Angebotspalette ei­
ner Jugendgemeinschaft , die 
nach Jahren des Aufbaus auf 
gewachsene Strukturen und 
bewährte Organisationsfor­
men zurückgreifen kann. 

Ziele und Inhalte 

Bereits zu Beginn der Ju­
gendarbeit standen vier Auf­
gabenschwerpunkte im Vor­
dergrund, die grundsätzlich 
auch heute noch die Grund­
pfeiler der Malteser Jugendar­
beit darstellen: 

• In Form von Bildungsar­
beit und religiös-kirchlichen 
Angeboten sollen Hilfen zur 
charakterlichen, religiösen 
und sozialen Entfaltung gege­
ben werden. Hierzu zählt zum 
Beispiel das ernste Gespräch 
in der Gruppe, das die eigene 
Situation oder die psychische 
und soziale Situation des 
Hilfsbedürftigen erkennen las­
sen soll. Die Arbeit mit Medi­
en hat hier eine hervorgehobe­
ne Bedeutung. 

• Hilfsbereitschaft bedarf 
der Ergänzung durch die 
Fähigkeit zu helfen. Es liegt 
nahe. daß die Gruppenmitglie­
der diese Befahigung vor al­
lem im Bereich des Sanitäts­
diensteserwerben. Die Ausbil-

1 1 
dung in der Ersten Hilfe zählt 
daher zu den wichtigen Inhal­
ten der Gruppenarbeit. 

• Ein wesentliches Feld, auf 
dem die Malteser Jugend 
Nächstenliebe praktizieren, 
Hilfsbereitschaft und Kennt­
nisse anwenden kann, ist das 
der Sozialen Dienste. Hier 
kann die Malteser Jugend sinn­
voll mit dem Erwachsenenver­
band und den Pfarrgemeinden 
zusammenarbeiten . Insbeson­
dere der ältere Mensch wird in 
Zukunft verstärkt Hilfe der 
Malteser Jugend benötigen. 
Und auch durch andere ju­
gendgemäße Dienste kann die 
Jugend an den Malteseraufga­
ben mitwirken. 

• Spiel und Sport. musische 
Aktivitäten, Fahrten, Lager 
und Begegnungen sind Ar­
beitsformen in der Jugendar­
beit , die Jugendämter und 
Behörden gerne mit allgemei­
ner Jugendpflege umschrei­
ben. Solche Aktivitäten ma­
chen Spaß und geben den 
Gruppen viel faltige Impulse. 
Sie fördern zugleich die Ka­
meradschaft und die Bildung 
von Gemeinschaft. aus der 
Kraft für die Arbeit geSChöpft 
werden kann. 

Diese vier Säulen zeigen die 
Vielseitigkeit der Malteser Ju­
gendarbeit. Der junge Mensch 
soll ganzheitlich (mit Körper, 
Geist, Seele und allen Anla­
gen) geförden werden. Ein 
pädagogisches Prinzip, das 
sich die Malteser Jugend in­
nerverbandlich erkämpfen 
mußte. ,,Jugendarbeit hat Stel­
lenwert ganz für sich alleine" 
(Präsident Dr. Constantin von 
Brandenstein-Zeppelin) und 
dient nicht vordergründig der 
Rekrutierung von Helfernach­
wuchs für die Erwachse­
nengliederungen. Daß bei gut­
er Zusammenarbeit und ju­
gendgemäßer Einbindung vor 
Ort zahlreiche Jugendliche 
dem Malteser-Hilfsdienst er­
halten bleiben, widerspricht 
nicht diesem Prinzip. Viel­
mehr wird eine Gesetzmäßig­
keit deutlich: Nur wer in jun-
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gen Jahren nicht einseitig ge­
fördert und .. verheizt" wurde, 
ist o;;päler noch bereit. sich in 
dic!oocm Verband I.U engagieren 
und Aufgaben wahrzuneh­
men. 

Aufbruch, Aufbruch 
und kein Ende 

Die Malteser Jugend kann 
heUle mit ein wenig Stolz eine 
gefe;tigte Struktur und über 
6000 Mitglieder vorweisen. 
Sie gehört damit zu den ganz 
wenigen Jugendgemeinschaf­
ten, die noch steigende Mit­
gliederzahlen zu ver/eichnen 
haben. Sie sollte sich aber auch 
stets bewußt sein, daß ihr die­
ser Zustand, dieses Profil nicht 
in den Schoß gefallen sind und 
erst erarbeitet werden mußlen. 
Ohne die Unterstlitlung des 
Gesamtverbandes wäre eine 
solche Entwicklung nicht 
möglich gewesen. Umgekehrt 
wäre e~ um den Malteser­
Hilfsdienst schlecht bestellt. 
häue cr nicht rechl7cilig die 
Weichen in Richtung Jugend­
arbeit gestellt. 

Ein Stillstand, ein Ausruhen 
auf dem bisher Erreichten. 
würde Rückschritt bedeuten! 
Malteser Jugendarbeit heißt 
also: Basierend auf den vier 
Säulen der Arbeit sowie be­
währten Traditionen und For­
men der leInen 14 Jahre stets 
zu einem neuen Aufbruch, 7U 

einem Aufbruch 93, 94 und 95 
bereit LU sein. Um in Bewe­
gung IU bleiben. um etwas be­
wegen lU können. um Jugend­
bewegung zu sein. Auf ihrem 
zukünftigen Weg muß die 
Malteser Jugend gleich zwei 
Gratwanderungen meistern: 
eine innerverbandliehe und 
eine gesellschaftliche. 

Innerverbandlieh muß sie 
ihren ganzheitlichen AnSall 
weitcrverfolgen und ausbau­
en, ohne ihre Unterschei­
dungsmerkmale zu anderen 
Jugendverbänden, die Ausbil­
dung in Erster Hilfe, das kon­
krete soziale Engagement und 
die jugendgemäße Mitwir­
kung im Erwachsenenver­
band. zu vernachlässigen. Ge­
sellschaftlich muß sie sich den 
Fragen und Aufgaben der heu­
tigen Zeit stellen. ohne dabei 
ihr religiöses Profil zu verlie­
ren oder durch politische Ein-

flußnahme Kinder und Ju­
gendl iche zu munipul ieren und 
damit den Verband vor eine 
Zerreißprobe 1lI 'teilen. 

Thomas Peffermann 

Immer mehr Alte 
und Behinderte 
nützen Soziale 

Dienste 
der Malteser 

NahellI 1000mai hat der 
Malteser-Hilfsdienst 1992 den 
Erdball umlueist - ein bi Idhaf­
ter Vergleich für die 38.1 Mil­
lionen im vcrgangenen Jahr 
zurückgelegten Kilometer des 
Behindertenfahrdienstes (in­
dividual - und Linienverkehr). 
Diesen dem Jahresbericht 
1992 entnommenen Anstieg 
um 6.5 Millionen Kilometer. 
gemessen mit 1991 (31,6 Mil­
lionen), sieht die katholische 
Hilf~organi~ation als Beweis 
für die zunehmende Bedeu­
tung der Sozialen Dienste in 
ihrem Aufgabenbereich. 

Wie Generalsekretär Fran7 
O. Hansen in Köln bekannt­
gab. verzeichnet der Bericht 
auch eine Steigerung der 
EinsätLe des Mobilen S07ialen 
Hilfsdienstes, einer Einrich­
tung, die alte Menschen um­
fassend im Haushalt. pflege­
risch und bei der Erhaltung 
von Kontakten Lur Außenwelt 
unterstützt: Die Anzahl der be­
treuten Personen kletterte im 
vergangenen Jahr von 31 987 
um 7776 auf 39763. In den 
über 30 Hausnotrufzentralen 
des Malteser-Hilfsdienstes 
gingen 1992 100266 Anrufe 
ein, ein Anstieg von 21482 
(gegenüber 78784). Der 
Mahlleitendienst versorgte 
mit 18 195 Personen 4434 
Menschen mehr als 1991 
(13761). 

Auffallend ist die starke Ab­
nahme im Bereich der Heim­
betreuung (1991: 246; 1992: 
159) bei steigender Zahl der 
Dienststunden (1991: 98877; 
1992: 114940). Damit wurde 
die Pflege intensiver. für den 
einzelnen war mehr Zeit vor­
handen. Gleiches gilt auch für 
die ambulante Alten- und Be­
hindertenbetreuung. Hier klet­
terte die Zahl der Dienststun-
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Unverständnis beim Malteser-Hilfs­
dienst über Seehofer-Äußerungen zur 

Kostensenkung im Rettungsdienst 
Auf Unverständnis sind 

beim Malteser-Hilfsdienst 
die Äußerungen von Bun­
de~gesu ndhei tsm i ni~ter 
Ho"t Seehofer in .. Bild am 
Sonntag" vom 27. J uni ge­
stoßen . Seehofer hatte eine 
.. konzertierte Aktion"" zur 
Kostensenkung im Ret­
tungSdienst angekündigt 
und gefordert, die "Mono­
polsteIlung der staatlichen 
und halbstaatlichen Ret­
tungsdienste" aufzubre­
chen. damit private Kran­
kentransporte eine Chance 
erhielten. ,. Wie der Minister 
sich vorstellen kann, daß 
gegenüber den Hilfsorgani­
sationen mit ihrem ehren­
amtlichen Personal kom­
merzielle Unternehmen ko­
stengünstiger fahren kön­
nen. bleibt sein Geheim­
nis", meinte dazu der Ge­
schäftsführende Präsident 
des Malteser-Hilfsdienstes, 
Johannes Freiherr Heere­
man ... Bei echter Chancen­
gleichheit lassen wir uns 
gern auf den Vergleich mit 
kommerziellen Anbietem 
ein". fügte er hinlu. So gehe 
es bei~pielsweise nicht an, 
daß kommerLielie Ret­
tungsdienste die Genehmi­
gung für einen zeitlich auf 
tagsüber beschränkten 
Dienstbetrieb erhielten, 
während die gemeinnützi­
gen Hilfsorganisationen zu 

den von 125 102 um 31 386 auf 
156488 im Vergleich zur An­
zahl der Betreuten (von 39 144 
und 4839 auf 43 983). 

Die Ausbildungskurse der 
Malteser in Erster Hilfe be­
,uchten 1992 169845 Teilneh­
mer, 24332 mehr als im vor­
angegangenen Jahr. In lebens­
rettenden Sofortmaßnahmen 
wurden 68 132 Personen aus­
gebildet. Die Soforthilfe des 
Malteser Auslandsdienstes 
konzentrierte sich 1992 beson­
ders auf die humanitären 
Einsätze in Kroatien und Bos­
nien-Herzegowina. Seit Be­
ginn der Aktionen im Septem-

gleichen Konditionen zu­
sätzlich den wesentlich auf­
wendigeren Nachtdienst 
gewährleiMen und zudem 
noch weitere Fahrzeuge 
und Mitarbeiter als Reserve 
bereithalten müßten. Wo 
heute unter vergleichbaren 
Bedingungen kommerziel­
le Rettungsdienste kosten­
günstiger arbeiteten, wür­
den bei den gemeinnützigen 
Hilfsdiensten nicht selten 
kommunale Gebühren in 
die Abrechnung einfließen. 
erläuterte Heereman. 

Zudem würden oft gera­
de die Nacht- und Wochen­
enddienste von ehrenamtli-
chen Rettungsassistenten 
und Rettungsanitätern 
übernommen. Heereman 
weiter: .. Damit sorgen Ull ­

sere hochqualifi7ierten und 
engagierten ehrenamtli­
chen Helfer damr. daß die 
Kosten im Rettungsdienst 
und Krankentransport unter 
dem liegen. was die Soli­
dargemeinschaft aufzu­
wenden hätte, wenn die Per­
sonalkosten kommerziell in 
Rechnunggestellt würden." 

Der Malteser-Hilfsdienst 
betreibt 147 Rettungswa­
chen im ganzen Bundesge­
biet und war im vergange­
nen Jahr über fünfhunder­
tausendmal im Rettungs­
dienst und Krankentrans­
port im Einsatz. 

ber 1991 kamen der notleiden­
den Bevölkerung 15000 Ton­
nen Hilfsgüter im Gesamtwert 
von 143 Millionen Mark zu. 
Über 1000 Orte in Kroatien, 
Slowenien und Bosnien-Her­
zegowina wurden mit lebens­
mitteln, Medikamenten, medi-
7inischem Gerät, Kleidung 
und Hygieneartikeln versorgt. 

Einen neuen Höchststand 
erreichten die Mitgliederlah­
len der katholischen Hilfsorga­
nisation: 651 511 ordentliche 
und fördernde Mitglieder ge­
hören dem Malteser-Hilfs­
dienst seit dem vergangenen 
Jahr an. 53689 mehr als 1991. 



I Deu1scher Feuerwehnerband 

Fernsehen zeigte Interesse 
an Jugendfeuerwehr 

Jeweils 8,5 Mio. Zuschauer 
sahen Ende Mai/Anfang Juni 
die beiden "Nolruf-Sendun­
gen" mil Hans Meiser, welche 
die Deulsche Jugendfeuer­
wehr zum Moderationsthema 
hanen. Die Aufnahmen wur­
den in BürstadllHessen ge­
macht. Dort hane die Hessi­
sehe Jugendfeuerwehr zu ihrer 
Delegiertenversammlung an­
läßlich des Kreisjugendfeuer­
wehrtags im Landkreis Berg­
slraße geladen. Für die Ju­
gendfeuerwehr Bürsladt ein 
besonderes Ereignis: Die 
Dreharbeilen fanden JUSl zu 
den Feierlichkeilen ihres 25. 
Beslehens slatl! 

Nie zuvor hane die Deut­
sche Jugendfeuerwehr die Ge­
legenheit, sich einem so 
großen Fernsehpublikum zur 
beslen Sendezeit zu präsentie­
ren. Wochen zuvor war der 
.. Dreh" von DJF-Fachbe­
reichsleiler für Öffentlich­
keilsarbeil , Tony Barnes, zu­
sammen mit den TV-Verant­
wortlichen geplant worden. 
Wichtige Punkle wie die Frage 
der Mädchen in der Jugend­
feuerwehr oder elwa die Hal­
lung der Jugendfeuerwehr ge­
genüber ausländischen Mit­
gliedern, wurden eingearbei­
tet. 

Auch Bundesj ugendleiter 
Johann Krobolh und FB L Bar­
nes bezogen zu den Fragen von 
Hans Meiser Slellung. Für 
Kroboth war es auch eine ein­
malige Chance wichtige Din­
ge, etwa wie der Frage nach 
Ehrenamtlichkeit oder der Fi­
nanzen, anzusprechen. Es 
zeigle sich, daß ein großer Ju­
gendverband nur mit Unter­
stützung der Medien seine 
Slandpunkte zu Kernfragen in 
gebührender Weise publik ma­
chen kann. Diese "Verbands­
Öffentlichkeitsarbeit", gerich-

Bundes­
jugendleiter 
Johann Kroboth 
im Gespräch mit 
TV-Moderalor 
Hans Meiser. 

tet an die Allgemeinheit, hat 
nichls mit der geziellen Öf­
fenllichkeitsarbeil eines Ju­
gendverbandes an junge Men-

sehen zu tun, obwohl diese zu 
ca. 30 % (A lter 15-18 Jahre) 
auch solche Sendungen an­
schauen. 

Ehrung für Industrie-Repräsentanten 
Vor kurtcm wurden im Rah­

men einer kleinen Feierstunde 
Herr Manfred Merkei , Ge­
schäftsführer, und Herr Win­
fried Völker, Werksbeauftrag­
ler für Feuerwehrfahrzeuge. 
durch den Präsidenten des 
Deulschen Feuerwehrverban­
des mit dem Deutschen Feuer­
wehr-Ehren kreuz ausgezeich­
net. Hierdurch soll dem Enga­
gement bei der Herren für den 
Deulschen Feuerwehrverband 
Rechnung getragen werden. 

Besonders sollten aber auch 
die Bemühungen um das Deut­
sche Feuerwehrmuseum in 
Fulda gewürdigl werden. Fasl 
ausschließlich dem persönli­
chen Einsatz von Herrn Mer­
kel und Herrn Völker ist es zu­
zuschreiben, daß ein Belrag 
von 1,5 Millionen Mark als 
Grundstock für die "Stiftung 
zur Förderung des Deutschen 
Feuerwehrmuseums e. V." be­
reitgestellt wurde. 

Hohe Auszeichnung für Winfried Völker (links) und Manfred Merkel. 

I 1 
Der Landesfeuerwehr­

verband Rheinland-Pfalz 
veranstaltet einen Wett­
kampf nach der Wett­
kampfordnung des CTIF 
(verbesserte 4. Aunage). 
Zum Wettkampf sind alle 
interessierten Feuerweh­
ren aus dem In- und Aus­
land herzlich eingeladen_ 
Der Wettkampf wird 
nach den Bestimmungen 
der derzeil geltenden 
Wetlkampfverordnung 
durchgeführt. Er besteht 
aus einem trocken durch­
geführten Löschangriff 
und einem Staffellauf 
ohne Hindernisse. Der 
Wettkampf wird am 
Samstag, 14. Mai 1994, 
auf der Sportanlage der 
Gemeinde Langenbach 
im Westerwald durchge­
führt. Die Siegerehrung 
nimmt Lnnenminister 
Walter Zuber vor. 

Die Wettkämpfe wer­
den in folgenden Wer­
tungsklassen durchge­
führt: Freiwillige Feuer­
wehren (Männer), Klasse 
A (ohne Alterspunkte); 
Gesamtalter der angetre­
tenen Gruppe (9 An­
gehörige) bis 269 jahre_ 
Freiwillige Feuerwehren 
(Männer), Klasse B (mit 
Alterspunkten); Ge­
samtalter der angetrete­
nen Gruppe (9 Angehöri­
ge) ab 270 jahre_ Freiwil­
lige Feuerwehren (Frau­
en), Klasse C (ohne AI­
terswertung). 

jede Gruppe erhält 
entsprechend Ihrer Pla­
zierung eine Urkunde. 
Für die beSlen Gruppen 
in den jeweiligen Klassen, 
steht weiterhin eine ange­
messene Anzahl an Poka­
len bereit. Anmeldungen 
möglichst bis 15_ 10. 1993 
an: Dieter Geisler, 
Schloßwiese, 57520 Frie­
dewald, Tel. 02743/2030, 
Fax_ 02743/4302. 
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DLRG DEUTSCHE LEBENS-RETIUNGS-GESELLSCHAFT 

Der Schmerz 
verlieh Klaus Rohrbeck neue Kraft 

Sichtlich bewegt lauschten 
100 Gäste im Hamburger Ha­
fenclub den Schilderungen 
von Klaus Rohrbeck und Fred 
Peter; über ihre Rettungsak­
tionen. für die !-oie mit dem NI­
VEA-Delphin 1993 '''''ge­
zeichnet wurden. So manchem 
lief eine G;in..,chaut über den 
Rücken. ab der Dortmunder 
Lkw-Fahrer Klaus Rohrbeck 
im Interview mit NIVEA-Del­
phin-Pate Michael Groß ein­
drucksvoll über die Ereign isse 
vom 16. März 1992 berichtete. 
Selbst stark sehbehi ndert. 
sprang der Hobbyangler in das 
sechs Grad kalte Dortmunder 
Hafenbecken. um die kleine 
Daniela (8) vor dem Ertri nken 
IU rellen. Dirigien von seinem 
Freund am Ufer. erreichte er 
erschöpft nach 120 Metern das 
Kind .. ,Sie hat mich in den Fin­
ger gebi~\en. der Schmer I hat 
mir wohl neue Energie verlie­
hen, SO Il).l hätten wir c\ nicht 
geschafft". berichtete Klaus 
Rohrbeck von den dramati­
schen Umständen. Für diese 
Hilfe unter Ein,au seines Le­
ben~ Lcichnclcn Michael 
Groß. Hans-Otto Wöbe~e. 

Vorsland~vorsit/endcr der 
Beie"dorf AG. und DLRG­
Präsident Dr. Joachim Pröhl 
den Dortmunder mit dem Eh­
renprei.., aus. 

Den Deutschen Was\crrcl­
tungspreis für DLRG-Mitglie­
der erhielt Fred Peters aus 
Wecncr an der En1s. Ocr 
25jährige Funkelektroniker 
reUete <Im 24. Januar 1992 ci­
nem 38jährigen Mann da ... Le­
ben. der am Sieltief beim 
Buschfcld beim Schlittschuh­
laufen ins Eis eingebrochen 
war. Mit gekonntem Schlepp­
griff transportiere Fred Peters 
den zu ... ehends schwächer wer­
denden Mann durch die /livor 

Gruppenbild mit Preisträgern: v.1. 01", Joachim Pröhl (OLRG-Präsident ), Klaus Rohrbeck und Frcd PCICN 
(pn.'istrüger) .. Hans-Ollo Wöhcke (Vorstand.s\·orsitzender Beicrsdorf AG ). Stel)hanie Sattler (OLRG Kauf­
bcuren). Schirmherr ~lich~tel Gron, Winfried Bremser und Werner Seibt (Kaun){'uren). (Fopto: Mey) 

geschlagene Schneise bis 711m 
tragenden Ei.... Mit leuter 
Kraft und unterkühlt gelang es 
dem 25jährigen DLRG-Mit­
glied. da, Unfallopfer aus dem 
ei ... igen Wasser nach und nach 
über den Ei ... rand /ll liehen. 
während ... ich der vef/wcifclte 
Mann crs I an ... einem Hosen­
bund. spliter an den Schlitt­
... chuhcn festhie lt. 

Den NIVEA-Delphin-För­
dcrprei ... für herausragcnde 
Leistungen im Wasserret­
tungsdien ... t. spcLiell für den 
Aufbau einer .. Schnelleinsalt.­
gruppe". die mittlerweile 12 
Aktive lImfaßt. vergabdie jury 
an den DLRG-Be/irk Kauf­
beuren . Winfricd Bremser, 
Stephanie Sattler und Wemer 
Seibt nahmen den BroIl/C -

Delphin und den 3000-DM­
Scheck entgegen. "Mehr öf­
fentliche Anerkennung für die 
ehrenamt lichen Helfer und Le­
bcm,rcner", forderte der drei-

malige Olympiasieger und be­
gründete damit sein Engage­
melll und die Paten~chaft für 
den NIVEA-Delphin. 

Die ILS baut auf vier Großregionen 

Im September 1994 findet 
im walisischen Cardiff die 
Gründungs-Generalversamm­
lung der Internationalen Lire 
Saving Federation (ILS) statt . 
Ende Februar verständigten 
sich FIS und WLS in Leuven 
(Belgien) auf die wesentlichen 
SatLungs- lind Strukturele­
mente der neuen Welt wasser­
rCllungsorganisiltion. In der 

ILS wird es demnach drei For­
men der Mitgl ied,chaft geben : 
neben Vollmitgliedem die as­
sozi ierte Mitg liedschaft (max . 
t.wei Organisationen pro Nati­
on) und drittens korrespondie­
rende Mitglieder (ohne Be­
,chr;inkung). 

Die Generalversammlung 
ist das höchste Beschlußorgan. 
Sie findet alle vier Jahre Mall , 
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Unterhalb der "Weltebene" 
sind vier Großregionen vorge­
sehen: Europa, Amerika, Afri­
ka und Asien/Ozeanien. Die 
Reg ionen sind fester Bestand­
teil der ILS-Mitgliedschaft in 
einer Mitgliedschaft im Welt­
verband. 

Zwischen den Generalver­
sammlungen fühn ein Direkti­
onskomitee die ILS, das sich 
aus Präsident, Generalse­
kretär, vier Vizepräsidcntcn 
(den Regionalpräsidenten) so­
wie weiteren Direktoren (nach 
Anzahl der Vollmilglieder j e 
Region) zusammensetzen soll. 
Das Direktionskomitee tagt 
mindestens einmal im Jahr. 

Zu den satzungsgemäßen 
Aufgaben sollen u. a. gehören: 
• Entwicklung möglichst opti­

maler Methoden der Wasser­
rettung und otfall vorsorge 

• Entwicklung und Austausch 
von Ausbildungsprogram­
men und Schulungsangebo­
ten 

• Vereinheitlichung von Aus­
stattung, Gesetzesgrundla­
gen und Hinweiszeichen 

• Durchführung Internationa­
ler Wasserrettungswettbe­
werben 

• Internationale Kongresse 
• Umweltschutz 

Die Vereinbarung sieht fünf 
ständige Kommissionen für 
die fachliche Arbeit vor: Spon, 
Einsatz, Ausbildung, Medizin 
und Entwicklungshilfe. Dar­
über hinaus kann das Direkti ­
onskomitee weitere Arbeits­
gruppen einsetzen. Der Mit­
gliedsbeitrag richtet sich nach 
dem Status der M itgl iedschaft. 
Die Regionen sollen für ihre 
Arbeit 30 % des Bei tragsauf­
kommens der Mitglieder ihrer 
Regionen erhalten. 

Bis 1998 wird die bestehen­
de internationale Wenbe­
werbsstruktur (FISIWLS) un­
ter ILS-Verantwonung fonge­
setzt. Weltmeisterschaften im 
Rettungsschwimmen finden 
im Turnus von vier Jahren 
statt . In WM-Jahren dürfen 
keine internationalen Konkur­
renzwettbewerbe durchge­
fühn werden. 

Jeder Vierte 
gab Note Eins 

Wickert- Institut ermittelte, 
was Bürger von der DLRG 
wissen 

Drei von vier Bundesbür­
gern in den alten Bundeslän­
dern kennen die DLRG, 65 
Prozent si nd es in We~t und 
Ost. Das ergab e ine repräsen­
tative Umfrage der Wicken­
Institute im Auftrag des 
DLRG-ReSSOIlS Öffentlich­
keitsarbeit. 

Besonders bekannt ist die 
DLRG in Baden-Wüntemberg 
(85 Prozent ). gefol gt von 
Rheinland-Pfalz und dem 
Saarland (82 Prozent). In den 
neuen Ländern : Thüringen 33 
Prozent , Sachsen 18 Prozent. 
Brandenburg 17 Prozent. 
Sachsen-Anhalt 10 Prozent 
und nur 7 Prozent in Mecklen­
burg-Vorpommern. 

92 Prozent aller Befragten 
wußten, daß mit der Wortmar­
ke DLRG die Deutsche Le­
ben s- Rettun gs-Gese ll sc ha ft 
gemeint ist. 44 Prozent verbin­
den mit der DLRG den Was­
serrettungsdienst, 20 Prozent 
Schwimm- und Reuungs­
schwimmausbi ldung, 12 Pro­
zent meinen, die DLRG be­
u-eibe Rettungsschwimmen als 
Leistungs- und Breitenspon. 
Unbekannt ist die Taucher­
und Bootsführerausbildung. 

Die 2064 befragten Perso­
nen in West- und 300 in Ost­
deutschland halten die DLRG 
für eine sehr gute und sehr 
wichtige Organi sation, die vie­
le Menschen rettet. 

Die Frage "Welche Schul­
note würden Sie der DLRG 
geben?" beantwoneten 24 
Prozent mit .,sehr gut" ( ote 
1),49 Prozent mit "gut" (2), 12 
Prozent mit "befriedigend" 
(3). Drei von vier Bürgern ge­
ben also der DLRG ein gutes 
oder sehr gutes Image. Sehr 
uneinheitlich ist die Bewer­
tung in Ostdeutschland: Wäh­
rend in Sachsen 82 Prozent der 
DLRG mindestens die ote 
"gut" zugestanden, machten in 
Sachsen-Anhalt 72 Prozent 
und in Thüringen 70 Prozent 
keine Angaben. 95 Prozent der 
Befragten beweneten die 
DLRG als wichtige Organisa­
tion. 94 Prozent wissen. daß 

DLRG-Mitglieder auf freiwil­
I iger Basis arbeiten. 87 Pro­
lCnl sind der Auffassung, sie 
müsse vom Staat mehr geför­
den werden, und 53 Prozent 
glauben, die DLRG habe nur 
wenige Spezialisten. Auf die 
Frage nach dem Symbol 
(Logo) der DLRG. dem 
spähenden Adler, sagten 36 
Prozent aus, es zu kennen, 64 
Prozent sagten .,kenne ich 

nicht", Immerhin können sich 
33 Prozent der Befragten vor­
,teilen, bei der DLRG ehren­
amtlich mitzuarbeiten. 

Besonders groß war mit 46 
Prozent die Bereitschaft bei 
den 18- bis 29jährigen. mit nur 
16 Prozent besonders geri ng 
bei den über 50jährigen. 

DLRG "enthüllte" neues Fahrzeug 

Kürzlich konnte der DLRG­
Landesverband Berlin e. V. ei­
nen neuen Lkw in Betrieb neh­
men. Bei diesem 8.5-Tonner 
im Wen von 145000,- DM 
handelt es sich um ein Fahr­
zeug der Firma M ercedes 
Benz, das den Berliner Ret­
lUngsschwimmern von der 
Spielbank Berlin gespendet 
wurde. 

Das Spezialfahrzeug fürden 
Wasserrettungsdienst und Ka­
tastrophenhilfsdienst ist mit 
ei ner Doppelkabine für fünf 
Personen und einer Pritsche 
ausgestattet. Hinter der Lade­
näche belindet sich ei n Kran. 
der im ausgefahrenen Zustand 
Lasten bis zu einer Tonne he­
ben kann. Da die Berliner Ret­
tungsboote im Winter nicht an 
einer zentralen Stelle gelageJ1 
werden können, werden mit 
dieser Hebevorrichtung die 
Saisonvor- und -nachberei tun­
gen wesentlich erleichteJ1 . 

Für die Inbetriebnahme des 
Lkw hatlen sich die ehrenamt­
lichen Retter der DLRG Berl in 
etwas Besonderes e infallen 
lassen: Das Fahrzeug wurde 
nicht getauft, sondern enthüllt . 
Die Deutsche Oper Berlin 
stellte dafür 150 Quadratmeter 
Stoff zur Verfügung. Peter Ho­
semann, Geschäftsführer der 
Spielbank Berl in, erläutene in 
einer kurzen Ansprache das 
Zustande kommen dieser 
Spende. Dankward Buwitl, 
Vorsitzender der Vergabekom­
mission der Spielbank, freute 
,ich darüber. daß neben dem 
Leistungsspon auch ehren­
amtliche Initiativen wie die der 
DLRG geförden werden. Er 
dankte den Rettungsschwim­
mern für ihr ~roßes Engage­
ment und die Ubernahme von 
Aufgaben, die der Staat mit be­
lahlten Kräften nicht leisten 
könnte. 

Andreas W. Florian 
DLRG Berlin 
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VERBAND DER ARBEITSGEMEINSCHAFTEN 

ARM' DER HELFER IN DEN REGIEEINHEITEN-EINRICHTUNGEN DES 
KATASTROPHENSCHUTZES IN DER BUNDESREPUBlIK DEUTSCHLAND E.V. 

Dlpl.-Ing. Klaus-Dleter Kühn, ARKAT-Bundesvorsitzender 

Humankapital im 
Katastrophenschutz 
nicht fragwürdigem 
Sparkonzept opfern 

Allen Mahnungen zum 
Troll werden in den Bereichen 
Führung, Logistik und Kom­
munikation voraussichtlich 
rund 20000 Helferinnen und 
Helferzur Disposition gestellt, 
obwohl für die von diesen Ein­
heiten und Einrichtungen bis­
her wahrgenommenen Aufga­
ben noch keine konzeptionel­
len Alternativen erarbeitet 
worden sind. 

Völlig unbeeindruckt von 
dem gemeinsamen Beschluß 
der Fraktionen von CDUI 
CSU, FDP und SPD, wonach 
.. auch unter den veränderten 
sicherheitspolitischen Bedin­
gungen der erweiterte Kata­
strophenschutz unvermindert 
seine Bedeutung erhält". ver­
bunden mit der Aufforderung 
an die Bundesregierung. dieser 
VerpnichlUng auch weiterhin 
gerecht zu werden, hält der 
Bundesfinanzrninister an dra­
stischen Kürlungen um bis zu 
25 % feM. Unbeschadet der 
fachlichen Bedenken des In­
nenressorts und der jeweiligen 
Aufgabemrägcr in diesem 
weitgehend auf das ehrenamt­
liche Engagement angewiese­
nen Vorsorgebereich wird da­
mit das in einem langjährigen 
Proleß aufgebaute Humanka­
pilal einern fragwürdigen 
Sparkonzept geopfert. 

Ideenlosigkeit und da, völ­
lige Fehlen einer politischen 
Vision kennzeichnen das bis­
herige finan7laktische Pot­
pourri zwbchen Bund und 
Ländern, die sich eigentlich 
dem gesamtMaatlichen Anlie-

gen für einen möglichst um­
fassenden Bevölkerungs­
schutz in besonderer Weise 
verpnichtet fühlen müßten. 

"Während sich die Aufga­
ben in diesem Bereich durch 
den Aufbau im Osten um 20 % 
erhöhen, kann die finanlielle 
Basis nicht gleichzeitig um re­
lativ 50 % sinken", stellte 
Staatssekretär Oe. Walter 
Prie~nitz anläßlich seines Ge­
sprächs mit Katastrophen­
schutz-Organisationen und 
-Verbänden am 26. Februar 
1993 in Bonn zutreffend fest. 

Der aufgrund langjähriger 
Erfahrungen auf kommunaler 
Ebene in Fragen des Zivi l- und 
Katastrophenschutzes beson­
ders urteilsfahige Spitzenbe­
amte ist für die Helferinnen 
und Helfer im Katastrophen­
schutz gleichsam zu einem 
Hoffnungsträger avanciert. 
Mutig griff er jetzt "in die 
Speichen" und folgte einem 
Vorschlag der Organisationen 
und Verbände. um ge,icher­
te Handlungsempfehlungen 
durch die Bildung von Ar­
beitsgrllppen unter Beteili­
gung erstmals aller Verantwor­
lungsebenen im Sinne einer 
Strategie von Kontinuität lind 
Wandel fachlich vorbereiten 
zu helfen. 

Trot/.delll sollen, weil an­
geblich fachlich nicht mehr 
vorrangig notwendig, in den 
Altbundesländern zum 3 1. De­
zember 1993 75 Veterinärzü­
ge, 109 Betreuungsleitzüge, 
20 Betreuungsstellen, 52 Er­
kundungs- und Lotsengrup-
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pen, 497 Beobachtungs- und 
ABC-Meß;!ellen. 424 Fern­
meldezentralen (HVB, Ab­
schnitt) und 147 Fernmeldezü­
ge (zugunsten von FernmeIde­
gruppen 112J). 265 Führungs­
gruppen Bereitschaft, 417 Ver­
brauchsgütertrupps sowie 575 
Materialerhaltungstrupps zur 
Disposition gestellt werden. 

Haben wir eigentlich in der 
Diskussion um die künftige 
Wahrnehmung der Aufgaben 
im Katastrophenschutz jegli­
chen Bezug zur Realität verlo­
ren? Wir stellen doch zuneh­
mend fest, daß es unter den ge­
gebenen Umständen erheblich 
schwieriger wird. die perso­
nelle Zukunft in diesem Be­
reich auf ehrenamt licher Basis 
weiterhin aufrechtluerhalten. 
Weitere Einbußen an Attrakti­
vität erfahrt die Aufgabe durch 
den mehr als deutlich sinken­
den Stellenwert in Staat und 
Politik sowie ein feh lendes In­
tegrationskonzept hinsichtlich 
der Einbindung der Einheiten 
lind Einrichtungen in die frie­
densmäßige Gefahrenabwehr. 
Die mangelnde Mitwirkungs­
bereitschaft im ehrenamtli­
chen Bereich überträgt sich be­
reits auch auf die noch beste­
henden hauptamtlichen Res­
sourcen. Bisherige Vordenker­
eliten suchen auch hier längst 
andere Betätigungsfelder, die 
mehr Anerkennung und Zu­
kunftsperspekti ven erwarten 
lassen. Anspruch und Wirk­
lichkeit driften in dieser exi­
stentiellen gesamtstaatlichen 
Aufgabe immer mehr ausein­
ander, wenn jetzt Staat und Po­
litik nicht die richtigen Ant­
worten geben. Der Stellenwert 
des Ehrenamtes hinsichtlich 
der demokratiebewahrenden 
Bindung von Bürgern zu Staat 
und Gesellschaft muß endlich 
in ~einer Bedeutung für eine 
verantwortlich handelnde Po­
litik in allen zukunftssichern­
den Elementen als Humanka­
pital schlechthin wieder mehr 
anerkannt und entwickelt wer­
den. 

Im Verlauf der fachlich bis­
her nur mittelmäßig hinterleg­
ten Diskussion um die Neu­
strllkturierung im Bereich des 
Zivil- und Katastrophen­
schutzes müssen wir in den 
Altbundesländern gegenwär­
tig erleben, wie einLeIne Län­
der offenbar unter Berufung 
auf mehr oder weniger halbof­
fizielle Verlautbarungen oder 
Erlasse in erheblichem Um­
fang Einheiten unter Berufung 
auf den Bund aunösen wollen. 
Weiterhin mitwirkungsbereite 
Führungskräfte und Helfer 
werden dadurch zunehmend 
verunsichert. Die Unruhe an 
der Basis wächst. Andererseits 
haben bestimmte Organisatio­
nen (z. B. THW), aber auch 
zahlreiche Katastrophen­
schutzbehörden, inzwischen 
beschlosssen, zur Disposition 
stehende Fachdienstkompo­
nenten, insbesondere der 
Führung. des Fernmeldedien­
stes und der Logistik in eigene 
Regie zu übernehmen, da die­
se in der Regel von hohem 
NutLen und mit relativ gerin­
gen Selbstbewirtschaftungs­
mitteln weitergeführt werden 
können. Gehen Empfehlungen 
des Bundes und der Länder 
hier nicht fachlich völlig fehl? 
Werden hier nicht Funktionen, 
die ja längst nicht obsolet ge­
worden sind, ohne Not abge­
baut? Wenn diese teilweise 
hochmOlivierten Führungs­
kräfte und Helfer "nach Hau­
se" gehen, so sind sie doch für 
gesellschaftliche Aufgaben 
auf Dauer verloren. Hart ge­
sagt: Tritt man hier das Ehren­
amt nicht mit Füßen? Wie kann 
man diese Fehlentwicklungen 
(fachlich und gesellschaftspo­
litisch) überhaupt noch aufhal­
ten? 

IM für die Trägerorganisa­
tionen nicht jetzt derZeitpunkt 
gekommen. Bundesregierung 
und Parlament gemeinsam ein 
ungeschminktes Bild der Si­
tuation sachkundig zu vennit­
tein. um Zuständigkeitsbarrie­
ren, die die Diskussion bisher 
so negativ begleiteten, notfalls 



in den Parlamenten zu über­
winden suchen? Wo muß ver­
antwortliche Sparpolitik denn 
eigentlich ansetzen, um in der 
Zielsetzung einen Abbau an 
Funktionalität und Humanka­
pital zu vermeiden, um statt­
dessen mit weniger Ressour­
cen und integrierten Schutz­
konzepten bei Optimierung 
der personellen, technischen, 
organisatorischen, ausbil­
dungsbezogenen und finan zi­
ellen Rahmenbedi ngungen 
letztendlich wieder mehr lei­
sten zu können? 

Das Erreichen wirklich in­
novativer Organisations- und 
Finanzierungsmodelle wird 
entscheidend davon abhängen, 
inwieweit es gelingt, benach­
bane Funktionsbereiche sich 
ergänzend (nicht sich erset­
zend) aufgabenzentriert inner­
halb eines integrienen Sy­
stems der Hilfeleistung aufein­
ander abzustimmen. 

Die "Überlebensfahigkeit" 
der Idee des integrienen 
Gefahrenschutzes, basierend 
auf einem bürgerzentrierten 

Selbstschutz und einem durch­
gängig alle denkbaren Scha­
denszenarien berücksichtigen­
den fraktal aufwuchsfahigen 
Schutzsystem darf dabei nicht 
allein vom Kalkül träger­
schaftlicher Interessen be­
stimmt sein. Nicht kommuni­
ziene und nicht auf allen Ver­
antwonungsebenen getragene 
Alleingänge werden dabei 
eher zum Schaden des Ganzen 
gereichen. 

Es ist deshalb an alle Ver­
antwortlichen zu appellieren, 
das vorhandene Humankapital 
im Katastrophenschutz zu er­
halten und Einheiten und Ein­
richtungen bis zur Verabschie­
dung eines langfristig gültigen 
Gesamtkonzeptes nicht zur 
Disposition zu stellen. Viel­
mehr müssen die verfügbaren 
Humanressourcen und das in 
diesen Einheiten vorhandene 
Expenenwissen als Nukleus 
für einen neu zu orientierenden 
Katastrophenschutz bestehen 
bleiben, bis konzeptionelle AL­
ternativen hier LU entwickelt 
worden sind. 

Rahmenkonzept für den Veterinärdienst 

Ordnet man die Notfallvor­
sorge und den Bevölkerungs­
schutz als gesamtstaat liche 
Aufgabe ein, gehön der Vete­
rinärdienst zweifellos in die 
Kategorie der Fachdienste mit 
zukünftig wachsender Bedeu­
tung. Bei der Bewenung des 
Stellenwenes der Fachdienste 
des erweitenen Katastrophen­
schutzes sind - unbeschadet 
der bisherigen Ausrichtung 
auf den V-Fall - auch die Risi­
ken zu berücksichtigen - die 
nicht oder nicht unmittelbar 
durch Kriegsgefahren begrün­
det sind ("Doppelnutzen"). 

Zu diesen Risiken im Frie­
den zählen: 
- Reaktorunfalle mit groß­

Oächiger radioaktiver Kon­
tamination (z. B. Tscherno­
byl 1986) 

- massive ChemikaJienfrei-
setzungen aus Chemieanla­
gen mit großOächiger Kon­
tamination (z. B. Seveso 
1976, Bhopal 1984) sowie 

- unfallbedingte Freisetzung 
oder Einschleppung von 
Tierseuchenerregern (z. B. 

Swerdlowsk 1979, Großbri­
tannien 1988) 
Erfahrungen leitender Fach­

kräfte aus dem Veterinärwesen 
zeigen, daß die zuständigen 
Veterinärämter eines Land­
kreises oder einer kreisfreien 
Stadt mit der Fülle der Aufga­
ben (u. a. gemäß TierSG, 
LMBG, TierKBG, Tier­
schutzG, StrVG, EVG) im Kri­
senfall an Kapazitätsgrenzen 
stoßen. Selbst bei punktuellem 
lokalen Auftreten von Tierseu­
ehen (z. B. Maul- und Klauen­
seuche lMKS J und Brucellose, 
Hannover 1989) wird diese 
Problematik deutlich (Probe­
nahme, Töten von Tieren, 
Tierkörperbeseitigung, Desin­
fektion). 

Tendenziell ist zu befürch­
ten, daß die Harmonisierung 
von Impfbestimmungen inner­
halb der EG (Impfstopp) künf­
tige Seuchenzüge vennehn 
auf ungeimpfte Klauentierpo­
pulationen lreffen läßt und in­
folgedessen winschaftliche 
Schäden größten Ausmaßes 
erwanbar sind. Unabweisbare 

Aufgabe ist es hier, die Bevöl­
kerung vor auf den Menschen 
übertragbare Krankheiten 
(Zoonosen) zu schülzen und 
die Versorgung mit einwand­
freien (unbedenklichen) le­
bensmitteln zu gewährleisten. 

Aus Gründen des Bevölke­
rungsschutzes und der Notfall­
vorsorge ist daher unter 
Berücksichtigung der be­
grenzten lokalen Kapazitäten 
eine Vorhaltung von überkreis­
Iich Oexibel einselzbaren Ve­
terinäreinheiten mit speziell 
ausgebildetem Personal allein 
unter diesem Blickwinkel un­
verzichtbar. Ln diesem Kontext 
erscheint eine Einordnung des 
Veterinärdienstes als "fachlich 
nicht mehr vorrangig notwen­
dig" nicht vertretbar. Mit der 
Infragestellung des Veterinär­
dienstes droht der Verlust einer 
bestehenden notwendigen In­
frastruktur und eines fachlich 
ausgebildeten Helferpotenti­
als und damit Verlust von Spe­
zialwissen. 

Das Konzept im einzelnen: 
1. Einsatz 

Gründungs­
versammlung der 
ARKAT Saarland 

Die Gründung~H~rsammlung rur ei· 
nen ARKAT-Landesverband Saarland 
findet am Samstag, dem 4 September 
1993. in Homburg. Am FonJm I, 10,00 
Uhr, Sfatt 

Zu dieser Veranstaltung lädt der 
Grundungsausschuß aUe mleTfiSierten 
Helferinnen und lIelfer der kommuna· 
len Regieeinhelten und ~mrichtungen 
aus dem Saarland herz.hch ein 

Weitere Informa\1onen: 
Berdy SchucL, 
Td.: 0682617174 

und Futtermitteln 
- Dekontamination 
- Mitwirkung beim Transpon 

und ggf. Schlachten von 
Tieren 

- Töten von Tieren im Rah-
men der Tierseuchen-
bekämpfung 
Mitwirkung bei der un­
schädlichen Beseitigung 
von Tierkörpern, Konfiska­
ten und Abmllen tierischer 

Der Veterinärzug ist ein mobi- Herkunft 
les und Oexibles Instrument - Probenahme von Lebens-
für die Veterinärverwaltung in 
Katastrophenfallen. 
Einsatznotwendigkeiten be­
stehen bei 
I. Tierseuchen (bakteriell be­
dingt, z. B. Salmonellose, vi­
rusbedingt: z. B. MKS , ESP) 
Zoonosen (z. B. Brucellose) 
2. aturkatastrophen (z. B. 
Überschwemmungen, Wald­
brände) 
3. Industriellen Katastrophen 
und Großschadenereignissen 
z. B. Nuklearunfalle mit Frei ­
setzung von Radioaktivität 
Biologische Unfalle mit Frei ­
setzung von Krankheitserre­
gern 
Chemieunfalle mit Freiset­
zung giftiger Stoffe 
2. Aufgaben 
Unterstützung der Veterinär­
behörden zur Verminderung 
und Beseitigung von Schäden 
bei Katastrophen mit Auswir­
kungen auf Tiere, Lebens- und 
Futtermitteln. 
Bekämpfung von Folgeschä­
den für den Menschen. 
Im einzelnen: 
- Untersuchung und Selekti­

on betroffener Tiere 
- Feststellung von Kontami­

nation an Tieren, Lebens-

und Futtennitteln 
3. Ausstattung 
Mobil einsetzbare zeitgemäße 
verfügbare Ausstattung mit 
Fahrzeugen, Geräten und 
Hilfsmitteln, um bereits jetzt 
in Katastrophenfallen einselz­
bar zu sein ("Doppel nutzen"). 
4. Ausbildung 
- Allgemeine Katastrophen­

schutzausbildung 
Vertiefung im veterinär­
fachli chen und ABC-Be­
reich 

5. Zusammenwir ken 
Veterinäreinheiten als Instru­
ment der Veterinärverwaltung 
kooperieren im Einsatz eng 
mit 
- ABC-Dienst 
- Brandschutzdienst 
- Bergungsdienst 

Das Rahmellkollzept wurde 
aI/läßlich eil/es Fortbildul/gs­
lehrgal/gs fiir ZlIgfiihrer/ 
Tierärzte des Veterillärdiell ­
sres vom /6. bis / 7. JUI/i /993 
{In der KalGstroph enschut;.­
schule des Bundes Bad Neu­
enahr-Ahnveiler erarbeitet. 

(Dr. med. vet. Rainer Vogel) 
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Umweltverträgliche 
Fahrzeugtechnik 

25 "Bio-Unimog" vom Typ U 900 
sind derzeit in fünf Wassergewin­
nungsbetrieben der Gelsenwasser 
AG, Gelsenkirchen, an der Ruhr und 
in Haltern im Einsatz. Diese hoch­
sensiblen Wassergewinnungsberei­
che erfordern höchste Vorsicht beim 
Umgang mit Fahrzeugen und Ma­
schinen, die mit Treibstoffen und Hy­
draulikölen befüllt sind; denn jeder 
heraussIckernde Tropfen Öl oder 
Benzin gefährdet die Qualität des 
Trinkwassers. Daher werden alle be­
triebseigenen Ummog-Fahrzeuge 
und stationären Geräte der Gelsen­
wasser AG seit mehr als zwei Jahren 
ausschließlich mit Rapsöl-Methyl­
ester (RME), einem biologisch ab­
baubaren Betriebsstoff, an statt mit 
herkömmlichem Dieselkraftstoff be­
trieben. Auch in den Hydraulikanla­
gen wird seitdem nur noch Bio-Öl auf 
Rapsölbasis verwendet . Fünf der 
Unimog-Arbeitsmaschinen laufen zur 
Zeit versuchsweise mit Bio-Öl auch in 
den Achsen, Getrieben und Radvor­
gelegen. Zum Schutz des Bodens vor 
heraustropfendem Öl sind außer­
dem an allen eventuell möglichen 
LeCkagesteIlen am Motor, am Getrie­
be, an den Achsen und am Kraft­
stofftank zusätzlich ÖI-Auffangwan­
nen angebracht. 
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Die "Bio-Unimog" der Gelsenwas­
ser AG dienen neben der Durch­
führung von Bau-, Wartungs- und 
Unterhaltungsarbeiten vornehmlich 
zum Transport des Sandes aus den 
Versickerungsbecken, in denen das 
Grundwasser mit Oberflächenwas­
ser angereichert wird, zu speziellen 
Reinigungsanlagen, in denen der 
Sand von Verschmutzungen und 
Rückständen aus dem Flußwasser 
gereinigt wird. Dies ist nötig, um die 
100prozentige Filterfunktion des 
Sandes und damit eine einwandfreie 
Trinkwasserqualität zu gewährlei­
sten. 

(Mercedes-Benz AG, Stuttgart) 

Schnelle Hilfe am Unfallort 

Allein 1991 kam es auf unseren 
Straßen zu 384662 Unfällen mit Per­
sonenschaden. Gerade im Straßen­
verkehr hängt das Leben von Men­
schen nicht selten von der Frage ab, 
wie schnell die Verletzten befreit und 
medizinisch erstversorgt werden 
können. An letztgenanntem Punkt 
setzt eine Entwicklung einer Dort­
munder Ingenieurgesellschaft an. 
Dabei handelt es sich um einen Ret­
tungshaken aus nichtrostendem 
Edelstahl, der aufgrund seines multi­
funktionalen Aufbaus die Arbeit der 

Rettungsmannschaften erheblich er­
leichtern kann. 

Die Stahlspitze des nur 1,8 Kilo­
gramm schweren Gerätes ist so ge­
formt, daß mit ihr Scheiben leicht ein­
geschlagen und eingeklemmte Fahr­
zeugtüren aufgehebelt werden kön­
nen. Eine auswechselbare und ver­
senkbare Klinge ermöglicht das ra­
sche Auftrennen der Sicherheitsgur­
te. Der geriffelte und mit einer Hand­
schlaufe versehene Griff macht ein 
Abrutschen unmöglich. 

Als ausgesprochen praktisch er­
weist sich der Stahl-Rettungshaken 
zudem bei der medizinischen Versor­
gung der Opfer. Dank drei Spezial­
krallen im Kopfstück des Hakens 
kann das Rettungsgerät an allen 
möglichen Gegenständen wie Bäu­
men, Verkehrsschildern oder Zäunen 
befestigt werden. An seinem unteren 
Ende ist ein Dreh- und Schwenkha­
ken angebracht, an den beispiels­
weise eine Infusionsflasche an­
gehängt werden kann. 

(GfD, Dortmund) 



Feue~eh~Jahrbuch 
1992/93 
27. Ausgabe 

Versandhaus des 
Deutschen Feuerwehrverbandes, 

53154 Bonn 

Beiträge und Berichterstattungen 
aus dem Feuerwehrgeschehen der 
Landesfeuerwehrverbände. der Län­
derinnenministerien. der Verbände 
und Institutionen geben einen Ein­
blick in die vielfältigen Aufgaben der 
Feuerwehren. War im letzten Feuer­
wehr-Jahrbuch der Aufbau der Feu­
erwehren in den jungen Bundeslän­
dern das Schwerpunktthema. so 
stellen sich aus Anlaß der Feuerwehr­
Olympiade des CTIF (Internationales 
Technisches Komitee für Vorbeugen­
den Brandschutz und Feuerlöschwe­
sen) in Berlin in dieser Ausgabe die 
internationalen Feuerwehrverbände 
vor. Es dürfte sehr interessant sein. 
die Verschiedenartigkeit des Aufbaus 
und der staatlichen Zuordnung zu 
vergleichen. 

Darüber hinaus enthält das Jahr­
buch sämtliche Anschriften der Feu­
erwehr-Gremien auf internationaler. 
nationaler und Länderebene. hinzu 
kommen die Anschriften von Landes­
und Bundesbehörden sowie eine 
Vielzahl von für die Feuerwehren 
wichtigen Institutionen. Dieser An­
schriftenteil macht das Jahrbuch in 
Verbindung mit dem statistischen Teil 
zu einem wertvollen Nachschlage­
werk. Das Feuerwehr-Jahrbuch ist 
die einzige Veröffentlichung. in der in 
dieser umfassenden Form über das 
gesamte Brandschutzwesen in der 
Bundesrepublik berichtet wird. 

UnfallRatgeber 
6. Auflage von Elmar Kramer 

ADAC Vel1ag GmbH, 
München 

Wer unschuldig in einen Unfall ver­
wickelt wird. weiß meistens nicht. wie 
er zu seinem Geld kommen kann. So­
gar Fälle. die ganz simpel aussehen. 
können zu zeitraubenden Schadens­
regulierungen führen. Zu spät. näm­
lich erst bei den Verhandlungen mit 
der Versicherung. erfährt der Ge-

schädigte. auf welche scheinbar ne­
bensächlichen Tatsachen es gerade 
in seinem Fall angekommen wäre. 
Nachträglich läßt sich dann meistens 
nichts mehr ändern. 

Damit er wenigstens die Chance 
hat. mitzudenken und. wo nötig. auch 
mitzureden. wurde dieses Buch ge­
schrieben. Es soll jeden Verkehrsteil­
nehmer vor. während und nach dem 
Unfall in die Lage versetzen. sich auf 
der Straße. im Gerichtssaal und bei 
der Versicherung richtig zu verhalten. 
Während im ersten Teil hauptsächlich 
Sofortmaßnahmen an der Unfallstei­
le und die Probleme bei der straf­
rechtlichen Abwicklung von Ver­
kehrsunfällen behandelt werden. be­
faßt sich der zweite Teil ausschließ­
lich mit der Schadensregulierung. 

Laufbahnrecht 
des Bundes 

und der Länder 
Einstellung - Beförderung - Aufstieg 

Mit Kommentar 
und aktueller Rechtssprechung 

Von Maximilian Baßlsperger 
Walhalla Fachvel1ag, 
93057 Regensburg 

Das Laufbahnrecht behandelt den 
Teil des Beamtenrechts. der sich mit 
den Voraussetzungen für die Einstel­
lung. Anstellung. Beförderung und 
den Aufstieg der Beamten befaßt. Es 
enthält damit die wesentlichen Rege­
lungen für den beruflichen Einstieg 
und das berufliche Fortkommen des 
Beamten. 

Im Mittelpunkt dieser Neuerschei­
nung steht das Laufbahnrecht der 
Bundesbeamten. Die gesetzlichen 
Bestimmungen hierzu werden aus­
führlich erläutert. Durch Hinweise auf 
die entsprechenden Vorschriften der 
Länder können die an hand des Bun­
desrechts dargestellten Prinzipien 
auf das jeweilige Landesrecht über­
tragen werden. Ein Nachschlagewerk 
für die persönliche Laufbahnplanung 
und für alle Personalabteilungen. 

Luftrettung in 
Deutschland 
Von Dr. Lothar Langner 

und Hans-Ull1ch Suckert 
Wemer Wolfsfellner Medizlnvel1ag, 

München 

Ein Vierteljahrhundert nach ihren 
Anfängen und einer halben Million 
Einsätze befindet sich die "Luftret­
tung in Deutschland" in einer Phase 
zwischen Konsolidierung und Neu­
beginn. Erstmals wird mit diesem 
Buch auf 300 Seiten und durch 215 
Bilder die deutsche Luftrettung mit 
ihren geschichtlichen Hintergründen 
von den Anfängen bis zu Gegenwart. 
ihre Organisationsstruktur. Technik. 
Effizienz. Akzeptanz und Problematik 
für ein breites Publikum dargestellt. 

Besonderes Anliegen der Autoren 
war. das nur schwer durchschaubare 
System der "schnellen Hilfe. die vom 
Himmel kommt" durch allgemeinver­
ständliche Formulierung sowie ein­
drucksvolles. weitgehend farbiges 
Bildmaterial in den großen Bogen 
zwischen Historie und Gegenwarts­
probleme zu stellen. 

Die Autoren beschreiben ausführ­
lich. was Pioniere und "Macher" für 
das deutsche Luftrettungssystem 
geleistet haben. Sie erklären das Zu­
sammenspiel zwischen bodenge­
bundenem Rettungsdienst. Feuer­
wehr. humanitären Hilfsorganisatio­
nen. Rettungsleitstellen und den Ret­
tungshubschraubern. Sie portraitie­
ren die einzelnen Luftrettungszentren 
in allen Bundesländern und deren 
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"öffentlich-rechtliche" Betreiber wie 
z. B. Bundeswehr, Katastrophen­
schutz, Deutsche Rettungsflugwacht 
e.v. und ADAC-Luftrettung GmbH. 

"Luftrettung in Deutschland" 
macht ein kompliziertes wie komple­
xes, manchmal tabuisiertes Thema, 
das ausgeprägte politische Kompo­
nenten hat, in all seinen verzweigten 
Facetten transparent und weckt zu­
gleich Verständnis für die große hu­
manitäre Aufgabe, der sich die Ret­
tungsdienste täglich gegenüberste­
hen. 

Vorbereitung der 
Einsatztaktik für den 

Großschadensfall 
im Organisations­
bereich zwischen 

Rettungsdienst und 
Katastrophenschutz 

"Rettungsdienstlicher Großeinsatz 
mit Massenanfall von Verletzten, 
Führungsteam Leitender Notarzt 
und Einsatzleiter-Rettungsdienst, 
Einsatzinstrument Schnelleinsatz­
gruppe und/oder Katastrophen­
schutz/Telleinheit. Diese Stichworte 
bestimmen nicht erst seit der Novel­
lierung der Rettungsdienstgesetze 
die Diskussionen im Rettungsdienst 
bei Notärzten, nichtärztlichem Ein­
satzpersonal , kommunalen Ret­
tungsdienst-Trägern sowie auch den 
Kostenträgern. Bislang gestaltete 
sich die Diskussion vielfach deshalb 
schwierig, weil geeignete Hinter­
grundinformationen nicht oder nur 
lückenhaft verfügbar sind. 

Wertvolle Unterstützung für alle mit 
dieser Thematik Betrauten bietet die 
neu erschienene wissenschaftliche 
Untersuchung. Auf 192 Seiten mit 48 
Abbildungen findet sich eine Fülle 
von Detailinformationen, die als all­
gemeine Richtschnur für Vorberei­
tung, Organisation, Ausstattung, Ein­
satztaktik und notfallmedizinisches 
Vorgehen beim Massenanfall von 
Verletzten genutzt werden können. 
Darüber hinaus werden bundeslän­
der-spezifische Besonderheiten und 
Gemeinsamkeiten wie auch 25 reprä­
sentative Modelle zum rettungs­
dienstlichen Großeinsatz ausführlich 
vorgestellt und einem kritischen Ver­
gleich aus notärztlicher Sicht unter­
zogen. 

Als Zielgruppen sind besonders 
angesprochen: Notärzte, Leitende 
Notärzte, Rettungsassistenten, Ret-
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tungssamtäter, Organisatorische L ei­
ter, Einsatzleiter Rettungsdienst, 
Sachbearbeiter in der öffentlichen 
Verwaltung für die Ressorts Ret­
tungsdienst und Katastrophen­
schutz, Führungskräfte der Hilfsorga­
msationen im Rettungs- und Sa­
nitätsdienst, andere Hilfsorganisatio­
nen wie Feuerwehr und THW. 

Interessenten können die Untersu­
chungen gegen Kostenbeteiligung 
direkt beim Autor, Dr. Joachim 
Habers, Jülicher Straße 77, 52070 
Aachen, anfordern. 

Schutz vor 
elektromagnetischer 

Strahlung 
beim Mobilfunk 

Herausgegeben vom Bundesminister 
für Umwelt, Naturschutz 

und Reaktorsicherheit 
Gustav Fischer Vel1ag, 

Stutlgart 

Es ist abzusehen, daß sich die Zahl 
von Funktelefonen in der Bundesre­
publik wesentlich erhöhen wird. Soll­
ten von diesen Mobilfunk-Geräten 
gesundheitliche Risiken ausgehen, 
so wären davon weite Bevölkerungs­
kreise betroffen. Hinzu kämen mögli­
che Auswirkungen durch die ver­
mehrte Anzahl von Funk-Feststatio­
nen. 

Die Strahlenschutzkommission 
hat in der Auswertung eines Fachge­
spräches über mögliche gesundheit­
liche Auswirkungen durch die mo­
derne Telekommunikation eine Emp­
fehlung zum "Schutz vor elek1roma­
gnetischer Strahlung beim Mobil­
funk" erstellt. Diese Empfehlung soll 
die Gerätehersteller und Netzbetrei­
ber veranlassen, beim Ausbau des 
Mobilfunknetzes wesentliche Ge­
sundheitsaspekte zu berücksichti­
gen und mögliche negative Folgen zu 
vermeiden. 

Gleichzeitig faßt die Empfehlung 
den aktuellen Kenntnisstand über po­
tentielle Wirkungen der Hochfre­
quenzstrahlung bei der Mobilfunk­
technik zusammen und führt zu einer 
Risikobewertung für die Benutzer 
und die Gesamtbevölkerung, auf de­
ren Basis Grenzwerte festgelegt wer­
den. 

Kohlhammer 
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Die Roten Hefte 
LehrschrIften 

für den Feuerwehnnann 
VeI1ag W. Kohlhammer, 

Stuttgart 

Die Fachschriften der bewährten 
Reihe "Die Roten Hefte" haben be­
reits ihren festen Platz in der Ausbil­
dung und als Nachschlagewerk im 
alltäglichen Dienst bei der Feuerwehr 
gefunden. Mit den vorliegenden Neu­
auflagen werden die jeweiligen The­
menkreise auf den ak1uellen Stand 
gebracht: 

Eckbert Zylmann 
Erste HIHe Im Feuerwehrdienst 

Nr, 19, 8, Auflage 

Bemhard HentscheU 
Rlchard Marquardt 

Feuerwehr-Elnsatzübungen 
Nr, 24, 7, Auflage 

Lutz Rleck 
Die Löschwasserversorgung 

TeUl: Die Sammelwasserversorgung 
Nr, 27a, 3, Auflage 

Kurt KlIngsohr 
Brennbare Flüssigkeiten und Gase 

Nr. 41, 5. Auflage 

Frank Habermaler 
Chemle-Grundwlssen 

für den Feuerwehnnann 
Nr. 59, 2. Auflage 
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Gerätekraftwagen (GKW) 
des LuHschutzhilfsdienstes 
(LSHD) bzw. des 
Technischen Hilfswerkes 
(THW) 

, 
) 
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Bereits in der Ausgabe 9/89 des 
"Minimagazins" haben wir den GKW 
auf der Basis des MB 1113 (THW) 
vorgestellt. Diesmal sollen dessen 
Vorgänger beschrieben werden. Den 
ehemaligen Bergungszügen des 
Luftschutzhilfsdienstes (LSHD-Ber­
gungsdienst) und den Bergungszü­
gen des Technischen Hilfswerkes 
wurden Gerätekraftwagen (GKW) auf 
Borgward B 4500 und später Ma­
girus-Deutz 120 D 10 zugeordnet. Die 
Fahrzeuge führen ein Großteil der BZ­
Fachausstattung mit, sie sind zudem 
mit Front-Seilwinde ausgestattet. 
Wurden die LSHD-Fahrzeuge zu­
nächst in "khakigrau" (RAL 7008) 
lackiert, so erhielten die THW-Fahr­
zeuge die organisalionseigene Blau­
Lackierung (RAL 5002). Nach der 
Übernahme von LSHD-Einsatzfahr­
zeugen durch das THW verblieben 
über lange Jahre hinweg auch beim 
THW khakigraue Gerätekraftwagen. 

Zum Teil bis heute stehen die hier 
beschriebenen Fahrzeuge (vorwie­
gend der Magirus-"Eckhauber") im 
Einsatz der Hilfsorganisationen 
(THW, Feuerwehr; in übernommener 
und zum Tei l optisch abgewandelter 
Form auch bei Sanitätsorganisatio­
nen). 

Das Modell 

Grundlage für beide Modelle im 
Maßstab 1 :87/ HO sind die Bausätze 
Nr. 31306 (1306) der Firma Preiser 
(THW-Gerätewagen Magirus-Deutz 
120). Für den Bau des Borgward­
GKW wird zudem ein Fahrerhaus 
einschließlich Teilfahrgestell des ent­
sprechenden Fahrzeugs von Brekina 
(Nr. 4300, Borgward B 4500 Lkw) 
benötigt . Im übrigen liefert auch Bre­
kina das Grundmodell des GKW auf 
Magirus-Deutz 120 (Nr. 4646). 

Zunächst zum Borgward: Fahrer­
haus einschließlich Fahrgestell (Bre­
kina) sowie Geräteaufbau einschließ-

Die Einsatzfahrzeuge des Katastrophenschutzes 
Vom Vorbild zum Modell 

Gerätekraftwagen 
des THW-Ortsver­

bandes Darm· 
stadt aut Ma­

girus·Deutz. Das 
weiße Kreuz am 

Aufbau gilt nur zu 
Übungszwecken . 

Die Modelle des 
LSHD-GKW 

(rechts) und des 
THW-GKW 

(links). Oeull ich 
sichtbar sind die 

im Text beschrie· 
benen Deta ils. 

lich Fahrgestell (Brekina) sowie Gerä­
leaufbau einschließlich Fahrgestell 
(Preiser) werden paßgenau zusam­
mengefügt. Hierbei ist auf die ent­
sprechenden Höhenverhältnisse zu 
achten. Die Stoßstange des Borg­
ward wird zudem ersetzt durch die 
des Magirus-Deutz - einschließlich 
der Seilwinde. Hier müssen die Kon­
turen dem Kühleraufbau und den 
Kotflügeln angepaßt werden. Wäh­
rend der GKW-Aufbau im wesenlli­
chen original verbleibt, muß der Vor­
bau detailliert werden. 

So erhält das Fahrerhausdach auf 
der rechten Seite eine Luke (Preiser­
Zubehör), ebenfalls aus dem Preiser­
Zubehör werden Rückspiegel, Peil­
stäbe und Zusatzscheinwerfer ange­
bracht. Die Seilwinde bekommt eine 
Abdeckplane aus feinem Papier. Das 
am Modell mitlelgerichtet ange­
brachte Blaulicht wird vorbildgerecht 
an die linke Frontseite des Aufbaues 
gesetzt . Das Modellfahrzeug erhält 
die original Preiser-Räder. Die Lackie­
rung dieses LSHD-GKW erfolgt in 

RAL 7008 "über alles" . Die Farbde­
taillierung erfolgt wie üblich (Blinker, 
Rückleuchten, Wischer, Spiegel 
Lampen), das Modell erhält ferner die 
ZS-Embleme (Tür, Heck). 

Der THW-GKW auf Magirus-Deutz 
verbleibt in der vorbildgerechten 
Bausatzversion. Hier wird neben der 
empfohlenen Lackierung (RAL 5002) 
lediglich die oben beschriebene De­
taillierung erforderlich. Stoßstange, 
Kotflügel , Radkappen und Aufstiegs­
stufen des GKW-Modells erhalten 
eine schwarze Farbgebung (siehe 
Bausatz). Eine ebenfalls vorbildge­
rechte THW-Beschriftung ist dem 
Preiser-Bausatz beigefügt. 

Ein Satz noch zu den Steckleitern 
und dem Einreißhaken auf dem Auf­
bau-Dach: Auch hier sollte die Farb­
detaillierung nicht vergessen werden 
(Metallteile alu- oder eisenfarbig, 
Tritlholme schwarz-matt). Eine Leiter­
Befestigung kann aus feinen Pla­
stikstäben gefertigt werden. Unsere 
Bilder zeigen einen Großteil der not­
wendigen Details beider Fahrzeuge. 
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Ber/ln: rHW zeillte Leistunllsstand 

Die Bundeswettkämpfe des Techni­
schen Hilfswerks (THW) sind seit mehr als 
20 Jahren eine gute Tradition. Im Abstand 
von zwei Jahren finden sie im Wechsel für 
die Bergungs- oder Instandsetzungszüge 
statt. Zum ersten Mal war Berlin Austra­
gungsort eines Bundeswettkampfs. Vom 
20. bis 23. Mai 1993 fand im Berliner 
Stadtteil Hohenschönhausen ein viertägl­
ges Showprogramm mit Volksfestcharak­
ter unter dem TItel "Tolle Show des THW" 
statt, in das am Samstag, dem 22. Mal, 
der 12. THW-Bundeswettkampf eingebet­
tet war. 

Insgesamt 16 Bergungszüge kämpften 
um Sieg und Platz. Erstmals dabei , je eine 
Mannschaft aus jedem der neuen Bundes-
ländern. Sieger des Leistungsvergleichs 
wurde der Ortsverband Freisen aus dem Saarland, auf den Plätzen zwei und drei folg­
ten Garmlsch-Partenklrchen (Bayern) und Lüchow-Dannenberg (Niedersachsen). 

Unser Titelfoto und die Bilder auf dieser Seite geben einen Einblick in das Wett­
kampfgeschehen und das Rahmenprogramm. 

(Fotos: Hilberath) 


